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Uberschrift, Beschlussvorschlag

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit drtlicher Bauvor schrift

JBerliner Platz-Nordost“, AW 107

Stadtgebiet zwischen Hauptbahnhof, Berliner Platz, Schillstral3e und Gleisanlagen
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss

"1. Die wahrend der Beteiligung der Behérden und sonstigen Tréager offentlicher Belange ge-
malk § 4 (2) BauGB sowie der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen sind entsprechend den Vorschlagen der Verwaltung gemaf den Anlagen 8
und 9 zu behandeln.

2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ,Berliner Platz-Nordost®, AW 107, bestehend aus
der Planzeichnung, dem zugehdrigen Vorhaben- und Erschlie3ungsplan mit Erlauterungs-
bericht und den textlichen Festsetzungen, wird in der wahrend der Sitzung ausgehangten
Fassung gemalf § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

3. Die zugehdrige Begriindung mit Umweltbericht wird beschlossen.”

Sachverhalt, Begrindung, finanzielle Auswirkung: siehe nachste Seite



Aufstellungsbeschluss und Planungsziel

Am 29.11.2010 hat der Rat die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,Berliner
Platz-Nordost®, AW 107, beschlossen (DS 13934/10). Wesentliches Planungsziel war die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ansiedlung groR¥flachigen Einzelhandels
und Erganzung der vorhandenen Blronutzung. Anschlie3end hat der Projekttrager den
Schwerpunkt der Mal3nahme hin zu einer Entwicklung eines Biro- und Dienstleistungsstandorts
verlagert. Das aktualisierte Konzept wurde vom Rat der Stadt Braunschweig im Rahmen der
Beschlussfassung zur Auslegung nach 8 3 (2) BauGB mit den jetzigen Sortimentobergrenzen in
seiner Sitzung am 24.06.2013 beschlossen, ebenso wurde die erforderliche Anderung des
Zentrenkonzeptes in der selben Sitzung beschlossen.

Am 27.08.2013 beschloss der Rat dann ebenfalls die 103. Anderung des Flachennutzungspla-
nes der Stadt Braunschweig ,Berliner Platz Nordost".

Fruhzeitige Beteiligung der Behérden und sonstiger T rager offentlicher Belange geman
4 (1) BauGB

Die Beteiligung wurde in der Zeit vom 30.11. bis zum 19.12.2012 durchgefihrt.

Es gingen Stellungnahmen der Leitungstrager, zur Raumvertraglichkeit, zu Denkmal- und Um-
weltschutz und zu belasteten Boden ein. Diese wurden im Zuge der weiteren Planung bertck-
sichtigt.

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (1) BauGB

In der Zeit vom 05.12.2012 bis zum 12.12.2012 standen die Unterlagen zur Planung in Form
eines Aushangs sowie im Internet der Offentlichkeit zur Verfigung. Am 12.12.2012 fand eine
Informationsveranstaltung zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit statt.

Erganzend zu einer Informationsveranstaltung, deren Protokoll als Anlage 7 aufgefiihrt ist, gin-
gen zwei schriftliche Anregungen zur Planung ein. Ein Bewohner der Schillstral3e wies darauf
hin, dass die vorgesehene Planung seiner Meinung nach weder einwohner- noch umweltver-
traglich sei, da sie zu einem Anstieg von Larm, Abgasen und Feinstaub flhre. Die Schillstral3e
sei auBerdem nicht dazu geeignet, zusatzliche Verkehre aus der Entlastung der Helmstedter
StralRe aufzunehmen. Deshalb sei auch von der ErschlieRung des Gelandes von der Schillstra-
3e abzusehen. Zudem entsprache die Planung nicht dem stadtischen Zentrenkonzept Einzel-
handel.

Unter Verweis auf die vorliegende Rahmenplanung ,Braunschweiger Hauptbahnhof und Um-
feld“ (siehe DS 12394/12) beméngelte der zweite Einwender, dass die in der Rahmenplanung
vorgeschlagenen Malinahmen bei dieser Planung nicht umgesetzt werden. So werde die Chan-
ce, eine attraktive Verbindung zwischen dem sidlichen und dem dstlichen Ringgleis zu schaf-
fen, durch Verzicht auf die Umnutzung des Postgleises fur einen Ful3- und Radweg vertan. Er
regte zudem an, durch die Nutzung des Pakettunnels die Verbindung zwischen der Innenstadt
und den sudlichen Stadtteilen zu verbessern.

Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager offen tlicher Belange gemaf 8§ 4 (2)
BauGB

Die Beteiligung gemaR § 4 (2) BauGB hat zeitlich vorgezogen zur offentlichen Auslegung ge-
malR § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 12.06.2013 bis zum 16.07.2013 stattgefunden.

Es wurden keine gravierenden Einwendungen vorgebracht, die zu einer wesentlichen Anderung der
Planung gefiihrt hat. Die Stellungnahmen der TOB sind der Vorlage zum Satzungsbeschluss als
Anlage 8 beigefligt und dabei mit einer Stellungnahme der Verwaltung sowie einem Beschlussvor-
schlag versehen.
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Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB

Wahrend der offentlichen Auslegung vom 19.07.2013 bis 22.08.2013 wurden mehrere Anre-
gungen vorgebracht. Es wurde insbesondere kritisiert, dass durch die neue Erschliel3ung und
die geplante stadtischen Verlagerung der Verkehre eine unzumutbare Zunahme der Immissio-
nen zu erwarten sei und ein mogliches Teilstiick des Ringgleisweges parallel zum Bahndamm
Uber den suddstlichen Grundstiicksteil unberticksichtigt geblieben ist. Weiterhin wurde der Ver-
zicht auf ein Raumordnungsverfahren und die Ungleichbehandlung zwischen Ring Center und
BraWoPark beklagt. Eine genaue Darlegung der Sachverhalte ist Anlage 9 dieser Vorlage zu
entnehmen.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in der Anlage 8 und Anlage 9 aufgefiihrten Stellungnahmen den Vorschla-
gen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Berliner
Platz-Nordost, AW 107, als Satzung sowie die Begriindung zu beschlie3en.

Die Zustandigkeit des Rates ergibt sich aus § 58 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1: Ubersichtskarte

Anlage 2: Geltungsbereich

Anlage 3.1:  Zeichnerische Festsetzungen

Anlage 3.2:  Planzeichenerklarung

Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise
Anlage 5: Begrindung

Anlage 6.1:  Vorhabenplan - Erlauterungstext

Anlage 6.2.1: Vorhabenplan - Lageplan

Anlage 6.2.2: Vorhabenplan - Lageplan Legende

Anlage 6.3.1: Vorhabenplan - Schnitte und Ansichten BI. 1
Anlage 6.3.2: Vorhabenplan - Schnitte und Ansichten BI. 2
Anlage 6.4.1: Vorhabenplan - Au3enerschlie3ung

Anlage 6.4.2: Vorhabenplan - Au3enerschlieBung Legende
Anlage 6.5: Vorhabenplan - Werbekonzept

Anlage 7: Niederschrift Gber die Informationsveranstaltung zur frihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit nach § 3 Abs.1 BauGB
Anlage 8: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager

offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB
Anlage 9: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2)
BauGB

gez.

Leuer




Stadt & Braunschweig Anlage 2

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit drtlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost AW 107
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Stadt & Braunschweig

Anlage 3.2

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost

AW 107

Planzeichenerklarung
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Stadt % Braunschweig

Anlage 4

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz — Nordost

AW 107

Textliche Festsetzungen und Hinweise

A. Stadtebau
gemafl 8 1 aund § 9 BauGB

In dem Sondergebiet Einzelhandel (SO) und in den
Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 sind gemaR § 12
Abs. 3a BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 BauGB
nur solche Vorhaben zulassig, zu deren Durchfuh-
rung sich der Vorhabentrager im Durchfihrungsver-
trag verpflichtet.

| Art der baulichen Nutzung

1. Sondergebiet Einzelhandel (SO)

11 Das Sondergebiet Einzelhandel (SO) dient
vorwiegend der Unterbringung von Laden und
groR¥flachigen Einzelhandelsbetrieben.

1.2 Zuldssig sind:
- Laden und groR¥flachige Einzelhandels-

betriebe,

- Schank- und Speisewirtschaften sowie
Serviceeinrichtungen fir Kunden,

- Dienstleistungsbetriebe und nicht stérende
Handwerksbetriebe.

2. Zulassige Verkaufsflache

2.1 Im Sondergebiet SO ist eine Gesamtverkaufs-
flache von maximal 12.700 m? zul&ssig.

2.2 SB-Warenhaus (Selbstbedienungswaren-

haus)

2.2.1 Im Sondergebiet SO ist ein groRRflachiger
Einzelhandelsbetrieb mit erganzenden Shops
als SB-Warenhaus mit einer Verkaufsflache
von maximal 9.500 m? zulassig. SB-Waren-
haus im Sinne dieser Festsetzungen ist ein
groR¥flachiger Einzelhandelsbetrieb mit ergan-
zenden Shops, in dem ein Betreiber vorwie-
gend Nahrungs- und Genussmittel sowie
sonstige Waren des kurz- bis langfristigen
Bedarfs Giberwiegend im Selbstbedienungs-
verkauf anbietet.

2.2.2 In grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben des
Angebotssektors SB-Warenhaus sind Waren-
sortimente nur wie folgt zuléssig:

2.2.3

2.3

2.3.1

a) Hauptsortiment folgender zwei Waren-
gruppen:
- Lebensmittel und Getrédnke mit max.
4.750 m?2 Verkaufsflache
- Drogerieartikel (Kérper- und Haushalts-
pflegemittel) mit max. 1.000 m2 Ver-
kaufsflache

Die Verkaufsflache fiir das Hauptsortiment
muss mindestens 50 % der Verkaufsflache
des SB-Warenhauses betragen.

b) Nebensortiment folgender acht Waren-

gruppen:

- Haushaltswaren (Glas, Porzellan,
Keramik, Topfwaren, Haushaltsartikel)

- Burobedarf/ Schreibwaren sowie Buicher
und Zeitschriften

- Elektro- und Elektronikartikel und -geréate

- optische Geréte und Brillen

- Textilien und Bekleidung

- Schuhe

- Lederwaren

- Spielwaren

Die Verkaufsflache fur eine Warengruppe des
Nebensortiments darf insgesamt 6 % der Ver-
kaufsflache des SB-Warenhauses nicht tiber-
schreiten.

Im SB-Warenhaus ist eine Verkaufsflache von
insgesamt max. 500 m?2 fiir temporar wech-
selnde Sortimente zulassig.

Verkaufsflache auBerhalb des SB-Waren-
hauses

Dariiber hinaus ist im Sondergebiet SO fiir die
Hauptwarengruppe ,Periodischer Bedarf", die
aus den Warengruppen , Tabakwaren®, ,Ge-
sundheit (Drogerie/ Arzneimittel/ Medizinische
Produkte)” und ,Blumen* besteht, von der Ge-
samtverkaufsflache ein Anteil von insgesamt
400 m? Verkaufsflache zuléssig.

Fur die Hauptwarengruppe ,Aperiodischer
Bedarf* ist ein Anteil von 2.000 m2 fir die Wa-
rengruppe ,Spielwaren und Baby-/ Kinderarti-
kel“ sowie von 800 m?2 fur die Warengruppe
»riernahrung, Heim- und Nutztierbedarf und
lebende Tiere" zulassig.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit drtlicher Bauvorschrift
Berliner Platz — Nordost, AW 107

Textliche Festsetzungen, Stand: 12.09.2013
Satzungsbeschluss





2.4

3.1

3.2

3.3

Als Verkaufsflache im Sinne der zeichneri-
schen Festsetzungen und der textlichen Fest-
setzungen unter A 12.1 bis A | 2.3 gelten alle
den Kunden zugénglichen oder dem Verkauf
dienenden Flachen. Hierzu gehéren auch die
Thekenbereiche, die vom Kunden — insbe-
sondere aus hygienischen Griinden — nicht
betreten werden dirfen, Verkehrsflachen,
Kassen- und Packzonen

Nicht zu der Verkaufsflache zahlen die Ver-
kehrsflachen auRRerhalb der selbststéandig
nutzbaren Einzelhandelsbetriebe (Mall).

Gewerbegebiet (GE)

Die Gewerbegebiete GE1 und GE 2 dienen
vorwiegend der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben sowie zentralen Einrichtungen der
Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur.

Zulassig sind:

- Nicht wesentlich stérende Gewerbe-
betriebe,

- Geschafts-, Buro- und Verwaltungs-
gebéaude,

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale
und gesundheitliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulassig sind:

- Schank- und Speisewirtschaften,

- Wohnungen flr Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie fur Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, sofern sie dem Gewer-
bebetrieb zugeordnet, ihm gegeniber in
Grundflache und Baumasse untergeordnet
sind und ein schalltechnischer Nachweis
im Rahmen der Baugenehmigung erbracht
wird,

- nicht grof3flachige Einzelhandelsbetriebe,
sofern sie im Erdgeschoss untergebracht
sind und nicht zentrenrelevante Sortimen-
te im Sinne der Braunschweiger Liste ver-
treiben. Die nicht zentrenrelevanten Sorti-
mente sind wie folgt:

Autos, Autoteile, -zubehor, -reifen
Badeinrichtungen, Sanitarerzeugnisse
Bauelemente (inkl. Fenster, Tiren)
Bau- und Heimwerkerbedarf

Baustoffe (inkl. Fliesen)

Beschlage

Bodenbelage

Boote und Zubehor

Blromobel, Biromaschinen
(gewerblicher Bedarf)

Campingwagen, -artikel, Zelte
Eisenwaren

Gartenbedarf, -mdébel, -gerate, einschl.
Pflanzen, Samereien, Diingemittel
Gardinen und Zubehor

Gartenhauser, Wintergarten

Herde, Ofen, Kamine

Holz, Holzmaterialien
Installationsbedarf fir Gas, Sanitar, Hei-
zung

Kinderwagen, Kindersitze, Tragegestel-
le 0. &.

Kleineisenwaren, Werkzeuge

3.4

Kiichen
Mineraldlerzeugnisse

Mdobel

Motorrader und Zubehér
Rollladen, Rollos, Markisen
Sauna, Schwimmbadanlagen
Sportgerate (grofteilig)
Tapeten, Lacke, Farben
Teppichbéden

Tiernahrung, Heim- und Nutztierbedarf,
lebende Tiere

Zaune, Gitter

Nicht zulassig sind insbesondere:

- Lagerhduser und Lagerplatze,

- Tankstellen,

- Anlagen fur sportliche Zwecke,

- Vergniugungsstatten,

- Bordelle und bordellartige Betriebe.

Hoéhe baulicher Anlagen

Bezugspunkt fiir die Festsetzungen der Hohe
der baulichen Anlagen ist die Hohenlage tber
Normalnull ((.NN).

Im Sondergebiet SO ist auf einer Fl&che von
max. 150 m2 eine Uberschreitung der maxi-
malen H6he auf 107 m 0.NN zuléssig.

Die maximal zulassige Hohe der baulichen
Anlagen darf ausnahmsweise von techni-
schen Anlagen, wie z. B. Schornsteinen,
Fahrstuhlaufbauten, konstruktiv bedingten
Bauteilen und Luftungsanlagen Gberschritten
werden, soweit die Uberschreitung nicht mehr
als 3,0 m betrégt, sich auf maximal 15 % der
Grundflache und mit einem Mindestabstand
von 5,0 m zur Dachkante beschréankt. Anlagen
zur Nutzung der Sonnenenergie wie Fotovol-
taik oder Warmekollektoren sind von dieser
Einschrankung ausgenommen, soweit sie
durch geeignete Malinahmen optisch nicht in
Erscheinung treten.

Ausnahmsweise ist im Gewerbegebiet GE 2
eine Uberschreitung der max. zulassigen
Hoéhe um hochstens 9,0 m durch technische
Aufbauten zuldssig, soweit es sich um zentral
in der Dachflache stehende, schlanke Aufbau-
ten einer Antennenanlage handelt.

Grunordnung

11

1.2

Private Flachen

Mindestens 5 % der Grundstucksflachen sind
wie folgt qualifiziert zu begriinen:

Je angefangene zu begriinende 100 m2 sind
ein mind. mittelkroniger Laubbaum und

5 Stréaucher zu pflanzen.

Hierauf anrechenbar sind die Flachen fur
Anpflanzungen gemaR A [111.2 und 1.3.

Auf der Flache fur Anpflanzungen mit der
Kennzeichnung |1 ist auf mind. 75 % der Fla-

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift
Berliner Platz — Nordost, AW 107

Textliche Festsetzungen, Stand: 12.09.2013
Satzungsbeschluss





1.3

1.4

15

1.6

4.

-3-
che eine Bepflanzung mit standortgerechten,
heimischen Strauchgehdlzen anzulegen.

Die gehdlzfreien Bereiche sind mit einer
standortangepassten Krauter-/ Graser-
Saatgutmischung anzuséen.

Die Flache fir Anpflanzungen mit der Kenn-
zeichnung 2| ist vollflachig als halbruderale
Gras- und Staudenflur anzulegen und auf
mindestens 30 % der Flache pulkartig mit
halbhohen Strauchgehdlzen (wie z. B. Besen-
ginster, Bibernell- und Kartoffel-Rose) zu be-
pflanzen.

Zusatzlich zu den gemaf A 11l 1.1 anzupflan-
zenden Baumen ist bei Neubau- und/oder
Umbaumafnahmen von Stellplatzanlagen mit
mindestens 6 Stellplatzen je 6 Stellplatze ein
mindestens mittelkroniger Laubbaum zu
pflanzen. Die Baumstandorte sind bei Anla-
gen mit mehr als 10 Stellplatzen Giberwiegend
als gliedernde Elemente in die Stellplatzanla-
ge zu integrieren. In den dem Sondergebiet
SO zugeordneten Stellplatzbereichen sind fur
mind. 75 % der anzupflanzenden Baume
gro3kronige Arten zu verwenden.

Die Baumstandorte im Bereich von Stellplat-

zen sind wie folgt auszubilden:

- je Baum ist eine gegen Uberfahren zu si-
chernde dauerhaft begriinte Vegetations-
flache von i.d.R. mindestens 2,0 m Breite
und 9,0 m2 Flache vorzusehen.

- Die Baumstandorte kénnen ausnahms-
weise auch mit abgedeckten Baumschei-
ben ausgebildet werden.

Fur die festgesetzten Anpflanzungen sind
folgende Pflanzqualitédten vorzusehen:
- Laubb&ume: Hochstamme, Stammumfang
18 bis 20 cm, gemessen in 1,0 m Hohe,
- Straucher: verpflanzt, 4 Triebe, 60 bis
100 cm.
Artbedingte Abweichungen sind méglich.

Die festgesetzte Larmschutzwand ist auf der
vom Vorhabengebiet abgewandten Seite mit
Schling- und/oder Kletterpflanzen zu begru-
nen und dafir mit ausreichend dimensionier-
ten Rankhilfen zu versehen. Zur Begriinung
sind verschiedene Arten von Schling-/Kletter-
pflanzen (wie z. B. kletternde Lonicera-Arten,
Efeu oder kletternder Spindelstrauch) zu ver-
wenden. Als Pflanzqualitat ist mind. 2 x ver-
pflanzte Ware mit Topfballen, 3 Triebe, 40-60
cm zu verwenden. Je 1 Ifm L&rmschutzwand
ist eine Pflanze zu setzen.

Auf den Abstandsflachen der Larmschutzan-
lagen zur Grundstlicksgrenze gemaf A VI
2.1, der Flache fir Anpflanzungen (1] gem. A
Il 1.2 und der Flache fur MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft gemaR A IV 1
ist die Anlage eines Geh- und Radweges zu-
lassig. Die bei Herstellung des Weges entste-
henden Eingriffe sind separat zu bewerten
und auszugleichen.

Die gemaf den textlichen und zeichnerischen
Festsetzungen zur Begriinung vorzusehenden

Grundstucksflachen missen bis zur Inge-
brauchnahme der baulichen Anlagen ausge-
baut sein. Sie sind spéatestens in der nachst-
folgenden Pflanzperiode geméaR den Festset-
zungen abschlielend zu begrunen. Die Fest-
setzung gilt bei Bildung von Bauabschnitten
analog.

Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachge-
recht auszuftihren, dauerhaft zu unterhalten
und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Bei
Baumen ist eine artgerechte Kronenentwick-
lung dauerhaft zuzulassen.

MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

11

1.2

2.1

Die festgesetzten Flachen fiir MaBnahmen

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft sind durch

folgende MalRnahmen naturnah zu entwickeln:

- Auf ca. 0,1 ha ist Sandtrockenrasen anzu-
legen und zu entwickeln.

- Nach Nordwesten und Stidwesten sind
angrenzend an die vorgenannten Sandtro-
ckenrasen auf ca. 0,05 ha Ruderalfluren
trockenwarmer Standorte anzulegen und
zu entwickeln.

- Innerhalb der Ruderal- und/oder Trocken-
rasenflache sind drei Bruthabitate fur den
Steinschmatzer anzulegen, die gleichzeitig
als Winterquartier fur die Zauneidechse
dienen. Die Ausflihrung der Habitate so-
wie die Lage im Gelande ist mit der unte-
ren Naturschutzbehérde einvernehmlich
abzustimmen.

Zur Herstellung der Flachen ist entweder
Oberboden aus vorhandenen Sandtrocken-
rasenflachen/ Ruderalfluren zu entnehmen
oder geeignetes Saatgut zu verwenden und in
die Flache als Samenpotential einzubringen.
Das Aufkommen von Baum- und Strauch-
wuchs ist durch bedarfsgerechte Pflege zu
verhindern

Die festgesetzte MaRhahme ist innerhalb
eines Jahres nach In-Kraft-Treten des Bebau-
ungsplans fachgerecht herzustellen und dau-
erhaft im Sinne der Festsetzung zu erhalten.

Im Plangebiet sind gemaf der artenschutz-
rechtlichen Priifung als Ausgleich fur den Ent-
fall der Habitate fiir die betroffenen Arten fol-
gende MaflRnahmen durchzufiihren:

- Installation von 35 Nisthilfen fir Fledermau-
se, welche in die Fassade der Gebaude zu
integrieren sind.

- Installation von 25 Nisthilfen fir Fledermau-
se an Geholzen.

- Installation von 23 Vogel-Nisthilfen fur
Gebaudebriter an den Gebauden sowie
10 Vogel-Nisthilfen fur Hohlen- und Halb-
hohlenbriiter an Gehdlzen.

Die Auswahl der Nisthilfen sowie die Lage an
den Gebauden und Gehdélzen sind mit der un-
teren Naturschutzbehdorde einvernehmlich ab-
zustimmen.
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Zuordnung der Ausgleichsflachen und MaR-
nahmen

Die festgesetzte Begriinung der privaten Fla-
chen mit Anpflanzfestsetzungen und die
MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
unter A lll und A IV dienen im Sinne des § la
BauGB dem Ausgleich von Eingriffen in Bo-
den, Natur und Landschaft, die auf den priva-
ten Bauflachen aufgrund dieses Bebauungs-
planes ermdglicht werden.

Zur Durchfiihrung verbleibender Kompensati-
onserfordernisse verpflichtet sich der Vorha-
bentrager durch vertragliche Vereinbarungen
nach § 11 BauGB.

\

Festsetzungen zum Schutz vor schéadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes

11

1.2

21

2.2

Larmpegelbereiche

In den Gewerbegebieten und im Sondergebiet
sind passive Schallschutzmafl3nahmen fiir
Aufenthaltsrdume fiir die im Bebauungsplan
festgesetzten Larmpegelbereiche (LPB) ge-
maf DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau*
und gemalR VDI 2719 ,Schallddmmung von
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen*
durchzufuhren.

Von den Festsetzungen unter A VI 1.1 kann
ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn
nachgewiesen wird, dass der erforderliche
Schallschutz auf andere Weise gewahrleistet
ist.

Larmschutzanlagen — aktiver Larmschutz

Entlang des gekennzeichneten Bereiches fur
Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes ist eine Larm-
schutzanlage, bestehend aus einer Wand in
einer Gesamthohe fir die Strecke A-B-C von
3,7 mund die Strecke C-D-E-F-G-H von

2,0 m Uber dem Bezugspunkt zu errichten.
Dabei ist fur die Strecke C-D-E-F ein Min-
destabstand von 1,5 m zur Grundstlicksgren-
ze einzuhalten. Fir die Strecke F-G-H ist ein
Mindestabstand von 3,0 m einzuhalten.

Das zu errichtende Geb&ude ist entlang der
mit J-K gekennzeichneten Strecke mit einer
schalldichten, geschlossenen Fassade zu er-
richten. Die Zufahrtsrampe auf3erhalb des
Gebéudes ist in diesem Bereich an ihrer
Nordost-Seite auf 6,5 m L&ange mit einer 3,5 m
hohen, geschlossenen Wand zu versehen.

Entlang der mit K-L gekennzeichneten Stre-
cke ist das erste Obergeschoss des Park-
decks im Gebaude mit einer schalldichten,
geschlossenen Fassade zu errichten.

2.3 Entlang der mit A-lI gekennzeichneten Strecke
ist eine Larmschutzanlage mit einer Gesamt-
héhe von 4,0 m Gber dem Bezugspunkt an
der Grundstiicksgrenze zu errichten wenn das
bestehende Gebéaude Rietschelstralle 5 durch
eine schutzbedirftige Nutzung umgenutzt
oder abgerissen wird.

Gleichzeitig ist die Schirmhdhe der Larm-
schutzwand im Bereich der mit A-B-C ge-
kennzeichneten Strecke auf eine Gesamthdhe
von 4,0 m zu erhéhen.

Zum Zeitpunkt der Umnutzung oder des Ab-
risses des Bestandsgebaudes tritt gemaf § 9
Abs. 2 BauGB die Festsetzung nach Satz 1 in
Kraft.

2.4 Bezugspunkt fur die Hohe der Larmschutzein-
richtungen ist abweichend von A 1l 1 die mitt-
lere H6henlage der LKW-Umfahrt bzw. des
Geléandes der Zufahrt Schillstraf3e im Bereich
der Larmschutzanlage.

3. Storfallbetriebe
Storfallbetriebe i.S.v. 8 50 BImSchG in Ver-
bindung mit der 12. BImSchV sind unzulassig.
B. Ortliche Bauvorschrift

gemaf 88 80, 84 NBauO in Verbindung mit
§ 9 Abs. 4 BauGB

| Geltungsbereich

Die Gestaltungsvorschriften gelten fur den gesamten
Geltungsbereich des Bebauungsplanes AW 107
,Berliner Platz — Nordost".

1l Dachformen

Fur die Hauptgebaude sind nur Flachdécher bis zu
einer Dachneigung von maximal 6 Grad zulassig.

1 Werbung

Allgemeine Anforderungen

Als Werbeanlage im Sinne dieser Satzung gelten alle
ortlich gebundenen Einrichtungen, die der Ankiindi-
gung oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe
und Beruf dienen und von allgemein zugangigen
Verkehrs- oder Grinflachen aus sichtbar sind.

Hierzu z&hlen insbesondere Schilder, Beschriftun-
gen, Bemalungen, Lichtwerbung, Schaukasten,
Beklebungen und im Schaufenster angebrachte
Werbeanlagen mit Auf3enwirkung.

Werbeanlagen mussen sich in der Gestaltung, insbe-
sondere nach MaR3stab, Anordnung, Werkstoff, Farb-
gebung und Wirkung den baulichen Anlagen unter-
ordnen und in das StralBen- und Ortsbild einfligen.
Sie sollen sich aus den liegenden und stehenden
Elementen und den OffnungsmaRen der Fassade
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herleiten und in die Gliederung der Fassade einpas-
sen.

Akustische Werbeanlagen sind unzulassig.

Werbeanlagen mit wechselndem (flackerndem), sich
bewegendem Licht (z. B. Lichtlaufanlagen, senkrech-
te Kletterschriften, Blink-, Wechsel-, und Reflexbe-
leuchtung, Himmelsstrahler) und mit sich turnus-
maRig verdndernden Werbedarstellungen (wie z. B.
Prismenwendeanlagen, CityLightBoards, Rollbander,
Filmwénde, Wandprojektionen, LED-Boards) und
Bildschirmwerbung sind unzul&ssig.

Werbeanlagen oberhalb der Traufkante sind unzu-
lassig.

\Y Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen

Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen sind zu
den offentlichen Verkehrsflachen unzuldssig.

\% Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt gemaf § 80 Abs. 3 NBauO,
wer vorsatzlich oder fahrlassig den 6rtlichen Bauvor-
schriften zuwiderhandelt.

C. Hinweise

1. Kampfmittel

Es ist davon auszugehen, dass im Geltungs-
bereich dieses Bebauungsplanes noch
Kampfmittel vorhanden sein kénnen.
Entsprechend ist ein Verdacht auf Bomben-
blindganger nicht auszuschlieRen. Es ist da-
her eine baubegleiten Aushubliberwachung
auf Kampfmittel mit anschlieBender Sohlen-
sondierung vorzunehmen.

2. Boden, Abfall, Grundwasser

Im Planbereich ist das Grundwasser mit
LHKW (Leichtfliichtigen halogenierten Koh-
lenwasserstoffen) verunreinigt. Bei Grund-
wasserhaltungsmafRnahmen ist mit zusatzli-
chen MalRnahmen (z.B. Grundwasserreini-
gung vor Ableitung in den Regenwasserkanal)
zu rechnen.

3. Larmschutz

Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen
A VI ,Festsetzungen zum Schutz gegen
schéadliche Umwelteinwirkungen* sind folgen-
de Grundlagen maf3geblich:

* DINISO 9613-2 ,Dampfung des Schalls
bei der Ausbreitung im Freien“, Heraus-
geber Deutsches Institut fir Normung,
Beuth-Verlag, Berlin, 1999

* VDI-Richtlinie ,Schallddmmung von Fens-
tern und deren Zusatzeinrichtungen, Her-
ausgeber Deutsches Institut fir Normung,
Beuth-Verlag, Berlin,1987

e DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®,
Herausgeber Deutsches Institut fiir Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin, 1989.

Diese Unterlagen kdnnen in der ,Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt* der Stadt
Braunschweig eingesehen werden.

Der Nachweis im Rahmen der ausnahmswei-
sen Zulassigkeit von Wohnungen fiir Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie fur
Betriebsinhaber und Betriebsleiter muss unter
Berlicksichtigung des maf3geblichen Aul3en-
larmpegels fur die Nachtzeit erfolgen.

Naturschutz

Fur den Verlust des gesetzlich geschiitzten
Magerrasenbiotopes ist ein Antrag auf Aus-
nahme von den Verbotstatbestanden des § 30
BNatSchG zu stellen.
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Rechtsgrundlagen - Stand: 6. September 2013 -

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert
durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

Baunutzungsverordnung (BauNVQO)

in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548)

Planzeichenverordnung (PlanZV)

in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | 1991 S. 58), geandert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. S. 1274), zu-
letzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBI | S. 1943)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch
Art. 2 und 4 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. | S. 3154)

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94),
zuletzt geandert durch Art. 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBI. |
S. 2794)

Niedersachsisches Ausfilhrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG)

in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104)

Niedersachsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46)

Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gean-
dert durch Art. 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBI. S. 589)
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Bisherige Rechtsverhaltnisse

2.1

2.2

Regional- und Landesplanung

Die Stadt Braunschweig ist, entsprechend dem Landesraumordnungspro-
gramm Niedersachsen 2008, Fortschreibung 2012 (LROP), in der globalen
Betrachtung Bestandteil der Metropolregion Hannover — Braunschweig —
Gottingen. Innerhalb der Metropolregion sollen die Innovation und internatio-
nale Wettbewerbsfahigkeit, internationale Verkehrs- und Kommunikations-
punkte, Arbeitsmarktschwerpunkte sowie Zentren der Wissenschaft, Bildung
und Kultur gestarkt werden (C 1.2.05). Das Landesraumordnungsprogramm
legt aufgrund der zentralortlichen Gliederung die Ober- und Mittelzentren
fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bilden sie die zentralen Orte, die im
Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener Siedlungs- und Versor-
gungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (2.2.01). In der Funktion
eines Oberzentrums (2.2.04) hat die Stadt Braunschweig zentralortliche Ein-
richtungen und Angebote fir den spezialisierten héheren Bedarf vorzuhalten
(2.2.03). Mit den Oberzentren Salzgitter und Wolfsburg in Verflechtung mit
dem Mittelzentrum Wolfenbdttel bildet die Stadt Braunschweig einen ober-
zentralen Verbund, mit den Schwerpunktaufgaben Wohnen und Arbeiten
sowie Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstatten.

Nach den Festlegungen in den zeichnerischen Darstellungen des Regiona-
len Raumordnungsprogrammes (RROP) fur den GroRraum Braunschweig
2008 ist das Plangebiet als Siedlungsflache ausgewiesen; im Sudosten
grenzt ein Vorranggebiet fur Schienenverkehr (Haupteisenbahnstrecke) so-
wie im Nordwesten ein Vorranggebiet Hauptverkehrsstral3e von regionaler
Bedeutung (Berliner Platz) an. Zugleich verlauft entlang des Abschnittes des
Berliner Platzes eine Vorrangtrasse fur die Stadtbahn. Westlich des Planbe-
reiches besteht ein als Vorranggebiet Umspannwerk gekennzeichnetes Ge-
baude. Vorabstimmungen Uber die Vertraglichkeit mit der Raumordnung ha-
ben mit den Unterlagen stattgefunden. Der Zweckverband Grof3raum Braun-
schweig hat mit Schreiben vom 18.02.2013 festgestellt, dass das Vorhaben
den Grundsatzen und Zielen der Raumordnung entspricht und ein Raumord-
nungsverfahren nicht erforderlich ist.

Flachennutzungsplan

Fur den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplan-Entwurfes gelten
die Darstellungen des rechtswirksamen Flachennutzungsplans der Stadt
Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 06. Oktober 2005,
in seiner derzeit geltenden Fassung.

Der Flachennutzungsplan stelit-hat fir die zu Uberplanenden Flachen derzeit
Sonderbauflache ohne nahere Zweckbestimmung dargestellt. Aus diesen
Darstellungen_konnten kénnen-die Festsetzungen des Bebauungsplans AW
107 ,Berliner Platz - Nordost® fir den gewerblichen Bereich nicht entwickelt
werden. Fur die ubrigen Bereiche wird eine Zweckbestimmung zwingend er-
forderlich.

Insofern erfelgtist die Anderung des Flachennutzungsplans im Parallelver-
fahren zur Aufstellung des Bebauungsplans_erfolgt. In der Anderung-werden
wurden die Flachen entlang des Wilhelminischen Rings, die auch den Be-
stand-erfassen erfassten, in gewerbliche Bauflachen geandert. Die 6stlich
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liegenden Sonderbauflachen-erhalten- erhielten die Zweckbestimmung Ein-
zelhandel. Der Feststellungsbeschluss fur die Flachennutzungsplandnderung
wurde am 27.08.2013 durch den Rat der Stadt Braunschweig gefasst.

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplangs -Entwurfes werden
somit aus den kunftigen Darstellungen des Flachennutzungsplanes entwi-
ckelt sein.

Bebauungspléane

Fur den Uberwiegenden Teil des Plangeltungsbereiches gelten bisher keine
Bebauungsplane. Teile des Bebauungsplans AW 2 aus dem Jahr 1958 wer-
den im Bereich des Berliner Platzes in den vorliegenden Plan einbezogen.
Ebenso sind Teile des Bebauungsplans AW 7 im Bereich der festgesetzten
MaRnahmenflache an der Helmstedter Strale nahe der Brucke in den vor-
liegenden Plan einbezogen. Die dortigen Festsetzungen werden mit In-Kraft-
Treten dieses Bebauungsplans uberlagert und treten insofern aul3er Kraft.

Der Verwaltungsausschuss und der Rat der Stadt Braunschweig haben am
29.11.2010 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ und die 103. Anderung des Flachen-
nutzungsplanes beschlossen. Die Planaufhebungen wurden mit dem Ausle-
gungsbeschluss gefasst.

Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

Die Ende 2010 erfolgte VerauRerung des ehemaligen Postareals war Anlass,
die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes AW 107 ,Berliner
Platz - Nordost“ zu beschlielen. Grundvoraussetzung war, aufgrund des ge-
planten gro3flachigen Einzelhandels, eine mit der IHK in den Grundzigen
abgestimmte zentrenvertragliche Nachnutzung auf einer Teilflache zu etab-
lieren. Neben der Einzelhandelsnutzung sah die Planung vor, als Erganzung
zu den bereits vorhandenen Birogebauden zusatzliche Flachen fur Baronut-
zung zu errichten. Diese Planung besitzt weiterhin Bestand.

Das ehemalige Postareal wurde Ende der 1960er Jahre erbaut, im Zusam-
menhang mit der Errichtung des Hauptbahnhofes. Im Jahr 1990 wurde der
Verwaltungstrakt mit Buroturm (Business Center 1, ,Toblerone®) fertigge-
stellt, um die Dienststellen der Oberpostdirektion (OPD) Braunschweig zu-
sammenzufihren. Durch die Ubernahme der OPD Braunschweig durch die
OPD Hannover fand eine vollstandige Nutzung der vorhandenen Gebaude
nie statt. Im Laufe der Zeit fielen immer mehr Teile leer, bis hin zum fast voll-
standigen Leerstand.

Ziel des Bebauungsplanes ist es, einerseits der Blroflachennachfrage in
zentralen Bereichen gerecht zu werden, andererseits das Einzelhandelsan-
gebot im Umfeld des Bahnhofsbereiches zu erweitern und attraktiver zu ge-
stalten. Die Attraktivitatssteigerung des Bahnhofsumfeldes war und ist ein
langfristiges Ziel der Stadt Braunschweig. In diesem Zusammenhang wurden
bereits einzelne Entwicklungsuntersuchungen erstellt, deren Realisierung in
der Regel an den Eigentumsverhaltnissen der betreffenden Flachen scheiter-
ten.
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Insofern wird das Vorhaben als erster Schritt gesehen, um die stadtebauli-
che Situation im Bahnhofsumfeld zu verbessern, wodurch sich langfristig
auch Synergien in angrenzenden Bereichen ergeben kdnnen.

Fur das geplante Vorhaben des Fachmarktzentrums soll im Bebauungsplan
ein Sondergebiet (SO) gemal’ § 11 BauNVO mit der naheren Zweckbestim-
mung ,Einzelhandel” fur den Bereich entlang der Schillstra3e bis zum Gleis-
bereich der Deutschen Bahn AG und ein Gewerbegebiet gemal} § 8
BauNVO entlang des Berliner Platzes festgesetzt werden.

Der Plan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan mit ortlicher Bauvor-
schrift aufgestellt. Gemal § 12 Abs. 3 BauGB wird der Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

Der Vorhaben- und Erschliefungsplan wird durch Aufnahme in den Sat-
zungsbeschluss gemald § 10 Abs. 1 BauGB Bestandteil des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans. Voraussetzung ist, dass der Vorhaben- und Er-
schliefungsplan an samtlichen Schritten des Bebauungsplanverfahrens teil-
nimmt und Teil der Urkunde wird.

Gemal § 12 Abs. 3a BauGB wird die Art der baulichen Nutzung im vorha-
benbezogenen Bebauungsplan gemal der Typik der Baunutzungsverord-
nung festgesetzt. Weiterhin wird verbindlich geregelt, dass nur solche Vor-
haben zulassig sind, zu denen sich der Vorhabentrager im Durchfihrungs-
vertrag verpflichtet. Dartuber hinaus werden weitere rahmensetzende Fest-
setzungen zu Uberbaubaren Grundstlckflachen, dem Mal} der baulichen
Nutzung, zu Grin- und Verkehrsflachen, Sortimentsarten und -mengen,
Werbeanlagen u.a.m. aufgenommen.

Der Ausgleich fur Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt teilweise innerhalb
des Plangebietes.

Umweltbericht

4.0

4.1

Praambel

Im vorliegenden Umweltbericht werden die auf Grund der Umweltprifungen
nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. Aufgrund der Grol3e des Vorhabens ist gemaR Nr. 18.8
der Anlage 1 zum UVPG die Durchfuhrung einer allgemeinen Vorprufung
des Einzelfalls erforderlich. Auf der Grundlage des § 17 Abs. 1 UVPG wird
die Prufung im Rahmen der Umweltprifung zum vorliegenden Bebauungs-
plan durchgefuhrt. Die Ausgleichsbilanz wurde abgestimmt und in die Pla-
nung eingestellt.

Beschreibung der Planung

Das der Planung zugrunde liegende Strukturkonzept zielt auf die zukunftsfa-
hige Entwicklung des rd. 7,5 ha umfassenden ehemaligen Poststandortes
ab. In stadtebaulich integrierter Lage soll die Buronutzung ausgebaut und die
Einzelhandelsnutzung etabliert werden. Dabei sollen unter Beibehaltung in-
takter Strukturen die Defizite der Vornutzung behoben werden durch:

Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ mit 6rtlicher Bauvorschrift Begriindung, Stand: 12. September 2013





-6 -

e Erhaltung der vorhandenen, dem Berliner Platz und dem Bahnhof zuge-
wandten Gebaudeteilen (Business Center 1) mit dem pragenden Hoch-
haus,

e Erganzung und Aufwertung des Areals durch Errichtung eines zweiten
Turms (Business Center 2) zur Starkung der stadtebaulichen Form,

o Offnung des Gelandes fir die Bevolkerung und Schaffung von Durch-
querungsmaoglichkeiten fur Fuliganger und Radfahrer,

e Schaffung eines gestalteten architektonischen Ensembles mit integrier-
ten Freiraumstrukturen,

e Einbindung der Planung in das Wegekonzept der Stadt hinsichtlich
Ringgleisweg und Pakettunnel unter Aufnahme_einer neu zu
schaffendenr Ful3- und Radwegeanbindungen-dertnnenstadt-und des
Ostlichen Ringgebietes.

Mit dem Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ werden Flachen
des ehemaligen Hauptpostareals im Bereich des Hauptbahnhofes Gberplant.
Die Planung sieht eine Neustrukturierung und Integration des Plangebietes
in das innerstadtische Geflige vor. Im Rahmen dieser Neuausrichtung bleibt
das Verwaltungsgebaude (Business Center 1 mit Anbauten) erhalten, die Ub-
rigen baulichen Anlagen wurden abgebrochen. Als nordliche Erganzung des
Verwaltungsbaues wird ein weiterer Verwaltungstrakt (Business Center 2) er-
richtet. Dieser wird als Pendant zu der bereits bestehenden Bebauung eben-
falls als Turm mit voraussichtlich neunzehn Geschossen ausgebildet. Zu-
satzlich wird die Erweiterung von Blro- und Verwaltungsflachen (Business
Center 3) an der dem Berliner Platz abgewandten Seite geplant. In dem 0Ost-
lichen Bereich des Grundstickes wird parallel zu den Gleisanlagen der
Deutschen Bahn AG ein Fachmarktzentrum errichtet.

Zwischen dem Fachmarktzentrum und dem Braunschweiger Hauptbahnhof
ist die Errichtung eines InterCity-Hotels mit 320 Betten geplant. Dieses Vor-
haben ist nicht Bestandteil der vorliegenden Planung, da fur dieses Vorha-
ben eine Genehmigungsfahigkeit auf der Grundlage von § 34 BauGB be-
steht.

Die verbliebenen Bestandsgebaude (Business Center 1 nebst Flligeln) besit-
zen eine Netto-Grundflache (NGF) von rd. 18.000 m?, die zurzeit fast voll-
standig vermietet sind. Das geplante Business Center 2 erhalt eine NGF von
rd. 12.500 m?, das Business Center 3 rd. 5.500 mZ2.

FUr das Fachmarktzentrum ist eine NGF von rd. 18.500 m? mit einer Ge-
samtverkaufsflache (VK) von maximal 12.700 m? vorgesehen. Die angebote-
nen Sortimente unterteilen sich in den periodischen und aperiodischen Be-
darf. Zusatzlich ist die Ansiedlung von Gastronomie- und Dienstleistungsfla-
chen geplant.

Zur Regelung des ruhenden Verkehres werden uber dem Fachmarktzentrum
zwei Parkebenen angeordnet mit rd. 1.260 Uberdachten Stellplatzen —

rd. 580 Stellplatze im 1. OG und rd. 680 Stellplatze im 2. OG. Die erste Ebe-
ne wird weitestgehend den Nutzern des Fachmarktes zur Verfigung stehen,
die zweite der Buronutzung. Die Parkdecks werden durch zwei voneinander
getrennte Rampensysteme erschlossen. Zusatzlich stehen fur die Nutzer des
Fachmarktzentrums rd. 450, fur die Buronutzer rd. 160 ebenerdige Stellplat-
ze auf den Freiflachen zur Verfligung.
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Die Erschlielung des Plangebietes erfolgte durch die vorherige Nutzung
vorwiegend Uber die Rietschelstra3e. Nach der vorliegenden Planung wird
auf diese Anbindung verzichtet. Zukunftig erfolgt die ErschlieRung Uber zwei
neu zu errichtende Anschlusspunkte im Bereich der Schillstra’e und des
Berliner Platzes fur das Fachmarktzentrum. Die Erschlieung fur die Verwal-
tungs-/Blronutzung erfolgt Gber die gemeinsame Zufahrt mit dem Fach-
marktzentrum vom Berliner Platz sowie einen weiteren Anschlusspunkt uber
den ndrdlichen Bahnhofsvorplatz an den Berliner Platz.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst ca. 7,5 ha, von denen
als Sonderbauflachen ca. 5,1 ha, als Gewerbegebiet ca. 1,9 ha, weitere ca.
0,15 ha fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft und ca. 0,3 ha als Stral3enverkehrsflachen
vorgesehen sind.

Ergebnis der Prifung anderweitiger Planungsmadglichkeiten

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich Uberwiegend um die Revitali-
sierung z. T. brachgefallener Flachen und leerstehender baulicher Anlagen,
die friher von der Post genutzt wurden. Vordringliches Ziel ist es, diesen
konkreten Standort in das stadtebauliche Geflige der Stadt zu integrieren
und einer geordneten Nachnutzung zuzufuhren. Aufgrund der vorhandenen
Strukturen und der unmittelbaren Nahe zum Hauptbahnhof sind die Flachen
fur eine Blro- und Einzelhandelsnutzung pradestiniert.

Bliebe das Gelande unbeplant (Nullvariante), ware eine weitergehende Ent-
wicklung des Gelandes nur eingeschrankt maoglich.

Als Wohngebiet eignet sich das Plangebiet aufgrund der Vorbelastung durch
die angrenzende Bahntrasse und das vorhandene Straldensystem nur einge-
schrankt. Fir die Einzelhandels- und Blronutzung sprechen neben der ge-
ringeren Stéranfélligkeit auch arbeitsmarktpolitische Uberlegungen. Mit der
geplanten Nutzungsstruktur sind auch zahlreiche neue Arbeitsplatze verbun-
den.

In dem konkreten Fall bildet ein zwischen dem Vorhabentrager und der Stadt
abgestimmtes Vorhaben (Vorhaben- und Erschlielfungsplan) die Grundlage
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

Planerische Vorgaben und deren Berlicksichtiqung

Neben den grundsatzlichen gesetzlichen Anforderungen an die Berucksichti-
gung der Ziele des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret
fur den Planungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der
Fachplanungen auszuwerten und bei der Planaufstellung zu berlcksichtigen.
Die nachfolgende Aufstellung gibt einen Uberblick Uber die fiir den Raum
vorliegenden bzw. geplanten Fachplanungen und Gutachten.

Fachplanungen und Gutachten:

Stadtklimaanalyse Braunschweig, Steinke & Steifeneder,
Richter & Rockle, 2011
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Regionales Raumordnungsprogramm, 2008
Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999
Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, 2009
Vertraglichkeitsanalyse, GfK, 2010
Vertraglichkeitsanalyse, GfK, 2012
Verkehrsgutachten, Planfall P1* und P1, WVI, 2013
Schalltechnische Untersuchung, Bonk-Maire-Hoppmann GbR
(Garbsen) -11155-, 2013
. Boden-und-Altlastenuntersuchung-Untersuchungsbericht BV 38102
Braunschweig, Postfiliale Berliner Platz 12 — 16, 23.04.1998,
Erd- und Grundbauinstitut Hamburg
. Orientierende Bodenuntersuchung auf dem Gelande der Deutschen
Post, Berliner Platz 12-16, 38102 Braunschweig,
Projekt Nr. LO 55402269, 24.09.2003, DEKRA2003

. Umwelttechnische Untersuchung BraWoPark, Berliner Platz 12-16,
Braunschweig Bericht 078.11, 16.06.2011, bsp ingenieure;- 2044

. BraWoPark Braunschweig, Umbau und Erweiterung,
Naturschutzfachlicher Betrag, Okotop, 2013

. BraWoPark Braunschweig, Umbau und Erweiterung,

Artenschutzrechtliche Priifung, Okotop, 2013

Konzepte:

. Rahmenplan Braunschweiger Hauptbahnhof und Umfeld,
Herwarth + Holz, Berlin, Dezember 2011

Der Vorhaben- und Erschliel3ungsplan stellt eine Zusammenfiigung der un-
terschiedlichen Fachplanungen dar.

Der Landschaftsrahmenplan nennt fur das Plangebiet kein besonderes Ziel.
Im Plangebiet selbst liegen keine nach einzelnen Fachgesetzen zu bewer-
tende Schutzgebiete und Objekte. Fur den Bereich der Gleisanlagen ist zu
unterstellen, dass es sich bis zur Abraumung um einen Standort flir Mager-
rasen-_Trockenrasen gehandelt hat. Daher wird der Tatbestand eines ge-
schitzten Biotops gem. § 30 BNatSchG bei der Eingriffsbilanz zugrunde ge-
legt.

Daruber hinaus werden die einschlagigen Fachgesetze, die den Umwelt-
schutz betreffen, bertcksichtigt.

Beschreibung der Methodik der durchzufiihrenden Umweltpriifung und Beur-
teilung der Informationsgrundlagen

Der Betrachtungsraum fur die durchzufuhrende Umweltprafung geht tber
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hinaus, soweit raumlich-
funktionale Beziehungen dies erfordern.

Als Raum, in dem voraussichtlich mit erheblichen Beeintrachtigungen der
Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und des Orts- und Landschaftsbildes
zu rechnen ist, ist vorrangig der Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu
betrachten. Dieser wird im Norden von der Schill-Gedenkstatte, der
Schillstral3e und der Bebauung Rietschel- und Mentestralde, im Studwesten
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von den Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG, im Siden durch den geplan-
ten Neubau des Intercity Hotels und den Bahnhofsparkplatz sowie im Wes-
ten vom Berliner Platz begrenzt.

Gegenstand der Umweltprafung sind dabei nach MalRgabe des Baugesetz-
buches die fur den Betrachtungsraum und das Planvorhaben planungs- und
abwagungserheblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange werden insbe-
sondere unter Auswertung der bisher vorliegenden Fachplanungen und Un-
tersuchungen erfasst und gewichtet.

Die Biotopstrukturen im Planungsraum und in den angrenzenden Flachen
wurden zusatzlich anhand einer Gelandebegehung ermittelt und bilden so
die Grundlage fur die Bestandsbewertung der Schutzguter Tiere, Pflanzen,
Landschaft.

Die Kartierung erfolgte fur die Uberwiegenden Flachen des Geltungsberei-
ches anhand einer Bestandsaufnahme im August 2012. Der Bereich des
ehem. Postbahnhofes war zu diesem Zeitpunkt im Rahmen der Bautatigkeit
bereits abgeschoben und vegetationsfrei.

Fur den Bereich der Gleisanlagen ist zu unterstellen, dass es sich bis zur Ab-
raumung um einen Standort fur Magerrasen-_Trockenrasen gehandelt hat.
Insofern wurde in diesem Teilabschnitt anhand von verbliebener Vegetation
und Luftbildinterpretation rekonstruiert, welche Biotoptypen vor Entfernung
der Wuchsschicht vorgelegen haben.

Es ist daher im Rahmen der Eingriffsbilanz davon auszugehen, dass Sand-
magerrasenSandtrockenrasenflachen (gem. § 30 BNatSchG geschuitztes Bi-
otop) vorlagen.

Anhand der rekonstruierten Biotoptypen wurden Ruckschlisse auf das po-
tentielle Artenvorkommen vorgenommen. Hierzu zahlen neben den Fleder-
mausen und Vogeln auch Zauneidechse und Heuschreckenarten.

Aufgrund des gesetzlichen Schutzstatus ist fur Fledermause, Vogel und
Zauneidechsen eine spezielle artenschutzrechtliche Prifung (SAP) erfolgt.
Unter Nennung von MalRnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Aus-
gleich kommt es — gem. gutachterlicher Feststellung — zum Nichtauftreten
der Verbotstatbestande des § 44 Bundesnaturschutzgesetz. Die Sicherung
der Mal3nahmen erfolgt in den Festsetzungen und Uber den Durchfuhrungs-
vertrag.

Als Grundlage fur die Bestandsbewertung des Schutzgutes Boden wurde ei-
ne Baugrunduntersuchung-Boden- und Altlastenuntersuchung erstellt, deren
Aussagen in die Planung eingeflossen sind. Diese Aussagen werden in Kap.
4.5.3 ,Boden® aufgefuhrt.

Zur Beurteilung der Auswirkungen von Schallemissionen der geplanten Nut-
zungen wurde ein Schallschutzgutachten erstellt. Die Ergebnisse sind in den
Umweltbericht eingeflossen. Diese Aussagen werden in Kap. 4.5.6 ,Larm*
aufgefuhrt.

1999 wurde fur die Stadt Braunschweig der ,Luftreinhalte- und Aktionsplan®
zur lufthygienischen Situation und 2011 die ,Stadtklimaanalyse Braun-
schweig“ erarbeitet. Die Ergebnisse wurden im Rahmen der Planung be-
rucksichtigt.
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Fir die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung (vgl. 4.6)
erfolgt eine vergleichende Bewertung auf Basis des bei der Stadt Braun-
schweig regelmalig zur Anwendung kommenden ,Osnabrucker Modells®.
Bei der Bewertung wird die dokumentierte Wertigkeit von Natur und Land-
schaft im Plangebiet dem Planzustand nach diesem Bebauungsplan gegen-
Ubergestellt. Aufgrund des konkreten Vorhabens sind die Wertigkeiten der
Planung anhand der Grunplanung des Vorhaben- und ErschlieBungsplans
ermittelt. Das Gelande war fast vollstandig versiegelt. Um eine Schlechter-
stellung in der Bilanzierung zu vermeiden, erfolgte kein Vergleich mit der
nach aktuellem Planungsrecht zulassigen Bebaubarkeit und Versiegelung.
Es wurde die tatsachliche Versiegelung der alten Bebauung der Planung ge-
genubergestellt.

Nicht eingeflossen in die Bilanzierung ist die 6ffentliche Verkehrsflache au-
Rerhalb des Vorhabenbereiches, die bereits der Nutzung als Verkehrsflache
unterliegt und insofern auch zur Zeit entsprechend versiegelt werden kann.

Das Verfahren dient der rechnerischen Unterstlitzung der gutachterlichen
Bemessung von Eingriffsfolgen und Ausgleichsmalinahmen.

Die Umweltprafung-wird- wurde nach folgender Methodik vorgenommen:

o Auswertung der in Kap. 4.3 genannten Fachplanungen,
sonstigen Planungsvorhaben und Gutachten

e Ortsbegehungen.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderlichen Informationen
bestanden nicht.

Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen

Die Ermittlung und Beurteilung der Umweltsituation der einzelnen Schutzgu-
ter erfolgt nach gegenwartigem Kenntnisstand und durch geeignete Pri-
fungsmethoden fur die Umweltmerkmale, die voraussichtlich erheblich beein-
flusst werden.

Mensch und Gesundheit

Bestand

Das Plangebiet war fast vollstandig versiegelt. Die Raumkante zum Park-
platz des Hauptbahnhofes sowie zum Berliner Platz wird durch den vorhan-
denen Baukorper gebildet.

Der rickwartige Bereich wurde bis vor kurzem von der Firma DHL genutzt,
welche die Paketverteilung mit Kleintransportern von dem Gelande abwickel-
te. Die Zuwegung erfolgte Uber die Rietschelstral3e.

Mittlerweile ist die Verlegung der DHL-Paketverteilung in den Bereich ,Am
Hauptguterbahnhof* erfolgt.

Das Plangebiet ist bisher fir die Offentlichkeit gréRtenteils nicht zuganglich;
es besald in der Vergangenheit aufgrund der Uberwiegenden Nutzung als
Areal der Deutschen Post keine Bedeutung fur die Erholung der umliegen-
den Bevdlkerung.

Die Bedeutung des Planbereiches fur das Schutzgut ist Uberwiegend gering.
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Nullvariante
Bei Nichtumsetzung der Planung bleiben die bestehenden Funktionen erhal-
ten.

Zukunftige Auswirkungen der Planung

Erhebliche Beeintrachtigungen des Schutzgutes sind derzeit nicht erkennbar.
Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse inner-
halb des Plangebiets und fur bestehende Nutzungen im Umfeld, wurde das
Vorhaben einer schalltechnischen Untersuchung unterzogen. Das Gutachten
hat dabei insbesondere die auf die geplanten und vorhandenen Nutzungen
einwirkenden Verkehrslarmimmissionen vom angrenzenden Berliner Platz,
der Schillstral’e und dem Gleisfeld der Deutschen Bahn AG sowie die vom
Betrieb der Vorhaben des BraWoParks ausgehenden Larmemissionen auf
umgebende Nutzungen betrachtet. Hierbei wurden auch die aullerhalb des
Geltungsbereiches gelegenen Nutzungen entlang der Schillstralle sowie der
angrenzenden Rietschel- und Mentestralde bertcksichtigt. (siehe auch Kap.
4.5.6 ,Larm®).

Zur Ermittlung der Bestandssituation im Plangebiet wurde ein ,Naturschutz-
fachlicher Beitrag: Bestandserhebung, Potentialabschatzung sowie arten-
schutzrechtliche Untersuchung® erarbeitet.

Die Erfassung bildet die Grundlage der Eingriffsbilanzierung. Die Bewertung
erfolgt auf der Grundlage des sog. ,Osnabrucker Modells*.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen beziehen sich jeweils auf die Aspekte ,Le-
bensraumfunktion fur Pflanzen und Tiere®, ,Schutzgebiete und Objekte des
Naturschutzes® sowie ,Landschaftsbild und Landschaftserleben (Erholung)“.

Bestand

Das Plangebiet wird durch die bestehende und ehemalige Blro- und ge-
werbliche Nutzung bzw. durch grof3flachige Gebaude, Versiegelungen und
Bahnanlagen gepragt. Im Plangebiet selbst liegtlagen ein-Schutzgebiete
nach BNatSchG, die mit der Beseitigung der Gleisanlagen zerstort wurden.
Als besonders geschutztes Biotop nach § 30 BNatSchG ist im nordéstlichen
Geltungsbereich auf der ehem. Gleisharfe des Postanschlussgleises und
entlang der Bahnflachen die SandmagerrasenSandtrockenrasenflache ein-
zustufen. Das erforderliche Genehmigungsverfahren lauft gesondert.

Die Nutzungstypen besitzen unterschiedliche Wertigkeiten fur den Natur-
haushalt. Wahrend die bebauten, Uberwiegend versiegelten Bereiche eine
geringe Bedeutung besitzen, sind die entlang der Gleisanlagen entstande-
nen Ruderalfluren und-Magerrasenflachen- Trockenrasenflachen von mittle-
rer bis hoher,_in Teilen sehr hoher Bedeutung.

Die artenschutzrechtliche Potentialabschatzung erfolgte vordringlich fur Vor-
kommen gefahrdeter Arten wie Brutvogel, Heuschrecken und Fledermause.
FuUr das Plangebiet bestehen Uber das bestehende Biotop hinaus keine form-
lich festgesetzten Schutzgebiete (NSG, LSG, FFH, etc.).

Die Eignung des Planbereichs als Lebensraum fur Tiere ist auf Grund der in-
tensiven Nutzung und des hohen Versiegelungsgrades eingeschrankt. Dazu
tragt auch der relativ geringe Anteil an naturnahen Strukturen (z. B. Geholze
und Ruderalflachen) bei.
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Im September 2012 wurden im Plangebiet zwei jagende Zwergfledermause,
eine Breitfligelfledermaus sowie ein grolRer Abendsegler im Uberflug regis-
triert. In den bestehenden Bunkeranlagen konnten im November 2012 keine
Winterquartiere nachgewiesen werden. Anhand der vorhandenen und abge-
schatzten Biotoptypen ist von dem Vorkommen weiterer Arten wie Braunes
Langohr, Graues Langohr, Grol3e Bartfledermaus, Grol3es Mausohr und
Kleine Bartfledermaus auszugehen. Aufgrund des potentiellen Vorkommens
von funf der landesweit stark gefahrdeten Arten besitzt der Planbereich eine
sehr hohe Bedeutung fur Fledermause.

Anhand des Lebensraumtyps wurde das Artenpotential der Brutvogel abge-
schatzt. Mit dem potenziellen Vorkommen einer landesweit vom Aussterben
bedrohten Art (Steinschmatzer) und von zwei gefahrdeten Arten (Gartenrot-
schwanz und Griunspecht) und 6 Brutvogeln der niedersachsischen Vorwarn-
liste (Bluthanfling, Girlitz, Mehlschwalbe, Star, Grauschnapper und Haus-
sperling) besitzen die Untersuchungsraume als Vogellebensraum eine sehr
hohe Bedeutung.

Aufgrund der abgeschatzten Trockenstandorte,-Magerrasen- Trockenrasen
und Ruderalfluren ist ein Vorkommen der Zauneidechse und von Heuschre-
ckenarten denkbar. Fiur die Heuschrecken kann von einem Vorkommen einer
in Niedersachsen vom Aussterben bedrohten Art (Blaufligelige Sandschre-
cke) und drei stark gefahrdete Arten (Blaufliigelige Odlandschrecke, Rotlei-
biger Grashupfer und Westliche Beil3schrecke) ausgegangen werden; ein
Teilbereich des Planungsgebietes besitzt als Reptilienlebensraum und flr
den Heuschreckenschutz potentiell eine hohe Bedeutung.

Die Storungen aus den angrenzenden Nutzungen (Siedlung, Verkehr, Bahn)
durch Licht, Larm, Fahrzeugbewegungen und Schadstoffe stellen erhebliche
Beeintrachtigungen dar.

Der Umweltatlas der Stadt Braunschweig weist das Plangebiet als sehr stark
eingeschrankt fur die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes aus.

Die Freiflachen des Planbereichs haben eine geringe bis mittlere Bedeutung
als Lebensraum fur Tierarten der offenen Feldflur sowie fur an Siedlungsfla-
chen angepasste Tierarten wie z. B. wenig storungsanfallige Vogel. Die im
Norden und westlich des Berliner Platzes an das Planungsgebiet angren-
zenden Grunflachen haben eine hohe Bedeutung fur das Schutzgut.

Das Landschaftserleben in Bezug auf Vielfalt, Eigenart und Schonheit der
Natur wird als sehr stark eingeschrankt eingestuft. Die bestehende Bebau-
ung pragt den nordlich des Bahnhofs gelegenen Bereich. Eine hohere Be-
deutung fur das Landschaftserleben besitzen aul3erhalb des Geltungsberei-
ches der Bereich der Schillgedenkstatte und Viewegs Garten.

Nullvariante

Bei Beibehaltung der Blro- und gewerblichen Nutzungen im bisherigen Um-
fang wird sich fur die Flache im Geltungsbereich an der beschriebenen Si-
tuation im Wesentlichen nichts andern. Die kartierten, aber zwischenzeitlich
beseitigten Vegetations- und Artenbestande sind wert- und funktionsgleich
im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehorde wieder herzustellen.

Schutzgebiete und Objekte des Naturschutzes sind bei der Nullvariante nicht
betroffen.
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In Bezug auf das Landschaftsbild und das Landschaftserleben wird sich bei
Beibehaltung der Nutzung im bisherigen Umfang an der beschriebenen Situ-
ation nichts andern.

Bei Nichtdurchfliihrung der Planung wirde der Bestand an leergefallenen
Gebauden mit dem hohen Versiegelungsgrad der Flachen bestehen bleiben.

Zukunftige Auswirkungen der Planung
Die durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes AW 107 ermdglichte ge-
plante Bebauung flgt sich in das vorhandene Ortsbild ein.

Aufgrund der vorher fast vollstandigen Versiegelung und des geringen Grin-
bestandes wird die bilanzrelevante GesamtfElache in die Bilanzierung einge-
stellt.

Die Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes AW 107 fuhrt zu
einem-weitgehenden-\erlust derleergefallenen einer Bebauung im Bereich
der mittlerweile abgerissenen Gebaude. Der Versiegelungsgrad wird in Be-
zug auf den vorgefundenen Bestand nicht erhoht.

Aufgrund der hohen potentiell abgeschatzten Wertigkeit des Plangebietes fur
einzelne Artenvorkommen wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Pri-
fung erstellt.

Um die Zerstorung der Ruhe- und Fortpflanzungsstatten von Gebaude be-
wohnenden Fledermausen auszugleichen, wurde fur die Arten Braunes
Langohr, Breitfligelfledermaus, Graues Langohr, Grof3e Bartfledermaus,
Groldes Mausohr, Kleine Bartfledermaus und die Zwergfledermaus als Aus-
gleich in der artenschutzrechtlichen Prifung festgelegt, dass insgesamt

35 kunstliche Quartiere an Gebauden vorzusehen sind. Fur die Zerstorung
der Ruhe- und Fortpflanzungsstatten von das Gehdlz bewohnenden Arten
Braunes Langohr, Breitfligelfledermaus, Grol3e und Kleine Bartfledermaus
und Zwergfledermaus sind insgesamt 25 Fledermauskasten an Gehdlzen
vorzusehen.

FUr die Zerstérung der Ruhe- und Fortpflanzungsstatten von gebaude- und
héhlen- bzw. halbhdhlenbritenden Vogeln der Arten Gartenrotschwanz,
Grauschnapper, Grunspecht, Haussperling, Mehlschwalbe und Star sowie
die Gilden der Gebaude- und Hohlenbriter sind insgesamt 33 artangepasste
Nistkasten an neu entstehenden Gebauden und Gehdlzen einzurichten.

Die Bauweise der Kasten, die Lage und Exposition sind dabei mit der Unte-
ren Naturschutzbehdrde der Stadt abzustimmen.

Fur den Steinschmatzer werden Brutplatze und fur die Zauneidechse die
Winterruheplatze durch die Uberbauung von Trockenstandorten (Magerra-
senbiotope_Trockenrasenbiotope) zerstort. Daher werden als Ausgleich ein
Magerrasen-_Trockenrasen und trockene Ruderalfluren im Plangebiet und
extern geschaffen, auf denen mit Baumstrukturen, Altholz, Steinen, Reisig
und Laub drei Brutplatze flr den Steinschmatzer errichtet werden mussen.
Diese dienen gleichzeitig der Zauneidechse als Winterquartier.

Diese MalRnahmen-werden- sind in den Festsetzungen und im Durchfuh-
rungsvertrag gesichert worden. Bei Durchfihrung der oben genannten Mal3-
nahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich treten die Ver-
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botstatbestande des § 44 Bundesnaturschutzgesetz nicht auf. Daher wird ei-
ne artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7
BNatSchG durch die Untere Naturschutzbehoérde fur das Vorhaben nicht er-
forderlich.

Aufgrund des gesetzlich geschutzten-Mager Trockenrasenbiotops hat eine
Genehmigung einer Ausnahme von den Verboten des § 30 BNatSchG zu er-
folgen. Der Ausgleich erfolgt im Verhaltnis 1:2 bis 1:3 mit einem Gesamt-
kompensationsbedarf von 9.506 m?, von denen 1.000 m? im Plangebiet reali-
siert werden kénnen_(siehe Kapitel 4.6). Ein grundsatzlicher Befreiungstat-
bestand wird von der Unteren Naturschutzbehérde erkannt.

Die vorgesehene ga

GrinflachenDurchgrinung der Freiflachen und Stellplatzbereiche sowie die
randlichen Eingriinungen des Gebietes tragen zu einer angepassten Einglie-
derung der neuen Baukdrper und Flachen in die stadtebauliche Situation bei.

Bei dem Plangebiet handelt es sich um die Umnutzung eines bereits bebau-
ten Areals. Durch die vorherige Nutzung ist flr die Flachen des Postareals
von einer rd. 90% Versiegelung im Bestand auszugehen. Fir die Flachen,
die ehemalig als Gleisanlagen fur die Bahn genutzt wurden, ist von einer
typischen Vegetation aufgegebener Bahngleise auszugehen, d.h. Pflanzen
trockener Standorte mit eingelagerten SandmagerrasenSandtrockenrasen-
flachen. Durch Anflug haben sich dort Pioniergehdlze entwickelt.

Es ist davon auszugehen, dass rund die Halfte der Flachen, die der naturli-
chen Sukzession Uberlassen worden waren, fur die Bebauung in Anspruch
genommen werden. Hier ist von erheblichen Eingriffen in den Naturhaushalt
auszugehen. Die verbleibenden Ruderal-/SandtrockenMagerrasenflachen
werden-sind durch Festsetzungen_wiederherzustellen, und werden dauerhaft
gesichert-und-erhalten.

Bestand

Der NIBIS Kartenserver des Landesamtes fur Bergbau, Energie und Geolo-
gie (LBEG) stellt den Geltungsbereich als Verbreitungsgebiet der weichsel-
zeitlichen Flussablagerungen dar. Die Bodeniibersichtskarte(BUK 50) des
Landschaftsrahmenplanes trifft fir das Plangebiet keine Aussage. Aufgrund
der Nutzungen kann davon ausgegangen werden, dass der natlrliche Boden
im Plangebiet nicht mehr vorhanden ist. Durch die Nivellierung des Gelandes
sowie durch die bauliche Tatigkeit hat ein Bodenauf- und -abtrag stattgefun-
den, der zu einem Verlust der naturlichen Bodeneigenschaften gefuhrt hat.

Fir das Plangebiet wurden zahlreiche Boden- und Altlastenuntersuchungen
erstellt.

Im Auftrag der Deutschen Post AG wurde im Jahr 1998 durch das Erd- und
Grundbauinstitut Hamburg (Untersuchungsbericht BV 38102 Braunschweig,
Postfiliale Berliner Platz 12 - 16, 23.04.1998) eine orientierende Gefahr-
dungsabschatzung fur den siudlichen Bereich des Gelandes durchgefuhrt.
Dabei handelte es sich in etwa um die Flachen, auf denen das Gebaude des
Einzelhandelszentrums errichtet werden soll.
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Zur Erkundung wurden 46 Sondierungsbohrungen in eine Tiefe von 4,0 m
bis 7,0 m unter Gelandeoberkante abgeteuft, um mittels Mischproben die
Schadstoffkonzentration gemafl LAGA zu ermitteln. Im Ergebnis der Auswer-
tungen wurden die Bodenproben als ,nicht bzw. nur gering belastet (LAGA
Einstufung Z 0 und Z 1.1) eingestuft. Eine Probe ergab die Einbauklasse Z
1.2.

Eine weitere orientierende Bodenuntersuchung wurde von der DEKRA im
Jahr 2003 (orientierende Bodenuntersuchung auf dem Gelande der
Deutschen Post, Berliner Platz 12 — 16, 38102 Braunschweig, Projekt-Nr.
LO 55402269, 24.09.2003) fur Verdachtsflachen in dem nérdlichen Teil des
Grundstuckes durchgefuhrt. Aus den 22 Rammkernsondierungen mit einer
Sondierungstiefe von 3,0 m — 5,0 m unter GOK wurden 13 gemischte Bo-
denproben entnommen, die eine Einstufung in die Klasse Z 0 entsprechend
LAGA erlaubten. Die Untersuchung von zwei Gleisschotterproben hatten ho-
he PAK-Werte aufgewiesen, weshalb fur diese Proben eine Einstufung in die
Z 2-Werte nach LAGA erforderlich wurde.

Um eine flachendeckende Sondierung auf dem ehem. Postgelande sicher-
stellen zu kdnnen, wurde im Jahr 2011 eine umwelttechnische Untersuchung
durch bsp ingenieure (BraWoPark, Berliner Platz 12 — 16, Braunschweig, Be-
richt 078.11, 16.06.2011) im Auftrag der BraWoPark GmbH erstellt. In Ab-
stimmung mit dem Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz wurden
noch nicht untersuchte Verdachtsflachen bestimmt. Dabei handelt es sich
um die Bereiche der ehem. Kfz-Halle, der Werkstatt und den Zapfstellen der
Tankstelle. Im Ergebnis stellt die Untersuchung fest, dass im Bereich der
Werkstatt sowie der Tankstelle keine gesundheitsgefahrdenden Verunreini-
gungen des Bodens und der Bodenluft vorliegen.

Im Bereich der Kfz-Halle sowie des Ostlichen Grundwasseranstroms liegt ei-
ne Grundwasserverunreinigung durch LHKW vor.

Von einer Kampfmittelfreiheit im Plangebiet kann ebenfalls nicht ausgegan-
gen werden. Das Plangebiet wurde im 2. Weltkrieg bombardiert. Aus Sicher-
heitsgrinden sind bei Erdarbeiten GefahrenerforschungsmalRnahmen auf
Kampfmittel durchzufiihren (baubegleitende Uberwachung des Erdaushubs
auf Kampfmittel mit anschlieRender Sohlensondierung).

Nullvariante

Ohne die Planung / Bebauung bleiben die naturlichen Funktionen des Bo-
dens und des Wasserhaushalts auch weiterhin gestort. Die gewerbliche Nut-
zung wurde voraussichtlich bestehen bleiben. Bei Nichtrealisierung der Pla-
nung verbleiben ebenso die bestehenden Beeintrachtigungen.

Zukunftige Auswirkung der Planung

Bei Realisierung der Planung wird die versiegelte Flache nahezu gleich blei-
ben, so dass keine zusatzliche Beeintrachtigung der Bodenfunktionen eintre-
ten wird. Eine Erhohung des Verkehrsaufkommens wird eine starkere Belas-
tung angrenzender Bodenflachen mit Luftschadstoffen bewirken. Insgesamt
sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut als gering zu be-
werten.
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Wasser

Bestand

Im Bereich der Versiegelungen ist die Grundwasserneubildung auf ein Mini-
mum reduziert. Das Oberflachenwasser wird hauptsachlich der Kanalisation
zugefuhrt und steht fur die Grundwasserneubildung nur in sehr geringem
Umfang zur Verfigung. Das Schmutzwasser wird ebenfalls Uber die Kanali-
sation abgefuhrt.

Formlich festgelegte Wasserschutzgebiete oder weitere besondere Schutz-
anspruche bestehen fur das Plangebiet nicht.

Das Plangebiet ist als Siedlungsflache gekennzeichnet (LRP 1999). Die Leis-
tungsfahigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt von qualitativ hochwertigem
Grundwasser ist aufgrund der hohen Grundwasserverschmutzungsempfind-
lichkeit innerhalb des Planungsgebietes ohne Bedeutung.

Im Bereich des Berliner Platzes in unmittelbarer Nahe zum Busterminal liegt
ein Feuerloschbrunnen bzw. Brunnen der Trinkwassernotversorgung im Ka-
tastrophenfall. Der héchste bekannte Grundwasserstand wurde hier im Feb-
ruar 2003 mit 74,83 m 4. NN gemessen. Dieses entspricht rd. 2,40 m unter
der Hohe der Stral3e Berliner Platz.

Diese Werte korrespondieren mit den von bsp ingenieure im April und Mai
2011 festgestellten Grundwasserhodhen, die in einem Bereich zwischen
75,40 m U. NN und 75,30 m U. NN festgestellt wurden. Die Grundwasserglei-
chen zeigen eine Flielrichtung in dem Areal von Ost nach West.

Zusatzlich erfolgte die Untersuchung des Grundwassers auf Belastungen. Im
Ergebnis stellt die Untersuchung fest, dass im Bereich der ehemaligen
Werkstatt sowie der ehemaligen Tankstelle keine gesundheitsgefahrdenden
Verunreinigungen des Bodens und der Bodenluft vorliegen.

Im Bereich der ehemaligen Kfz-Halle sowie des 6stlichen
Grundwasseranstroms liegt eine Grundwasserverunreinigung durch LHKW
vor. Dabei geht die Untersuchung davon aus, dass die Quelle fur die Verun-
reinigungen weiter Ostlich aul3erhalb des Areals des BraWoParks liegt. Inso-
fern werden bei erforderlichen Grundwasserhaltungsarbeiten ggf. zusatzliche
MaRnahmen zur Entsorgung oder Reinigung sowie bei Erdarbeiten in diesen
belasteten Bereichen zusatzliche Schutzmalinahmen erforderlich.

Nullvariante
Bei Nichtrealisierung der Planung verbleiben die bestehenden Funktionen
und Beeintrachtigungen.

Zukunftige Auswirkung der Planung

Bei Realisierung der Planung des Bebauungsplans AW 107 wird eine hohere
Versiegelung als die zurzeit der Postnutzung bestehende kaum mdglich sein
(s. a. Kap. 4.5.3 ,Boden®). Insofern fuhrt dies zu keiner Erhdhung des Ober-
flachenabflusses und keiner weiteren Verminderung der Grundwasserneu-
bildungsrate. In Folge der Planung wird auch weiterhin eine grof3flachige
Versiegelung ermdglicht. Hierdurch wird das Areal fur die Grundwasserneu-
bildung und als Retentionsraum auch weiterhin nicht zur Verfugung stehen.
Im Zuge der Entwasserungsplanung ist eine Beurteilung der Qualitat des ab-
zuleitenden Niederschlagswassers gemaR Merkblatt der DWA, M 153, in Zu-
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sammenarbeit mit der SE/BS erforderlich, hieraus kénnen ggdfils. erforderliche
MaRnahmen zur Niederschlagswasserbehandlung resultieren.

Zur Trockenhaltung der Baugruben sind Wasserhaltungsmalnahmen erfor-
derlich. Die Errichtung von Kellern kann nur mit erhdhtem Aufwand erfolgen.
Zum Schutz von Kellern vor Feuchtigkeit missen wasserundurchlassige
Wannenbauwerke erstellt werden. Aufgrund der Belastungen mit LHKW sind
im Falle einer Grundwasserhaltung zusatzliche Malinahmen erforderlich.

Klima, Luft

Bestand

Das Plangebiet weist ein typisches Innenstadtklima mit hohen Tages- und
Nachttemperaturen, geringer nachtlicher Abkidhlung und geringer relativer
Feuchte auf. Der Luftaustausch ist stark reduziert. Das Windfeld im Gebiet
ist, bei entsprechender Wetterlage, stark turbulent. Es treten Béen und Zug-
erscheinungen auf.

Bioklimatisch ist das Lokalklima als belastet einzustufen.

Die Sondernutzungen, hier Bahnanlagen, sind im Klimagutachten (Stadt-
klimaanalyse Braunschweig 2011 Steinike & Steifeneder, Richter & Rdckle)
als lokale Luftleitbahnen ausgewiesen. Das sind kleinraumige Strukturen, die
den Luftaustausch innerhalb der Stadt begunstigen. Voraussetzung sind ge-
ringe Bodenrauigkeit, ausreichende Lange und Breite sowie ein moglichst
gradliniger Verlauf.

Der westlich angrenzende Berliner Platz und die nordlich angrenzende
Schillstral3e sind durch verkehrsbedingte Emissionen erheblich belastet.

Nullvariante
Keine Veranderung der ungunstigen stadtklimatischen und lufthygienischen
Bedingungen.

Prognose bei Durchfihrung der Planung

Die Versiegelung des Gebietes wird durch die vorgesehene Planung_im
nordostlichen Teilricht weiter erhoht,damit-werden-die zu Ungunsten der dort
befindlichen lokalen Luftleitbahnen-richt-weiterbeeintrachtigt.

Grianflachen und Baumpflanzungen im westlichen Teil des Gebietes verbes-
sern lokal die mikroklimatische Situation.

Aufgrund des zu erwartenden héheren Verkehrsaufkommens insbesondere
durch Kunden- und Lieferverkehr ist mit einer weiteren Erhéhung der ver-
kehrsbedingten Emissionen zu rechnen.

Bestand

Das Plangebiet wurde in der Vergangenheit intensiv von der Post als
Postverteilzentrum genutzt. Mittlerweile ist der Uberwiegende Teil des Ge-
landes beraumt. Das verbliebene Blrogebaude ist fast vollstandig vermietet.

In der z. Zt. bestehenden Situation sind verschiedene emittierende Nutzun-
gen im Umfeld vorhanden, wie die Verkehre auf der Helmstedter Stral3e, der
Schillstral3e und dem Berliner Platz sowie die Gleisanlagen der Deutschen
Bahn AG. Die Belastungen durch die Postzustellbasis sind durch die Auf-
gabe der Postnutzung an dieser Stelle entfallen.
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Als schutzwuirdige Nutzung im direkten Umfeld der Planung besteht die
direkt angrenzende Wohnnutzung entlang der Rietschel- und Mentestralle.
Die Schutzbedurftigkeit der umliegenden Gebiete richtet sich nach den vor-
handenen Nutzungen. Dabei handelt es sich sudlich der Schillstralle um ein
allgemeines Wohngebiet (WA), nordlich der Schillstral’e um ein Mischge-
biet (Ml) und bei dem Marienstift an der Helmstedter Stralle um ein durch ei-
nen Bebauungsplan festgesetztes Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestim-
mung Krankenhaus.

Nullvariante
Wird die Planung nicht durchgefluhrt, so sind keine nennenswerten Verande-
rungen gegenuber der Bestandssituation zu erwarten.

Zukunftige Auswirkung der Planung (siehe auch Kap. 5.8)

1) Grundlagen

Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse inner-
halb des Plangebiets und fir bestehende Nutzungen im Umfeld, wurde das
Vorhaben einer schalltechnischen Untersuchung unterzogen. Das Schallgut-
achten betrachtet dabei insbesondere die auf die geplanten und vorhande-
nen Nutzungen einwirkenden Verkehrslarmimmissionen vom angrenzenden
Berliner Platz, der Schillstrale und dem Gleisfeld der Deutschen Bahn AG
sowie die Auswirkungen der betrieblichen Larmemissionen des Planvorha-
bens (BraWoPark) auf die umgebenden Nutzungen.

2) Weitere in der Umgebung des Geltungsbereichs bekannte Planungen
Seit langerem besteht bei der Stadt die Planung, den Verkehr im Bereich
Helmstedter Stral3e, Leonhardstra’e und Schillstral’e neu zu ordnen. In die-
sem Zusammenhang soll die Schillstrale eine Entlastungsfunktion fur die
Helmstedter StralRe erflllen. Die Umsetzung ist noch nicht abschlieRend ge-
klart, insofern untersucht das Schallgutachten - basierend auf den entspre-
chenden Verkehrsuntersuchungen - sowohl den Planfall mit als auch ohne
eine Verlagerung der stadtischen Verkehre.

3) Vorbelastung

Auf das zukunftig als Gewerbe- (GE) und Sondergebiet (SO) festgesetzte
Plangebiet wirken bereits heute unterschiedliche Larmquellen ein. Dabei
handelt es sich im Einzelnen um das im Studosten angrenzende Gleisfeld der
Deutschen Bahn AG, im Suden die Stellplatze im Bereich des noérdlichen
Bahnhofplatzes sowie die Verkehre des Berliner Platzes (Westen) und der
Schillstral’e (Norden).

Diese auf die zukunftig als Gewerbe- und Sondergebiet festgesetzten Berei-
che einwirkenden Schallimmissionen wurden schalltechnisch untersucht und
mit den entsprechend mafgebenden Orientierungs-/ Richt- und Grenzwerten
verglichen. Fur das Sondergebiet wurde aufgrund der festgesetzten Nutzung
fur den Einzelhandel von einem Schutzanspruch, vergleichbar dem eines
Gewerbegebietes in der Tagzeit, ausgegangen.
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4) Zusatzbelastung durch das Planvorhaben

Bei den im Rahmen des Planvorhabens hinzukommenden Larmquellen han-
delt es sich zum einen um die mit der verkehrlichen Erschlie3ung verbunde-
nen Straldenverkehrsgerausche, zum anderen um die Anlagengerausche
des Vorhabens selbst.

Fur die Buronutzungen wird von einer Nutzung in den Nachtzeiten (22.00 bis
6.00 Uhr) nicht ausgegangen. Die Geschéafte des Fachmarktzentrums wer-
den Uberwiegend bis 22.00 Uhr gedffnet haben, so dass abfahrender Ver-
kehr auch noch nach 22.00 Uhr stattfinden wird. Die geplante
Gastronomienutzung erfolgt bis 1.00 Uhr in der Nacht. Insofern findet sowohl
die Nutzung selbst -in Bereichen auch als Aullengastronomie- als auch die
durch sie bedingten Verkehre zu einem Teil in der Nachtzeit statt. Dieses ist
schallgutachterlich untersucht worden.

5) Verkehrslarm:

5.1) Auswirkungen auf das Plangebiet:

Die Immissionssituation fur die relevante Beurteilungshdhe der am starksten
betroffenen Stockwerke (4. Obergeschoss; 14,0 m) im Geltungsbereich stellt
sich hinsichtlich des Stral3en- und Schienenverkehrslarms unter Beachtung
der prognostizierten Verkehrsmengen fur das Jahr 2020 (Stralde) bzw. 2025
(Schiene) bei freier Schallausbreitung gemal den Beurteilungskriterien der
DIN 18005 fur die relevante Beurteilungshdhe wie folgt dar:

ow*" Verkehrslarm
Zeitraum in dB(A) Beurteilungspegel
in dB(A)
Tagzeit 6.00-22.00 65 <65-69

Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005
»Schallschutz im Stadtebau®, Beiblatt 1

D.h., durch die Verkehrslarmimmissionen der bestehenden Stralen und der
Bahnanlage der Deutschen Bahn AG werden im gesamten Plangebiet bei
freier Schallausbreitung die flir Gewerbegebiete mal3geblichen Orientie-
rungswerte (OW) der DIN 18005 zur Tagzeit im Bereich der angrenzenden
Stralden- und Schienenverkehrswege um bis zu 3 - 4 dB(A) uUberschritten.

Aufgrund der oértlichen Gegebenheiten kommen aktive Larmschutzmalinah-
men nicht infrage; insofern setzt der Bebauungsplan zur Gewahrung gesun-
der Arbeitsverhaltnisse passive SchallschutzmalRnahmen fest (s. Kap. 5.8).

5.2) Auswirkungen der Mehrbelastung auf 6ffentlichen Stral3en:

FuUr die Mehrbelastungen der offentlichen StralRen wurden zwei Planfalle un-
tersucht. Zwar trifft der vorhabenbezogene Bebauungsplan keine Festset-
zungen, die fur die o0.g. Verlagerung von Verkehren aus der Helmstedter
Stralde in die Schillstralde zwingend erforderlich waren. Allerdings gebietet es
die planerische Sorgfalt, diesen Planungsfall mit in die Bewertung dieses
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Bebauungsplans einzustellen, auch wenn der konkrete Zeitpunkt der Umset-
zung derzeit noch offen ist.

Daher wurde zunachst gepruft, inwieweit allein durch die mit dem vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan erméglichten Nutzungen verkehrliche bzw. im-
missionsschutztechnische Konsequenzen eintreten (Planfall P1*). Dies wur-
de durch eine Prifung erganzt, bei der neben den durch den Bebauungsplan
ermoglichten Nutzungen auch die stadtischen Absichten zur Entlastung der
Helmstedter Stral’e mit Verkehrsverlagerungen in die Schillstra’e berlck-
sichtigt werden (Planfall P1).

a) Ohne Entlastung Helmstedter Stral3e (Planfall P1*)

aa) Anlagenbedingter Verkehrslarm (gemaf TA Larm)

Der anlagenbedingte Verkehrslarm ist nach der sechsten allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Larm) zu beur-
teilen. Nachdem die gerauschverursachenden Fahrzeuge das Plangebiet
verlassen haben und sich auf offentlichen Verkehrsflachen befinden, sind ih-
re Emissionen als allgemeiner Verkehrslarm einzustufen. Malnahmen orga-
nisatorischer Art zur Minderung der Verkehrsbelastung werden nach Nr. 7.4
der TA Larm erforderlich, wenn samtliche in Folge aufgefuhrten Kriterien er-

fullt sind:
o Erhéhung der Beurteilungspegel der Verkehrsgerausche um mehr als
3 dB(A)

o Keine Vermischung mit dem ubrigen Verkehr
o Erstmalige oder weitergehende Uberschreitung der Immissionsgrenz-

werte der 16. BImSchV-erstmals-oderweitergehend-tberschritten.

Aus den zusatzlichen (anlagenbedingten) Verkehren des Planvorhabens re-
sultieren Anderungen der Verkehrsbelastung auf den angrenzenden éffentli-
chen Stralen. Ohne Berucksichtigung der verkehrlichen Entlastungsmalf3-
nahme der Helmstedter Stral’e kommt es im Bereich der meisten umliegen-
den StralRen (Berliner Platz, Leonhard Platz, Ottmerstral’e und Helmstedter
StrafRe) nur zu einer geringfligigen Anderung der Verkehrslarmbelastung von
0,1 bis 0,3 dB(A). Lediglich im Bereich der Schillstral’e erfolgt eine Pegeler-
héhung von bis zu 1,4 dB(A). Somit werden die-Prafkriterivm- Prufkriterien
nach Nr. 7.4 der TA Larm nicht erfullt; Mal3hahmen zur Larmreduzierung
werden somit nicht erforderlich.

ab) Betrachtung gemaf 16. BImSchV — ,Wesentliche Anderung*

Im Falle eines Neubaus oder eines erheblichen baulichen Eingriffs eines 6f-

fentlichen Verkehrsweges ist nach den Regelungen gemal der sechzehnten

Verordnung zur Durchfiuhrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16.

BImSchV) zu prufen, inwiefern der Eingriff wesentlich ist. Die einzuhaltenden

Grenzwerte betragen fur ein allgemeines Wohngebiet (WA) 59/49 dB(A), fur

ein Mischgebiet(MI) 64/54 dB(A) und ein Gewerbegebiet 69/59 dB(A). Dabei

beschreibt die erste Ziffer den Tagwert, die zweite den Nachtwert.

Die Anderung ist wesentlich, wenn

o eine Stralle um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen flr den
Kraftfahrzeugverkehr oder ein Schienenweg um ein oder mehrere
durchgehende Gleise baulich erweitert wird oder
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o durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des
von dem zu andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms um
mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am Tage oder min-
destens 60 Dezibel-dB(A) in der Nacht erhéht wird.

Eine Anderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von
dem zu andernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslarms von mindes-
tens 70 dB(A) am Tage oder 60 dB(A) in der Nacht durch einen erheblichen
baulichen Eingriff erhéht wird

Fur den Baulasttrager sind die Kriterien maf3gebend, um tUberprifen zu kén-
nen, inwiefern LarmschutzmalRnahmen an der bestehenden Bebauung er-
forderlich werden kdnnen.

Als Obergrenze fur den Verkehrslarm sind die Grenzwerte mit 72 dB(A) tags
und 62 dB(A) nachts in Kern- und Gewerbegebieten und 70 dB(A) am Tage
und 60 dB(A) in der Nacht in den Ubrigen Baugebieten maf3geblich. Diese in
der 16. BImSchV definierten Grenzwerte gelten nach stehender Recht-
sprechung auch im Rahmen stadtebaulicher Planungen als absolute Schwel-
le der Zumutbarkeit.

Die Errichtung der Linksabbiegerspur in der Schillstral’e zur Erschliel3ung
des Vorhabengebietes ist als "erheblicher baulicher Eingriff" zu bewerten.
Fur diesen Bereich hat zusatzlich eine gesonderte Betrachtung gemaf

16. BImSchV stattgefunden. Im Ergebnis zeigte sich, dass fur die am starks-
ten betroffenen Immissionsorten eine maximale Pegelerh6hung von

1,4 dB(A) ermittelt wurde (s.a. Nr. aa). Somit wird das 3 dB(A) Kriterium fur
eine wesentliche Anderung nicht erreicht und durch den geplanten Ausbau
des Linksabbiegers nach den Kriterien der 16. BlmschV kein Anspruch auf
LarmschutzmalRnahmen ausgelost.

In einigen Aufpunkten sind jedech-bereits_durch die Verkehrsbelastung im
Prognose-Nullfall die Grenzwerte der 16. BImSchV durch-die-\lerkehrsbelas-
tung-im-Prognose-Nulifall-Uberschritten. Die hier geltenden, als Obergrenze
anzusetzenden, beurteilungsrelevanten Bezugspegel mit 70 dB(A) am Tage
und 60 dB(A) in der Nacht werden_jedoch an allen Aufpunkten unterschritten.
Insgesamt wird somit kein Anspruch auf Larmschutz an der bestehenden
Bebauung ausgelost.

b) Mit Entlastung Helmstedter StralRe (Planfall P1)

Die Betrachtung berucksichtigt die Verkehre der vorgesehenen stadtischen
Verkehrsverlagerung sowie die zusatzlichen Verkehre aus dem Vorhaben.
Dabei wird zur Beurteilung der Gesamtsituation (Planfall P1) ein ,erheblicher
baulicher Eingriff* vorausgesetzt.

Im Ergebnis zeigt sich, dass in den am starksten betroffenen Immissions-
orten (Helmstedter Stralle 129 und 36 A sowie Schillstral3e 10 und 11) die
Pegelerh6hung im Prognosefall P1 bis zu 8,4 dB(A) betragt. In Prifung der
Kriterien der 16. BImSchV betragt die Pegelerhdhung durch die Gesamt-
situation Planfall P1 an allen relevanten Aufpunkten entlang der Schillstral’e
mehr als 3 dB(A). Zusatzlich werden die ma3gebenden Immissionsgrenz-
werte zum Teil erstmalig oder weitergehend Uberschritten.

Damit ergibt sich fur den Planfall P1 nach den Kriterien der 16. BImSchV
dem Grunde nach ein Anspruch auf Larmschutz. Die betroffenen Gebaude
sind in Kap. 5.8 benannt.
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Soweit mit der spateren Verlagerung von Verkehren aus der Helmstedter
StralRe in die Schillstral3e die vorgenannten Pegelerh6hungen eintreten, sind
entsprechend weitergehende Malinahmen zu prufen. Da dies losgeldst von
der Vorhabenplanung dieses Bebauungsplans durch den Trager der Stra-
Renbaulast erfolgen muss, die Realisierung des BraWoParks gleichwonhl ei-
nen larmtechnischen Anteil an der Gesamtbewertung der Situation verant-
wortet, wird der Vorhabentrager mit den von ihm hervorgerufenen Larmantei-
len an den finanziellen Konsequenzen beteiligt.

6) Gewerbelarm

Die Gerauschemissionen des Planvorhabens werden durch die anlagenbe-
dingten Gerausche wie Parkplatzlarm, Lieferverkehr , Ladetatigkeiten, Luf-
tungsanlagen etc. bestimmt. Erste Uberschlagige Berechnungen zeigten
deutliche Uberschreitungen an der Wohnbebauung Rietschelstrale und
Mentestralle. Aus diesem Grunde wurden fur die weitergehenden Berech-
nungen Larmminderungsmalinahmen wie z.B. Larmschutzwande, geschlos-
sene Fassaden etc. mit einbezogen (s.a. Kap. 5.8).

Unter diesen Voraussetzungen stellt sich die Immissionssituation hinsichtlich
der bestehenden, durch das Vorhaben am starksten betroffenen Wohnbe-
bauung (Rietschelstralde Nr. 4) abhangig von der Geschosshdhe wie folgt

dar:
ow*" Gewerbelarm
Zeitraum . Beurteilungspegel
in dB(A)
in dB(A)
Tagzeit 6.00-22.00 55 <48 -55
Nacht- 22.00-6.00 40 < 28 - 40
zeit
Bemerkung: *1) Orientierungswerte gem. DIN 18005
»ochallschutz im Stadtebau®, Beiblatt 1

D.h., dass durch die Gewerbelarmimmissionen im Bereich der angrenzenden
schutzbedurftigen Bebauung unter Beriicksichtigung von larmvermeidenden
und larmmindernden Malinahmen die fur Allgemeine Wohngebiete mal3geb-
lichen Orientierungswerte (OW) der DIN 18005 zur Tag- und Nachtzeit ein-
gehalten bzw. unterschritten werden.

Lediglich im Bereich des bestehenden Telekomgebaudes ergaben sich
Uberschreitungen von bis zu 3 dB(A) in der Nachtzeit . Da sich jedoch aktuell
keine Wohnung oder vergleichbare schutzbedurftige Nutzung im Gebaude
befindet, ist hier derzeit kein Schutzanspruch im Sinne der planungsrechtli-
chen Zuordnung (WA) zu beriicksichtigen. Fir den Fall einer Anderung hin
zu einer WA-konformen Nutzung trifft der Bebauungsplan erganzende Fest-
setzungen zum Immissionsschutz.
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Zum Schutz der angrenzenden Bebauung trifft der Bebauungsplan Festset-
zungen zu aktiven SchallschutzmalRnahmen resp. schallmindernden Mal}-
nahmen, insbesondere die Festsetzung von Larmschutzwanden.

Erganzend werden durch Bestimmungen im Durchfuhrungsvertrag und in der
Baugenehmigung gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse in der Nachbar-
schaft sichergestellt.

Im Plangebiet befinden sich weder Denkmale noch sonstige Kulturguter. Bei
Bodenfunden ist § 14 Niedersachsisches Denkmalschutzgesetz zu beach-
ten. Unmittelbar an den Geltungsbereich angrenzend, im Kreuzungsbereich
von Berliner Platz und SchillstralRe, befindet sich die-das 1837 geweihte
Schill-GedenkstatteDenkmal. Sie-Es erinnert an den Major Ferdinand von

Sch|ll und selne Truppen —dre—wn—Zuge—des—napeleemsehen—Be#ewn—gskﬂe—

der Anlaqe qehort das denkmalqeschutzte S0d. Invalldenhaus (erbaut 1840)
Das Denkmal wurde 1955 neu geweiht und dient seither auch der Erinne-
rung an die Gefallenen des Zweiten Weltkrieges.

An der SchillstralRe befand sich in den Ietzten Kriegsmonaten ein Auf-dem

Au%mcrlageFSemus#a%e—aL&AuBenlager des Hamburqer Konzentratlonsla-
gers KZ-Neuengamme-errichtet. In der Mehrzahl judische Haftlinge leisteten

h|er Zwanqsarbelt fur d|e Braunschwelqer F|rma E&den%e—depumepbnngemg

elen—BussmgANeern—emgesetzt—wu#den Zum Gedenken an dle Opfer des

KZ-AuRenlagers Braunschweig Schillstralle wurde 1997 — in unmittelbarer
Nahe zum Schilldenkmal (s.0.) - ein Mahnmal nach dem Entwurf der Kiinst-
lerin Sigrid Sigurdsson errichtet. Zugleich entstand ein ,Offenes Archiv® mit
Erlnnerunqen Braunschwelqer Emzelpersonen und Instltutlonen Naeh—Bem—

éme#b@baqden—hlamque—m—aaqée#e@lzageweﬂegt— Selt dem-Mai Jah;
2000 erinnertist das ,Oeffene Archiv® als-in der ;Gedenkstatte KZ Aul3enla-

ger Braunschweig Schillstraie® der Offentlichkeit zuganglich. Zu diesem
Zweck wurde das soq. Invalidenhaus saniert und fiur die Gedenkstatte aus-
gebaut. Ein Teil der Texte und Materialien ist auf Tafeln an der Begren-
zungsmauer im AuRenbereich der Gedenkstatte angebracht. Ein weiteres
Element des dreiteiligen Mahnmals wurde auf dem Plangebiet installiert,
dem eigentlichen Standort des ehemaligen KZ-AuRRenlagers. Dabei handelt

es SICh um eine blaue Leuchtschrlft du#eh—EHnﬂeFuﬂgen—DekumenJee—Eﬂeb-
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Nullvariante

Wird die Planung nicht durchgefluhrt, so sind keine nennenswerten Verande-
rungen gegenuber der Bestandssituation zu erwarten. Das Gebaude, an
dem der Schriftzug angebracht-ist war,-wird-_ist inzwischen abgerissen. Eine
erneute Anbringung der Original-Leuchtbuchstaben an anderer Stelle ist
ebenfalls aufgrund deren schlechten Zustandes nicht moglich. Eine Alterna-
tividsung fur den Schriftzug ist zu entwickeln.

Zukunftige Auswirkung der Planung

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wurden durch den Vorha-
bentrager und das stadtische Dezernat fur Kultur und Wissenschaft intensive
Gesprache u. a. mit dem Arbeitskreis ,Andere Geschichte® und der Kunstle-
rin Sigrid Sigurdsson, die sowohl das offene Archiv in der Schill-
Gedenkstatte wie auch die Leuchtschrift konzipiert hat, gefuhrt, um das_Bau-
vorhaben mit dem Gedenkkonzept Gedenken-und-das-Verhaben-miteinander
vertraglich umsetzen zu konnen. Im Ergebnis wird im Parkplatzbereich des
Marktes, am Nordrand gegenuber der Gedenkstatte eine Mdglichkeit ge-
schaffen die Leuchtbuchstaben neu zu installieren, so dass sie von der Ge-
denkstatte aus-dem-Denkmalbereich heraus gut wahrgenommen werden
konnen. Zusatzlich wird eine Flache im Vorhabenbereich zur Verfugung ge-
stellt, um mit Hilfe einer technisch zeitgemalen Informationsquelle vor-ta-
stallationen-auf das ehem. KZ-AulRenlager hinzuweisen. Hierfur wird die be-
stehende Mauer fir FuRganger geoffnet.

Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgutern
konnen Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunachst ein Schutzgut ausubt,
auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Aus-
wirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzguter nicht nur einzeln, son-
dern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrachten.

Besonders negative Wechselwirkungen sind im Rahmen dieses Bebauungs-
planes nicht zu erwarten. Grundsatzlich ist jedoch festzustellen, dass die zu-
satzlichen Verkehre zu einer Erhdhung der Belastung der angrenzenden
Nutzungen fuhren. Als weitere Folge ist der Verlust an Lebensraum fur die
Pflanzen- und Tierwelt zu verzeichnen. Die Neuanlage von Vegetation wird
sich in geringem Mal3e positiv auf die lokale Klimafunktion auswirken und
Lebensraum fir kulturfolgende Tierarten (vor allem Végel) bieten.

Erhebliche Uber das Plangebiet hinausgehende Wechselwirkungen sind der-
zeit nicht erkennbar. Die zusatzlichen Verkehre aus dem Vorhabengebiet er-
zeugen unter den bestehenden Verkehrsverhaltnissen kein Erfordernis von
Larmschutzmal3nahmen aulRerhalb des Geltungsbereiches.

MalRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der
nachteiligen Auswirkungen

Die gemal} den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1a BauGB) bei einer Plan-
aufstellung zu berucksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind im
vorliegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet wor-
den:
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In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes zu erwartenden negativen Auswirkungen auf den Natur-
haushalt mit seinen Schutzgltern und das Landschaftsbild dargestellt und
bewertet worden.

Aus der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den
Bebauungsplan Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 18
BNatSchG vorbereitet werden, sodass im Bauleitplanverfahren Uber Mal}-
nahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen zu entscheiden ist. Die Malnahmen werden nach planungs-
rechtlicher Abwagung im Bebauungsplan festgesetzt.

a) MaRnahmen zur Vermeidung und Minderung von Umweltauswirkungen
Zur Vermeidung und Minderung der Umweltauswirkungen tragen folgen-
de Festsetzungen des Bebauungsplanes bei:

e Durchgrinung des Baugebietes durch Festsetzung von Anpflanzun-
gen an ErschlieBungsstra’en und in Stellplatzbereichen resp._Dar-
stellung im Durchfuhrungsplan zur Minderung der Eingriffsfolgen von
Versiegelung / Bebauung fur alle Schutzguter des Naturhaushaltes

e Anlegen einer Flache fur MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaftzum-Erhalt zur
Wiederherstellung und Sicherung schitzenswerten Lebensraums

o Gestalterische Einbindung des Plangebietes in den offentlichkeits-
wirksamen Raum zur Minderung der Eingriffsfolgen fur das Land-
schaftsbild

e Nachnutzung bereits bebauter Flachen zur Vermeidung von Bebau-
ung bisher unversiegelter Flachen und damit zur Minderung von Ein-
griffen insbesondere fir die Schutzguter Boden, Wasser, Klima/Luft
und Tiere/Pflanzen

o SchallschutzmalRnahmen zur Vermeidung von Beeintrachtigungen
empfindlicher Nutzungen

Die genannten Malinahmen wirken sich durch ihren Beitrag zum Erhalt
einer gesunden Umwelt und durch Schaffung eines attraktiven und ge-
sunden Wohn- und Arbeitsumfeldes auch positiv auf den Menschen aus.

Far den Planbereich wurden die Wertigkeiten von Natur und Landschaft
(Kap. 4.5) ermittelt und der Wertigkeit des vorliegenden Bebauungsplan-
entwurfes gegenubergestellt. Auf dieser Grundlage wurde eine Bilanzie-
rung von Eingriff und Ausgleich durchgeflhrt.

Die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden Beeintrachtigungen
des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes konnen durch die unter

Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ mit 6rtlicher Bauvorschrift Begriindung, Stand: 12. September 2013





-26 -

a) beschriebenen MalRnahmen zur Vermeidung und Minderung zwar
gemindert werden, dennoch verbleiben auch unter Berucksichtigung der
grunordnerischen MalRnahmen im Baugebiet (Kap. 4.5) Eingriffsfolgen
mit einem entsprechenden Kompensationserfordernis. Nach planungs-
rechtlicher Abwagung setzt daher der Bebauungsplan folgende Aus-
gleichsmalRnahmen im Plangebiet fest:

o Herstellung und Pflege einer SandmagerrasenSandirockenrasenfla-
che auf rd.1.000 m? und einer Ruderalflur auf rd. 500 m? im Nordos-
ten des Plangebietes

e Anpflanzung einer Strauchhecke aus standortgerechten, heimischen
Gehdlzen am Nordrand der SandmagerrasenSandtrockenrasenflache

e Anpflanzung einer Gras- und Staudenflur mit anteiligen Strauchge-
hdlzen entlang der Béschung des Bahndamms am Siudrand des
Plangebietes

« Uberstellung der Stellplatzflachen mit Giberwiegend groRkronigen
Baumen

o Bepflanzung der Zufahrtsstralden mit grof3kronigen Baumen

o Standortgerechte Gestaltung der Grananlagen in den entstehenden
Platzbereichen.

Aufgrund des gesetzlich geschutzten Magerrasenbiotops hat eine Ge-
nehmigung einer Ausnahme von den Verboten des § 30 BNatSchG zu
erfolgen. Der Ausgleich erfolgt im Verhaltnis 1:2 bis 1:3 mit einem Ge-
samtkompensationsbedarf von 9.506 m?, von denen 1.000 m? im Plan-
gebiet realisiert werden konnen. Der externe Ausgleich fur den Biotop-
verlust nach § 30 wird abschlieRend Uber die von der UNB zu erteilende
Ausnahmegenehmigung geregelt. Er ist im Rahmen der Eingriffsbilanz
anrechenbar.

Als externe Ausgleichsflache steht ein stadtisches Grundstiick Flurstick
219/36, Flur 7, Gemarkung Veltenhof fur die erforderliche Kompensation
zur Verfligung (GesamtgroRe ca. 1,64 ha). Auf einer Flache von rd. 1,05

ha ist hier die notwendige AusgleichsmaRnahme herzustellen.

Die abschlieliende Regelung und Absicherung der Ausgleichsflachen ist
erfelgt-Uber den Durchflihrungsvertrag_erfolgt.

Die Mallnahmen werdenfar-die zum Ausgleich der Eingriffsfolgen des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans AW 107 fur die Schutzguter ge-
troffen, insbesondere fur das Schutzgut Pflanzen und Tiere (Entwicklung
allgemeiner Lebensraumfunktionen).

Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ mit 6rtlicher Bauvorschrift Begriindung, Stand: 12. September 2013





- 27 -

c) Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung
Unter Berlcksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minimierungs- und
Ausgleichsmalinahmen in dem Geltungsbereich sind die mit der Umset-
zung des Bebauungsplanes zu erwartenden Auswirkungen auf die
Schutzguter des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild abschlief3end
wie folgt zu bewerten:

o Den Beeintrachtigungen der Schutzguter Tiere und Pflanzen sind, die
auf Grund der Ausgangssituation fur die Uberwiegende Flache des
Planbereiches ehnehin-Uiberwiegend nicht erheblich. Dem Verlust von
Ruhe- und Fortpflanzungsstéatten von Fledermausen und Brutvégeln
durch die Planung -wird durch die Schaffung von Nistkdsten und Fle-
dermausquartieren sind-wird-durch-die an dien Pflanzungzu pflan-
zenden grol3kronige_rn Baume_und Gebauden angebracht werden,
entgegengewirkt. Innerhalb einer Flache fur Malnhahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft im Nordosten des Plangebietes wird durch die Neuanlage ei-
ner SandmagerrasenSandtrockenrasenflache und Ruderalflur der
Verlust von Pflanzengesellschaften besonderer Standorte teilweise
ausgeglichen und der Verlust von Lebensraum fur die geschutzen Ar-
ten Zauneidechse und Steinschmatzer teilweise-ausgeglichen. Weite-
re entsprechende Flachen werden in Form externer Ausgleichsmal}-
nahmen gesichert. Hierbei handelt es sich um einen Sandmagerra-
sen-Sandtrockenrasen, der auch Uber den speziellen Biotopausgleich
hinaus im Rahmen des Ausgleichserfordernises in die Bilanzierung
einflief3t.

o Das Schutzgut Boden ist nicht vermehrbar, Bodenverluste durch Ver-
siegelung und Bebauung sind insofern kaum ausgleichbar. Der Ein-
griff in das Schutzgut Boden kann lediglich minimiert werden.

Im vorliegenden Fall ist jedoch das Plangebiet bereits fast vollstandig
versiegelt. Eine Verschlechterung des Status Quo wird daher durch
die Planung nicht verursacht. Fur die zusatzlichen Versiegelungen im
Bereich des ehemaligen Postgleises wird durch die Anlage zusatzli-
cher Pflanzungen im Plangebiet und durch eine externe Kompensati-
on Ausgleich geschaffen.

« Eingriffe in das Schutzgut Wasser entstehen im Plangebiet, bedingt
durch die Ausgangssituation, nicht.

o Die Beeintrachtigungen fur das Schutzgut Klima / Luft kdnnen durch
die Pflanzung von Baumen im Plangebiet und durch die sonstigen
Anpflanzungen als weitestgehend ausgeglichen eingestuft werden.

e Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes bzw. des Landschaftser-
lebens sind unter Berucksichtigung der Tatsache, dass das Plange-
biet bereits derzeit weitgehend vollstandig versiegelt ist und keine
Funktionen fur das Schutzgut aufweist, durch die festgesetzte
Hoéhenbegrenzung fur die baulichen Anlagen, die sich am erhaltenen
Bestand orientieren, als nicht erheblich eingestuft.

Mit Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Mallnahmen
zur Grunordnung sowie der Malinahme zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und der vorgesehenen,
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im DurchfUhrungsvertrag zu sichernden, externen MaRnahmen sind die
durch den Bebauungsplan AW 107 zulassigen Vorhaben im Sinne der
Eingriffsregelung als ausgeglichen einzustufen.

Zur Vermeidung nachteiliger gesundheitlicher Auswirkungen auf den Men-
schen durch Larm werden SchallschutzmalRnahmen getroffen.

Die bei den vorgesehenen Mallnahmen ggf. anfallenden Abfalle sind unter
Beachtung der abfallrechtlichen Gesetzgebung, insbesondere unter Beach-
tung des Gesetzes zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der
umweltvertraglichen Beseitigung von Abfallen (Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz) und des Nds. Abfallgesetzes sowie der aufgrund dieser Gesetze
erlassenen Verordnungen zu entsorgen.

e Die Durchgrinung auf den Stellplatzflachen des Baugebietes wirkt sich
lufthygienisch positiv aus.

e Ein Anschluss an ein Fernwarmenetz ist vorhanden. Dartber hinaus ist
im Gebaudeteil des Business Centers 1 eine Block-Heiz-Kraft-Werk-
Anlage (BHKW) zur Abdeckung der Grundlast installiert. Es ist geplant,
auch in anderen Gebaudeteilen ein vergleichbares Versorgungskonzept
zu kombinieren.

o Eine Nutzung der Erdwarme wird durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht ausgeschlossen.

o Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von So-
laranlagen, begrinten Dachern und die Verwendung der Passivhaus-
bauweise behindern wirden, sodass solche baulichen Mallnahmen, die
sich lufthygienisch positiv auswirken, durchgefuhrt werden konnen.

e Die Planung sieht vor, die Nutzungen des Gelandes mittels BHKW fir die
Grundlast energetisch zu versorgen. Die Spitzen sollen Uber die Fern-
warme gedeckt werden.

e Eine Nutzung der Erdwarme wird durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht ausgeschlossen.

o Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von So-
laranlagen, begriinten Dachern und die Verwendung der Passivhaus-
bauweise behindern.
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Im Zuge von Baumalnahmen ist Mutterboden getrennt zu lagern und wieder
zu verwenden (§ 202 BauGB).

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Folgenutzung eines grofflachig
versiegelten Grundstickes im Sinne eines Flachenrecyclings. Durch die Pla-
nung wird ein moglichst sparsamer Umgang mit Grund und Boden ange-
strebt.

MaRnahmen zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen

Gemal § 4c BauGB Uberwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchfuhrung von Bauleitplanen eintreten,
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frihzeitig zu
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Mal3nahmen zur Abhilfe zu er-
greifen. Dabei sind alle Behorden verpflichtet, die Gemeinde Uber erhebliche,
insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt
zu informieren.

Zusammenfassung

Das ca. 7,5 ha grofl3e Planungsgebiet liegt unmittelbar nérdlich angrenzend
an den Hauptbahnhof. Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um die
Nachnutzung des ehem. Postareals, welches fur eine Einzelhandels- und
Blronutzung nachverdichtet werden soll.

Das ehemalige Postgelande war fast vollstandig versiegelt. Eine Bedeutung
fur die Arten und Lebensgemeinschaften hatten allenfalis-insbesondere der
gleisnahe Bereich sowie der Gleisbereich im Nordosten des Plangebietes
nach Einstellung der urspringlichen Nutzung. Im Plangebiet selbst lagen
Schutzgebiete nach BNatSchG, die mit der Beseitigung der Gleisanlagen
zerstort wurden. Als besonders geschitztes Biotop nach § 30 BNatSchG st
im nordéstlichen Geltungsbereich auf der ehem. Gleisharfe des Postan-
schlussgleises und entlang der Bahnflachen die Sandtrockenrasenflache
einzustufen. Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich keine Kul-
tur- oder wertvollen sonstigen Sachguter i. S. d. UVPG.

Die Auswirkungen der Schallemissionen des Vorhabenbereiches konnen
durch larmmindernde Mallnahmen sowie aktive Larmschutzmalinahmen be-
grenzt werden. Passive Schallschutzmal3nahmen an der Bebauung
Schillstralde und Umfeld aus den Nutzungsmaoglichkeiten des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans heraus sind nicht erforderlich.
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Aufgrund der bereits bestehenden Versiegelung ist von einem Verlust von
Lebensraumen fur Tiere und Pflanzen grotenteils nur stark eingeschrankt
auszugehen._In den Randbereichen der stillgelegten Gleisanlagen hatten
sich Flachen mit hoher Bedeutung entwickelt. Dem Verlust von Ruhe- und
Fortpflanzungsstatten von Fledermausen und Brutvdogeln durch die Planung
wird durch die Schaffung von Nistkasten und Fledermausquartieren entge-
gengewirkt, die an den zu pflanzenden gro3kronigen Baumen und Gebau-
den angebracht werden. Innerhalb einer Flache fir MaRnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im Nordos-
ten des Plangebietes wird durch die Neuanlage einer Sandtrockenrasenfla-
che und Ruderalflur der Verlust von Pflanzengesellschaften besonderer
Standorte teilweise ausgeglichen und der Verlust von Lebensraum fir die
geschutzen Arten Zauneidechse und Steinschmatzer teilweise ausgeglichen.
Weitere entsprechende Flachen werden in Form externer Ausgleichsmal}-
nahmen gesichert. Hierbei handelt es sich um einen Sandtrockenrasen, der
auch uber den speziellen Biotopausgleich hinaus im Rahmen des Aus-
gleichserfordernisses in die Bilanzierung einflieRt. Uberbaut werden bereits
versiegelte oder uberformte Boden. Die Grundwasserneubildung wird nicht
wesentlich geandert. Durch das geplante Bauvorhaben werden in geringem
Umfang Beeintrachtigungen des Lokalklimas hervorgerufen. Durch die Zu-
nahme des Kfz-Verkehrs im Planungsgebiet und auf den Zufahrten wird sich
die Schadstoffbelastung der Luft lokal erhdhen. Die vorgesehene gestalteri-
sche Qualitat sowie Eingrunungsmaflinahmen kénnen Auswirkungen der ge-
planten Bebauung auf das Ortsbild weitgehend minimieren.

e Malnahmen zur Larmminimierung und aktive Larmschutzmalnahmen zur
Einhaltung der relevanten Werte nach Maligabe des schalltechnischen
Gutachtens

¢ die geplante Gesamtversiegelung geht Uber die bisherige Versiegelung
des Gelandes nicht hinaus. Erhaltung, Pflege und Entwicklung von Grun-
flachen.

aen

Gemal BauGB § 1a Absatz 2 i.V.m. BNatSchG § 19 Absatz 2 ist der Verur-
sacher eines Eingriffs zu verpflichten, unvermeidbare Beeintrachtigungen
durch MaRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszuglei-
chen.

Als MalRnahmen sind geplant:

e Herstellung und Pflege einer SandmagerrasenSandtrockenrasenflache
auf rd.1.000 m? und einer Ruderalflur auf rd. 500 m? im Nordosten des
Plangebietes,

¢ Anpflanzung einer Gras- und Staudenflur mit anteiligen Strauchgehdlzen
am Sudrand des Plangebietes und einer Strauchhecke aus standortge-
rechten, heimischen Gehdlzen am Nordrand der SandmagerrasenSand-
trockenrasenflache,

e Herstellung von Habitaten fur die Zauneidechse und den Steinschmatzer

e Uberstellung der Stellplatzflachen mit iberwiegend groRkronigen B&u-
men,
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e Bepflanzung der Zufahrtsstral3en mit gro3kronigen Baumen,

e Standortgerechte Gestaltung der Grinanlagen in den entstehenden
Platzbereichen.

¢ Anlage von Nistkdsten und Fledermausquartieren an Baumen und Ge-

bauden.

Da im Rahmen der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz ein zusatzliches Kompensati-
onserfordernis besteht, werden auch aul3erhalb des Plangeltungsbereiches
Maflnahmen durchgefihrt.

Auf Grund der Nachnutzung eines bereits bebauten Grundstiickes existieren
innerstadtisch derzeit keine Alternativen. Zugleich bedeutet die Lage unmit-
telbar neben dem Hauptbahnhof und dessen Infrastruktur eine ideale Einbin-
dung in das Netz des OPNV sowie an die Fernbuslinien und das Gleisnetz
der Deutschen Bahn AG.

Eine Bauentwicklung auf3erhalb der integrierten Stadtlage wirde fir den Na-
turschutz hoherwertige Flachen beanspruchen und ggf. erhebliche negative
Auswirkungen auf die einzelnen Schutzguter verursachen.

Als Informationsgrundlage zum Bestand von Natur und Landschaft dienen
der Landschaftsrahmenplan (LRP 1999) sowie der Umweltatlas (1998, Stand
Februar 2006) der Stadt Braunschweig.

Die Biotopstrukturen_und das Fauneninventar im Planungsraum und in den
angrenzenden Flachen wurden anhand einer Gelandebegehung und im
Rahmen einer Potentialabschatzung ermittelt.

Als eine Grundlage fur die Bestandsbewertung des Schutzgutes Boden sind
Baugrunduntersuchungen durchgefiihrt worden, deren Aussagen in die Be-
grundung eingeflossen sind.

Zur Beurteilung der Auswirkungen von Schallemissionen der geplanten Nut-

zungen wurde ein Schallschutzgutachten erstellt, auf dessen Basis u.a. akti-
ve Larmschutzmalinahmen im Plan festgesetzt wurden.

5 Begrindung der Festsetzungen

Stadtebau

Das Plangebiet liegt im Osten des Stadtteiles Viewegs Garten und umfasst
die Flachen zwischen dem Berliner Platz, der Schillstra3e, Bahnanlagen der
Deutschen Bahn AG und dem Bahnhofsplatz. Teilbereiche der Stralienver-
kehrsflache und der Stellplatze vor der ehem. Hauptpost werden in den
Plangeltungsbereich einbezogen, um die verkehrliche Erschlie3ung zu si-
chern.

Sowohl der geplante Einzelhandelsstandort mit seinen attraktiven Fachmark-
ten und der zu erwartenden gro3en Kundenfrequenz als auch die geplanten
Verwaltungs- und Buronutzungen, insbesondere die angebotenen 6ffentli-
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chen Dienstleistungen, fihren zu einer Offnung des Areals und damit zu ei-
ner Aufwertung und Verbesserung der Aufenthaltsqualitaten im direkten Um-
feld des Braunschweiger Hauptbahnhofes. Es ist davon auszugehen, dass
diese Veranderung impulsgebend fur eine Aufwertung und Entwicklung der
angrenzenden Bereiche wirken wird.

Fir das Stadtbild bilden der Buroturm als Identitatsstifter und die Seitenflugel
die stadtebaulich bedeutende Raumkante zu dem Berliner Platz und dem
Platzbereich zwischen Hauptbahnhof und Vorhabengebiet.

Ihren architektonischen Ausdruck findet das Areal einerseits in der Beibehal-
tung und andererseits in der Erganzung der stadtbildpragenden Bebauung.

Die bestehenden inzwischen modernisierten Gebaude am Berliner Platz mit
dem weithin sichtbaren Blroturm (Business Center 1) sollen durch einen
zweiten Turm (Business Center 2) erganzt und in ihrer raumbildenden Wir-
kung verstarkt werden. Auch wird durch das neue Fachmarktzentrum das
Erscheinungsbild der Stadt vom Bahndamm aus und damit fur die in Braun-
schweig ankommenden Reisenden attraktiver.

Eine Aufwertung soll langfristig ebenfalls der Bereich zwischen dem neu ge-
planten Bereich, dem Bahnhofsvorplatz und dem Bahnhof durch eine Neu-
gestaltung erfahren.

Einzelhandelskonzept

Im November 2010 wurde zu der vorliegenden Planung eine Vertraglich-
keitsanalyse der GfK Gruppe im Auftrag des Investors erstellt. Diese hatte
zum Inhalt, die Auswirkungen der zunachst geplanten 30.500 m? Verkaufs-
flache im Fachmarktzentrum auf den Einzelhandel Braunschweigs und der
Umlandgemeinden zu untersuchen. Den hochsten Kaufkraftabfluss — gerade
in der Innenstadt — hatte der 2010 geplante Elektrofachmarkt und der Mo-
belmarkt zur Folge. Insofern untersuchte die Analyse ein alternatives Be-
satzkonzept mit 28.500 m? Verkaufsflache, das auf die beiden genannten
Fachmarkte verzichtete.

Die Modellrechnungen zeigten, dass der Zielumsatz vordringlich innerstad-
tisch (rd. 84 %) und nur 16 % aus den Umlandgemeinden generiert wirden.
FUr die innerstadtischen Stadtteil-, Nahversorgungszentren und Nahversor-
gungsstutzpunkte wurde im periodischen Bedarf eine Betroffenheit festge-
stellt, die nach gutachterlicher Sicht jedoch noch zu verkraften sei.

Die hochste Umverteilungsquote wurde mit 8,7 % fur die Warengruppe
Heimwerker- und Gartenbedarf, Autozubehor und zoologischer Bedarf ermit-
telt. Die Analyse kommt letztendlich zu der Aussage, dass keine struktur-
schadigenden Auswirkungen fur die Stadt und die Umlandgemeinden zu er-
warten seien. Auf Grundlage des alternativen Besatzkonzeptes wurden die
Aufstellungsbeschliisse fiir den Bebauungsplan und die FNP-Anderung im
November 2010 gefasst.

Durch die Konkretisierung der Planung hat sich inzwischen die Planung in
Richtung eines Fachmarktzentrums mit drei grof3flachigen Ankermietern und
rd. acht kleinteiligen und mittelgro3en Shops und Fachmarkten entwickelt.
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Das veranderte Konzept mit den damit verbundenen Veranderungen in den
einzelnen Sortimenten ergibt mittlerweile eine reduzierte Gesamt-Verkaufs-
flache von max. 12.700 m?2.

Die Vertraglichkeitsanalyse wurde an die geanderte Planung angepasst.

Die Untersuchung der Kaufkraftabflisse wurde im Rahmen der Vertraglich-
keitsanalyse erneut durchgeflihrt. Aufgrund der erheblichen Verringerung der
Verkaufsflachen stellt das Gutachten im Ergebnis geringere Auswirkungen
fur die innerstadtischen Versorgungsstrukturen und die Region fest. Das in
dieser Form vorgelegte Gutachten dient als Grundlage fur die beabsichtigte
Anderung des Zentrenkonzeptes. Diese-sol- wurde parallel mit dem Ausle-
gungsbeschluss des Bebauungsplans durch den Rat der Stadt Braun-
schweig_am 24.06.2013 beschlossen-werden.

Darlber hinaus wurde mittlerweile die Vertraglichkeit des Vorhabens mit der
Raumordnung abgestimmt. Nach Einsicht in die Unterlagen wurde vom
Zweckverband GrofRraum Braunschweig von einer Einleitung eines Rau-
mordnungsverfahrens abgesehen.

Art der baulichen Nutzung

Entlang des Berliner Platzes wird die bestehende vordere Gebaudefront wie
auch die geplanten Neubauten und die fur diese erforderlichen Freiflachen
(Stellplatze, Zufahrten etc.) als Gewerbegebiet gemal den Darstellungen
des Flachennutzungsplans festgesetzt. Da im Norden des Stadtgebietes ent-
lang der Autobahn A 2 und im Suden im Einzugsbereich der A 39 grolflachi-
ge Gewerbegebiete vorhanden sind, in denen der Nutzungskatalog von Ge-
werbegebieten gemall § 8 BauNVO im breiten Spektrum zulassig ist, wird fur
das hier geplante Gewerbegebiet eine Einschrankung der Nutzung gemal} §
1 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO vorgenommen. Allgemein zulassig sein sollen vor al-
lem Buronutzungen, die sich einerseits aus dem Bestand der gerade vollzo-
genen Nachnutzung im ehemaligen Postgebaude im Bereich des Business
Center 1 ergeben, andererseits durch die geplanten Erweiterungsbauten, die
ebenfalls grof3flachige Buronutzungen vorsehen. Die Planung vollzieht die
hohe Nachfrage nach Buroflachen im Stadtgebiet nach, die an dieser Stelle
stadtebaulich hervorragend integriert werden kann. Dazu zahlt die Einbin-
dung in das stadtische OPNV-Netz, aber auch in das berregionale Ver-
kehrsnetz durch den Hauptbahnhof und den ZOB.

Um die geplante Buronutzung und die in der Nachbarschaft bestehenden
Wohnnutzungen nicht durch emittierende Nutzungen eines klassischen Ge-
werbegebietes einzuschranken, wurden nur nicht wesentlich stérende Ge-
werbebetriebe, Geschafts-, Buro- und Verwaltungsgebaude sowie Anlagen
fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke zugelassen.
Diese letztgenannten Nutzungen sind aufgrund ihrer untergeordneten Grolie
und der anzunehmenden Hauptnutzungszeiten als Tagesbetrieb aufgenom-
men worden. Sollte es z. B. im Rahmen der kulturellen Nutzung zu einer
Ausweitung bis in die Nachtzeiten kommen, ist dieses im Rahmen des erfor-
derlichen Genehmigungsverfahrens zu prifen.
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Schank- und Speisewirtschaften wurden ausnahmsweise fir das Gewerbe-
gebiet zugelassen, da kein genereller Rechtsanspruch auf die Einrichtung
derartiger Betriebe im Gewerbegebiet erzeugt werden soll. Die zwei zurzeit
im Gewerbegebiet geplanten Gastronomiebetriebe wurden schalltechnisch
gepruft. Bei einer spateren Umnutzung anderer Raume fur gastronomische
Zwecke bzw. Erweiterung vorhandener Gastronomie wird eine erneute
schalltechnische Uberpriifung erforderlich, um den Schutzanspruch der an-
grenzenden Wohnbebauung zu gewahrleisten. Die Schank- und Speisewirt-
schaften sollen einerseits der Versorgung der im GE arbeitenden Bevolke-
rung dienen, andererseits soll eine zusatzliche Attraktion im innerstadtischen
Bereich durch die Schaffung eines Restaurantbetriebes in den oberen Eta-
gen des Business Centers 2 geschaffen werden. Im Business Center 2 ist
als ,Highlight* ein Restaurant in den oberen Geschossen vorgesehen, von
dem man den Ausblick auf die Stadtkulisse geniel3en kann.

Aufgrund der Lage des Gewerbegebietes im unmittelbaren Umfeld des
Hauptbahnhofes und des neu entstehenden Fachmarktzentrums sollen nicht
grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe nicht grundsatzlich ausgeschlossen wer-
den. Dabei kommt hier vorwiegend der dem Bahnhofsvorplatz zugewandte
Teil des Business Centers 1 in Frage, da hier die Nachnutzung des Bestan-
des verfolgt wird. Mit dieser Festsetzung soll die Attraktivitat des Vorplatzes
erhoht werden. Insofern werden sie als ausnahmsweise zulassig festgesetzt
mit der Einschrankung, dass diese Nutzung nur im Erdgeschoss stattfinden
darf. Zusatzlich ist der Vertrieb von zentrenrelevanten Sortimenten, aufgrund
des angrenzenden Fachmarktzentrums, entsprechend der Braunschweiger
Liste ausgeschlossen.

Um ggf. einer spater erforderlich werdenden Wohnung fur z. B. Aufsichts-
und Bereitschaftspersonal keine entgegenstehende Festsetzung zu treffen,
wurden diese in die ausnahmsweise zulassigen Nutzungen aufgenommen.
Hier wird ein schalltechnischer Einzelnachweis zu fiihren sein, damit gesun-
de Wohnverhaltnisse eingehalten werden Hierbei ist insbesondere auf die
Nachtzeit abzustellen, da insbesondere in diesem Bemessungszeitraum der
Bahnbetrieb zu einer Uberschreitung der Werte fiihrt.

Dagegen wurden Lagerhauser und Lager sowie die-Tankstellen, die per se
stark emittierend sind, ausgeschlossen. Unter dem Begriff der Tankstellen
sind nicht Auflade-Stationen fur Elektrofahrzeuge zu verstehen, die als reine
Ladestationen an einzelnen Stellplatzen errichtet werden.

Nutzungen, die einen generellen Betrieb in die Nachtstunden hinein austben
oder durch Zu- und Abfahrtsverkehre der Besucher in den Nachtstunden
Emissionen erzeugen konnen, wurden mit Ausnahme der Schank- und Spei-
sewirtschaften aus dem Nutzungskatalog des Gewerbegebietes herausge-
nommen.

Aufgrund des Planungszieles, im strallenabgewandten Bereich ein Fach-
marktzentrum zu entwickeln, erhalt das Plangebiet in dem vom Berliner Platz
abgesetzten Teil die Festsetzung als sonstiges Sondergebiet (SO) mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ gemaly § 11BauNVO.
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Als weitere Nutzung sind Schank- und Speisewirtschaften sowie Dienstleis-
tungsbetriebe und nicht storende Handwerksbetriebe im Sondergebiet zulas-
sig.

Die Sortimente und Verkaufsflachen sind in dem Fachmarktzentrum konkret
mit Obergrenzen gemall dem GFK-Gutachten und der nech-zu-besehlielen-
den beschlossenen Anderung des Einzelhandelskonzeptes der Stadt weiter
ausgearbeitet und festgesetzt worden.

Im Gebiet des Fachmarktzentrums ist eine Gesamtverkaufsflache (VK) von
12.700 m? zulassig. Das Selbstbedienungswarenhaus bildet mit insgesamt
9.500 m? VK, die sich aus einem grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb mit er-
ganzenden Shops-zusammensetzt zusammensetzen, den grof3ten Bereich.
Hier sind als Hauptsortiment zwei Warengruppen zulassig, einerseits ,Le-
bensmittel und Getranke® mit max. 4.750 m? VK und andererseits
,orogerieartikel* mit max. 1.000 m? VK.

Allein mit dem Ankermieter, dem Einzelhandelsbetrieb fur Lebensmittel und
Getranke, wird die Vorgabe, dass die VK fur das Hauptsortiment 50 % der
Gesamtverkaufsflache des SB-Warenhauses betragen muss, eingehalten.
Die zulassigen Nebensortimente - in acht Warengruppen gefasst - durfen
gemal Zentrenkonzept nur 6 % der VK des SB-Warenhauses betragen, da-
mit ist eine Grolle von 570 m? VK je Warengruppe zulassig.

Als Besonderheit wird noch eine VK fur saisonale wechselnde Artikel, also
ein temporar wechselndes Sortiment, mit 500 m? VK zugelassen. Als saiso-
nale Ware sind dort Angebote angedacht, wie z. B. ,Living House“-Artikel,
Fahrrader und Fahrradzubehdr, Autozubehoér und -pflege, Camping- und
Partybedarf, Grillzubehor, Heimwerkerartikel und Kleinmobel sowie Pflan-
zen- und Gartenbedarf. Da die Flache unterhalb der 6 % Obergrenze fur
Randsortimente liegt, ergibt sich hier kein Regelungsbedarf.

Neben dem SB-Warenhaus mit den zugehorigen kleineren Shops werden als
weitere Mieter ein Fachmarkt flr Spielwaren und Baby- bzw. Kinderartikel
mit 2.000 m? VK zugelassen sowie ein Tierfachmarkt mit 800 m? VK und ins-
gesamt 400 m? VK fur Shops, die Artikel des periodischen Bedarfs anbieten.
Hierfur sind eine Apotheke, ein Blumen- und ein Tabakwarenladen vorgese-
hen.

Um die Attraktivitat des neu entstehenden BraWoParks zu steigern, sind so-
wohl ausnahmsweise im Gewerbegebiet als auch allgemein im Sondergebiet
Flachen fur Gastronomie zulassig.

Im Fachmarktzentrum wird diese im sudlichen Flugel mit vorgelagerten Au-
Renflachen entstehen. Diesen Flachen gegenuber liegt der Kopfbau des Bu-
siness Centers 3, der hier ebenfalls Gastronomie mit AuRensitzflachen vor-
sieht.

Maf der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl

Fast im gesamten Baugebiet wird aufgrund des hochverdichteten zentralen
Stadtbereichs eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,9 festgesetzt. Diese ent-
spricht auch der bisher vorgefundenen Versiegelung. Nur die zwei Hoch-
haustirme im Gewerbegebiet 2 werden mit einer GRZ von 1,0 festgesetzt,
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da die Baugrenzen eng an die geplante bzw. bestehende Bebauung ange-
passt sind und die Turme in einen baulichen Kontext eingebunden sind, der
vollstandig versiegelt ist. Die hohe Ausnutzung der GRZ entlang der stadte-
baulichen Kante des Berliner Platzes mit 0,9 bis 1,0 kommt der hohen Nach-
frage an stadtebaulich gut integrierten Buroflachen nach, die einerseits in
das innerstadtische OPNV-System eingebunden, andererseits auch in direk-
ter Nachbarschaft zu dem regionalen und (iberregionalen OPNV-Systemen
gelegen sind. Das Fachmarktzentrum im Verflechtungsbereich zwischen
Bahnhof und dem einwohnerstarken 6stlichen Ringgebiet erganzt die vor-
handene Nutzung und tragt zur Attraktivitatssteigerung des Bahnhofumfeldes
bei. Da es sich hier um eine Planung im innerstadtischen Kontext und die
Revitalisierung brachgefallener Flachen handelt, wurde eine Ausnutzung im
Sondergebiet bis zu einer GRZ von 0,9 ermdoglicht.

Die Festsetzung der Hohen erfolgt als Hohen Gber Normal Null (G. NN.). Die
mittlere Gelandeoberflache im Gebiet liegt bei ca. 79,5 m . NN. Da der neu
geplante Turm sich an der Héhenentwicklung des bestehenden Turms im
Business Center 1 orientiert, sind beide Turme (GE 2) mit der gleichen ma-
ximalen Héhe Uber Normal Null festgesetzt, die eine Hohenentwicklung von
73,0 m Uber Gelande ermoglichen. Die flachen Gebaudeflugel des Bestan-
des wie auch das daran anschlieRende Business Center 3 entwickeln eine
Hohe von max. 20 m. Die 20 m sind auch als Hohe fur den flacheren Ge-
baudeteil des Business Centers 2 festgesetzt, so dass das gesamte der
Stralle zugewandte Ensemble eine einheitliche Hohenentwicklung hat.

Das dahinter liegende Fachmarktzentrum liegt in seiner Héhenentwicklung in
einem ahnlichen Bereich. Hier ist die Hohe entsprechend auf max. 15,0 m
begrenzt. Allerdings wird mit der Festsetzung flr einen Aufbau der Gber eine
Grundflache von 150 m? eine Hohenentwicklung von 28,0 m Uber Gelande
haben darf, die Moglichkeit der Errichtung eines Bauteils mit Fernwirkung er-
offnet.

Uberschreitungen durch technische Aufbauten um 3,0 m sind ausnahmswei-
se zulassig, ebenso die Uberschreitung durch die bestehende Antennenan-
lage auf dem Business Center 1 mit max. 9,0 m. Damit die technischen Auf-
bauten in der Ansicht nicht in Erscheinung treten, wurden Regelungen Uber
einen Mindestabstand zur Dachkante und die ausnutzbare Dachflache ge-
troffen.

Um die Aufstellung von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbaren Energien
durch die getroffenen Festsetzungen nicht einzuschranken, wurde diesbe-
zuglich eine Ausnahme formuliert. Dabei durfen die Sonnenenergieanlagen
vom angrenzenden &ffentlichen Stralenraum resp. den Gleisanlagen der
Deutschen Bahn nicht in Erscheinung treten.

Uberbaubare Grundstiicksflichen, Bauweise

Die Baugrenzen umfahren mit kleinen Spielraumen die vorgesehenen
Hauptbaukorper. ErschlieRungsstralen, Stellplatze etc. liegen hauptsachlich
aullerhalb der Baugrenzen auf den Bauflachen, werden aber bei der GRZ
mit berlcksichtigt, da sie nicht unerhebliche Flachen zur Versiegelung bean-
spruchen. Die Anordnung der Baukorper ist bereits durch die aus dem Vor-
habenplan resultierende Festsetzung der uberbaubaren Grundstucksflachen
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durch Baugrenzen und Baulinien geregelt. Insofern wird auf eine Festset-
zung der Bauweise verzichtet.

Der bestehende Turm des Business Centers 1 formuliert durch seine Form
als gleichschenkliges Dreieck sowohl die raumbildende Kante zum Berliner
Platz als auch zum Bahnhofsvorplatz. Architektonisch verstarkt wird dieses
durch die Héhenentwicklung. Beides bewirkt eine raumliche Fassung des
Bahnhofvorplatzes. Die niedrigeren Bestandsgebaude folgen der Kubatur
des Turms. Sie vervollstandigen damit die Ausbildung der Platz- und Stra-
Renraumkante und geben die Ausrichtung auch fur die neu geplanten Ge-
baude vor.

Der Turm des Business Centers 2, der die Wirkung des ersten Turms ver-
starken soll, fugt sich in seiner Ausrichtung in das Gesamtensemble ein. Er
vervollstandigt einerseits die Raumkante bis in den Kreuzungsbereich vor
der Stadthalle, andererseits entwickelt er Signalwirkung flr den neu entste-
henden BraWoPark Uber das gesamte Areal hinaus. Um dieses zu gewahr-
leisten, wird die Sudseite des neuen Turms mit einer Baulinie in der beab-
sichtigten stadtebaulichen Struktur festgelegt.

Gedenkstatte

Im Plangebiet befand sich das KZ-AulRenlager Schillstral3e. An diese Zeit er-
innert seit dem Jahr 2000 das ,offene Archiv“ als ,Gedenkstatte KZ-AulRen-
lager Braunschweig Schillstral3e” im Invalidenhaus sowie an der vorhande-
nen Mauer angebrachte Tafeln. Zusatzlich waren an einem der Postgebaude
die Leuchtbuchstaben ,Die Zukunft hat eine lange Vergangenheit“ zur Erin-
nerung angebracht. Den Sachverhalt greift der Vorhabenplan auf. In direkter
Nahe zur stdlichen Mauer der Einfassung des Bereiches der Schill-
Gedenkstatte wird eine Sichtbetonscheibe mit einer Lange von 10,0 m und
einer Hohe von 4,0 m aufgestellt.

An der Scheibe werden die neuen Leuchtbuchstaben unter Beibehaltung des
Schriftzuges montiert. Um den Schriftzug aus dem Bereich der Schill-
Gedenkstatte sichtbar zu halten, wird die Grungestaltung im Vorhabengebiet
in dieser Sichtachse entsprechend flachwtichsig gestaltet. In dem relevanten
Bereich bildet die Mauerkrone die Obergrenze fur die Pflanzenentwicklung.
Zusatzlich wird eine Flache im Vorhabenbereich zur Verfiugung gestellt, um
mit elner technlsch zeltqemaBen Informatlonsquelle auf daswrrd—sudesﬂ%h

staua#en—zu—dem ehemallgen KZ- Aursenlager qur—VeFﬁugung
gestelithinzuweisen. Hierzu wird ein Durchlass zum Bereich der Schill-
Gedenkstatte in der 6stlichen Mauer hergestellt. Diese MalRnahme ist nicht
Teil des Vorhaben- und ErschlieBungsplans BraWoPark. Der Projektinvestor
betreibt-_hat hierzu eine separate Abstimmung mit dem stadtischen Kulturin-
stitut und den weiteren Beteiligten gefuhrt.

lor \/ or Kinstlorin.
Stellplatze
Fur das Vorhaben werden auf den Freiflachen zwischen den Gebauden, im

Vorfeld des Fachmarktzentrums und auf zwei Ebenen Uber dem Fachmarkt-
zentrum Stellplatze angeordnet.
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Insgesamt werden rd. 1.900 Stellplatze flr das gesamte Projekt ausgewie-
sen. Im 1. OG des Parkdecks sind rd. 580 Stellplatze und im 2. OG rd.

680 Stellplatze vorgesehen, rd. 635 werden als ebenerdige Stellplatze auf
den Freiflachen angeordnet. Die Stellplatze des 1. OG unterteilen sich in rd.
450 fur das Fachmarktzentrum und rd. 130 fur die Blronutzung. Das 2. OG
steht ausschlief3lich fur die Buronutzung und fur das am Berliner Platz neu
geplante Hotel zur Verfigung. Von den ebenerdigen Stellplatzen werden
rd. 450 vom Fachmarktzentrum und 160 von den Nutzern des Gewerbege-
bietes in Anspruch genommen. Zusatzlich entstehen noch einmal rd. 25 frei
zugangliche Stellplatze. Diese werden fur die im Bereich der Schillstral3e und
des Berliner Platzes entfallenden Stellplatze errichtet.

Die Zufahrt zu den Sondergebiets- und Gewerbegebietsflachen wird Uber
Zufahrtsbeschrankungsanlagen (Schranken, Poller etc.) geregelt und so die
Gebiete voneinander verkehrlich konsequent getrennt. Gleichzeitig ist die
Durchlassigkeit und sichere Flhrung fur FuRganger und Radfahrer zum und
Uber das Gelande des BraWoParks erfolgt.

Die Erschliellung der Parkdecks fur Besucher des Fachmarktzentrums er-
folgt Gber die nordliche Zufahrtsrampe Uber die Stellplatzflachen des Fach-
marktzentrums. Die Verkehre fahren Uber die Zufahrt an dem Berliner Platz
und der SchillstraRe auf das Gelande und verlassen es uber die Abfahrt an
der Schillstral3e.

Die sudliche Zufahrtsrampe-des- der Parkdecks ist den Gewerbegebietsnut-
zungen und dem am Berliner Platz neu geplanten Hotel vorbehalten. Die An-
fahrt hierzu erfolgt Uber die bestehende Zufahrt Berliner Platz auf der Hohe
der Poststellplatze. Uber diese Zufahrt sowie die gemeinsame Zufahrt mit
dem Fachmarktzentrum sind die ebenerdigen Stellplatze des Gewerbegebie-
tes anfahrbar.

FUr das Fachmarktzentrum wird im Bereich der Stellplatze noch die Errich-
tung von Sammelstellen fur Einkaufswagen erforderlich. Diese werden ab-
schlielend von dem Betreiber festgelegt, so dass sich die Stellplatzanzahl
dementsprechend verringern kann.

FUr das Plangebiet wird davon ausgegangen, dass Elektroladestationen an
den Stellplatzen im Zuge der Nutzung neuer Antriebsstoffe fir PKW errichtet
werden konnen, ohne dass diese der Art der festgesetzten Nutzung entge-
genstehen werden.

Entlang der Westseite der Vermittlungsstelle der Telekom Rietschelstralde 5,
die aul3erhalb des Plangeltungsbereichs an der Einmiundung der
Rietschelstral’e von der Schillstral3e gelegen ist, besteht die Notwendigkeit
einer Anfahrbarkeit mit gro3eren Fahrzeugen.

Diese ist bereits Uber eine Grunddienstbarkeit gesichert. Insofern erfolgt kei-
ne gesonderte Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes an dieser
Stelle im Plangebiet. Der Vorhabenplan bertcksichtigt diese Tatsache, in-
dem dort bauordnungsrechtlich nicht erforderliche Stellplatze angeordnet
werden. Im Bedarfsfall werden diese gesperrt, um die Zuganglichkeit zu ge-
wahrleisten.
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Offentliche Verkehrsflachen

Der BraWoPark ist sehr gut durch das Netz des OPNV und durch seine Lage
in unmittelbarer Nachbarschaft zum Hauptbahnhof erschlossen. Neben zahl-
reichen innerstadtischen Bus- und StralRenbahnlinien bildet der Bahnhofsbe-
reich neben der Anbindung an das Schienennetz der Deutschen Bahn AG
auch eine Haltestelle fiir Uberlandbusverbindungen.

Das Plangebiet wird Uber drei Zufahrten an das offentliche StralRensystem
angeschlossen. Es handelt sich hierbei um den Knotenpunkt Berliner Platz-
Hauptpost, die Anbindung an den Berliner Platz sudlich des Knotens Berliner
Platz - Leonhardplatz und die Zufahrt von der Schillstral3e.

Die Zu- und Abfahrten fir die Nutzer des Gewerbegebietes erfolgen aus-
schliel3lich vom Berliner Platz. Das Sondergebiet Einzelhandel wird Uber die
nordliche Einfahrt am Berliner Platz und Uber die Ein- und Ausfahrt an der
Schillstral3e erschlossen.

Um auszuschlie3en, dass eine Erschliellung des Plangebietes auch zuklnf-
tig nicht mehr von der Rietschel- und MentestralRe erfolgt, wurde entlang der
direkt an das Plangebiet anschlie3ienden 6ffentlichen StralRenverkehrsflache
ein Zu- und Abfahrtsverbot festgesetzt.

Eine Ausfahrt fur das Fachmarktzentrum in Richtung Berliner Platz ist nach
Aussage des Verkehrsgutachters aufgrund der Nahe zum Knotenpunkt Ber-
liner Platz - Leonhardplatz nicht moglich.

Ebenso wie die Anliefer- und Entsorgungsverkehre des Fachmarktzentrums
verlassen auch die Kunden des Sondergebietes das Gelande ausschliellich
Uber die-die Anbindung an die Schillstral3e.

Die Erschlielung fur die Nutzer des Business Centers 2 erfolgt gleichfalls
Uber die gemeinsame Zufahrt mit dem Fachmarktzentrum vom nérdlichen
Berliner Platz. Die Verkehre werden in Folge auf dem Grundstuck getrennt.
Fur die Nutzer des Business Centers 2 dient die Zufahrt gleichzeitig als Aus-
fahrt.

Der uberwiegende Teil der Verkehre des Gewerbegebietes wird sudlich des
Areals Uber den bestehenden Knotenpunkt Berliner Platz - Hauptpost auf
das Gelande geleitet, um in der Folge entweder das Parkdeck oberhalb des
Fachmarktzentrums oder die Parkplatze auf den Freiflachen im rickwartigen
Bereich der Bestandsgebaude anfahren zu konnen. Diese Anbindung dient
auch gleichzeitig dem abflielienden Verkehr.

Es findet somit eine deutliche Trennung der Kundenverkehre des Fach-
marktzentrums und der gewerblichen Nutzung statt.

Im Bestand erweist sich das bestehende Strallennetz im naheren Umfeld als
leistungsfahig. Einzig der Knotenpunkt Helmstedter Stral3e — Schillstralle
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kann die bereits heute vorherrschenden Verkehre nicht leistungsfahig abwi-
ckeln. Malgebend ist hierbei der Linksabbieger aus der Schillstral3e in die
Helmstedter Strale.

Um die Anbindung des Vorhabens an das o6ffentliche StralRensystem sicher-
stellen zu kdnnen, werden in der Schillstralle ein Linksein- und
Linksausbieger und im Bereich des Berliner Platzes ein Rechtseinbieger er-
forderlich.

Im Rahmen der Uberpriifung der Leistungsfahigkeit des umliegenden Stra-
Rennetzes wurde eine ,Verkehrsuntersuchung zur ErschlieBung des geplan-
ten BraWoParks auf dem ehemaligen Postareal in Braunschweig” von WVI
Prof. Dr. Wermuth Verkehrsforschung und Infrastrukturplanung erstellt.

Das Gutachten ermittelt Quell- und Zielverkehre an Wochentagen von insge-
samt rd. 7.600 Kfz-Fahrten pro Tag fur das Planvorhaben. Diese unterteilen
sich in rd. 5.350 Kfz-Fahrten ausgeldst durch das Fachmarktzentrum,

rd. 2.000 Kfz-Fahrten durch die gewerbliche Nutzung und rd. 250 Kfz-
Fahrten durch das aulRerhalb des Geltungsbereiches projektierte Hotel. Im
Weiteren wird die Verteilung der Ziel- und Quellverkehre der jeweiligen Nut-
zungen analysiert.

Der Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Braunschweig sieht vor, langfristig
den Verkehr im Bereich Leonhardstralle — Helmstedter Stralde — Schillstralle
neu zu ordnen. Ziel ist es, den Knotenpunkt Helmstedter Stral3e — Leonhard-
stral3e und die Helmstedter Stral’e im Bereich Marienstift — Leonhard-strale
zu entlasten. Im letztgenannten Bereich wird zusatzlich die Verlegung der
Strallenbahntrasse erfolgen.

Die Umsetzung der geplanten MalRinhahme steht noch nicht abschlieRend
fest. Da die Entlastung der Helmstedter Stral’e Bestandteil des Verkehrs-
entwicklungsplanes ist, wird die Planung in die verkehrs- und schalltechni-
sche Betrachtung eingestellt, zur Vermeidung eines Abwagungsausfalls.

Insofern bertcksichtigt das Verkehrsgutachten zwei Planfalle:

o BraWoPark ohne stadtische Verkehrsverlagerung (Planfall P1%)
J BraWoPark mit stadtischer Verkehrsverlagerung (Planfall P1)

Dabei wurde in beiden Fallen die Verkehrsbelastung auf den Prognose-
Nullfall 2020, resultierend aus den Verkehrsmengen des derzeitigen Ist-
Zustandes, abgestellt.

Die Gegenuberstellung des Prognose-Nullfalls mit den beiden Planfallen
verdeutlicht die Anderung der Verkehrsmengen in den jeweiligen Abschnit-
ten:
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Lageulbersicht Verkehrsmengen

Abschnitt | Lage Prognose | Planfall Planfall
Nullfall P1* P1
WTV 2020 |WTV 2020 |WTV 2020
[Kfz/ 24 h] |[Kfz/ 24 h] |[Kfz/24 h]
1 Helmstedter StralRe sidostlich Ein- 19.820 20.660 21.060
miindung Schillstral’e
2 Helmstedter Stral’e zwischen
SchillstraRe und Georg-Westermann- 15.980 15.990 7.410
Allee
3 SchillstralRe zwischen Helmstedter
Stralle und Kapellenstralte 6.870 7.970 16.180
4 Schllls_trafse zwischen Kapellenstralle 7300 8.400 16.560
und Rietschelstralle
5 Schills_traf&e zwischen Leonhardplatz 7 660 10.630 18.520
und Rietschelstralle
6 Leonhardplatz nérdlich Kreuzung Ber- 28.810 30.900 37.310
liner Platz / Ottmerstralle
7 OttmerstralRe westlich Kreuzung Berli- 9.900 10.570 11.340
ner Platz / OttmerstralRe
8 nordlicher Berliner Platz, Hohe 12.050 12.970 12.780
Viewegs Garten (Ri. Sid)
9 sudlicher Berliner Platz, nordlich Ein- 12.180 13.160 12.780
miindung Kurt-Schumacher-Stralle
(Ri. Sd)
10 sudlicher Berliner Platz, nordlich Ein- 12.600 14.350 13.780
miindung Kurt-Schumacher-Stralle
(Ri. Nord)
1M nordlicher Berliner Platz, Hohe 12.440 14.140 13.750
Viewegs Garten (Ri. Nord)
WTV = durchschnittliche werktagliche Verkehrsmenge
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a) Realisierung des Bra\WWoParks ohne stadtische Verkehrsverlagerung

(Planfall P1*)

Im Ergebnis der Verkehrsuntersuchung kommt das Gutachten zu folgender
Aussage:

o Die starksten Veranderungen durch die Realisierung des BraWoParks
zeigen sich auf der Schillstrale im Abschnitt zwischen dem Berliner
Platz und der Zufahrt Schillstralle zum Fachmarktzentrum. Die Ver-
kehrsbelastungen steigen in diesem Abschnitt von 7.660 Kfz/Tag auf
10.630 Kfz/Tag (rd. 3.000 Kfz-Fahrten/Tag zusatzlich) an.

o Ostlich der Zufahrt SchillstraRe steigen die Belastungen auf der
Schillstral’e von 7.300 Kfz/Tag auf insgesamt 8.400 Kfz/Tag (1.100
Kfz-Fahrten/Tag zusatzlich) an.

o Die Belastungen im Querschnitt Berliner Platz steigen um rd. 2.600 Kfz-
Fahrten/Tag an, auf dem Abschnitt Leonhardplatz um rd. 2.100 Kfz-
Fahrten/Tag. Aufgrund der hohen Grundbelastung auf diesen Stral3en
liegen die Zunahmen durch den Verkehr des BraWoParks hier prozen-
tual lediglich zwischen 5 und 10 %.

o Uber die bestehende Zufahrt Berliner Platz werden zu den bereits heu-
te bestehenden Verkehren zum Parkplatz des Hauptbahnhofes zusatz-
lich die Beschaftigten- und Kundenverkehre des BraWoParks abgewi-
ckelt. Die zukunftigen Gesamtbelastungen im Querschnitt der Zufahrt
betragen somit rd. 5.000 Kfz/Tag, wovon rd. 1.850 Kfz-Fahrten/Tag
durch den BraWoPark verursacht werden.

Um das zusatzlich zu erwartende Verkehrsaufkommen aus dem Planbereich
abwickeln zu kénnen, wird eine Anpassung der vorhandenen Verkehrsinfra-
struktur erforderlich. Hierzu zahlen folgende MalRnahmen:

o Zur Abwicklung des durch den BraWoPark verursachten Verkehrs ist
eine Verlangerung des zweispurigen Ausbaus der Schillstral3e in Fahrt-
richtung Westen von der Rietschelstralde bis zum Verflechtungsbereich
vor dem Knotenpunkt Berliner Platz - Leonhardplatz sowie die Ausge-
staltung der Zufahrten am Berliner Platz und der Schillstral3e notwen-
dig.

- Einrichtung einer Linksabbiegespur von der Schillstralle von Osten
kommend in die Zufahrt zum Vorhabenbereich

- Zweispurige Ausfahrt aus dem Fachmarktzentrum und Ermdgli-
chung des geschutzten Linksausbiegens durch eine Mittelinsel

- Berucksichtigung der erforderlichen Abbiegeradien und Fahrstrei-
fenbreiten fur den Lieferverkehr zum Fachmarktzentrum im Bereich
der Zufahrt Schillstral3e, auch fur grolie-Lkw LKW (Lastzlige)

- Einrichtung einer kurzen Verzogerungsspur zum Ausfadeln in die
Zufahrt am Berliner Platz sidlich der Schill-Gedenkstatte

o Anpassung der Lichtsignalsteuerung an die zukunftig zu erwartenden
Verkehrsstrome.
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Aufgrund der zusatzlich erforderlichen Querungshilfe fur FuRganger und
Radfahrer in der Schillstral’e unmittelbar westlich der Rietschelstral3e wird
das Linksausbiegen aus der Rietschelstralde in Richtung Innenstadt unter-
bunden. Aus der RietschelstralRe wird zukinftig nur das Rechtsausbiegen in

Rlchtunq Helmstedter Stralde erlaubt seln Jrnsefem—wrrd—ehe—lclmeltgamsahen

b) Realisierung des BraWoParks mit zusatzlicher stadtischer Verkehrs-

verlagerung (Planfall P1)

Um die Entlastung der Helmstedter StraRe zu erreichen, wird die Anderung
der Verkehrsfuhrung im Knoten Helmstedter Stral3e/Schillstral3e erforderlich.
Fur den Ausbau des Knotenpunktes ist die Einrichtung einer Lichtsignalanla-
ge sowie zusatzlicher Fahrstreifen fur die Abbiegebeziehungen in und aus
der Schillstral3e vorzusehen. Es erfolgt eine Blindelung der Verkehre in der
Schillstral3e.

Unter Einstellung der geplanten Verkehrsneuordnung in die Betrachtung
kommt das Gutachten fur die zusatzlichen Verkehre incl. des BraWoParks
(Prognosefall 2020) zu folgender Aussage:

o Die starksten Veranderungen zeigen sich auf der Schillstrale im Ab-
schnitt zwischen dem Berliner Platz und der Zufahrt Schillstral3e zum
Fachmarktzentrum. Die Verkehrsbelastungen steigen in diesem Ab-
schnitt von 7.660 Kfz/Tag auf rd. 18.520 Kfz/Tag an.

o Ostlich der Zufahrt SchillstraRe steigen die Belastungen auf der
Schillstralle von 7.300 Kfz/Tag auf insgesamt rd. 16.560 Kfz/Tag an.

o Die Belastungen im Querschnitt Berliner Platz steigen um rd. 1.900 Kfz-
Fahrten/Tag an, auf dem Abschnitt Leonhardplatz um rd. 8.500 Kfz-
Fahrten/Tag.

o Uber die bestehende Zufahrt Berliner Platz werden zu den bereits heu-
te bestehenden Verkehren zum Parkplatz des Hauptbahnhofes zusatz-
lich die Beschaftigten- und Kundenverkehre des BraWoParks abgewi-
ckelt. Die zukunftigen Gesamtbelastungen im Querschnitt der Zufahrt
betragen somit rd. 5.000 Kfz/Tag, wovon rd. 1.850 Kfz-Fahrten/Tag
durch den BraWoPark verursacht werden.

Die aus dem Planvorhaben erzeugten Verkehrsbelastungen auf den umge-
benden Strallen sind bei der Betrachtung naherungsweise konstant mit de-
nen des Planfalls P1*.

Das Gutachten definiert folgende erforderliche Malinahmen unter Beruck-
sichtigung der stadtischen Verkehrsverlagerung von der Helmstedter Stral3e
auf die Schillstrale:

o Umbau des Knotens Helmstedter Stralle — SchillstralRe mit Entlastung
der Helmstedter Stral3e Uber die Schillstral3e analog zur Planung der
Stadt Braunschweig
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o Einrichtung eines weiteren Rechtsabbiegefahrstreifens aus der
SchillstralRe (ggf. durch Ummarkierung der vorhandenen Verkehrsfla-
che) nach Norden am Knoten Berliner Platz — Leonhardplatz —
Schillstrae — Ottmerstralle

o Anpassung der Lichtsignalsteuerungen an die zukunftig zu erwartenden
Verkehrsstrome.

Die MalRlnahmen gewahren auch weiterhin eine Abwicklung der Verkehre
aus dem Vorhabengebiet. Auch mit Realisierung der geplanten Entlastung
der Helmstedter Stral3e ist die Leistungsfahigkeit des bestehenden Ver-
kehrsnetzes fur die aus dem Vorhaben resultierenden Verkehre gegeben.
Die innere Erschlieung des Plangebietes ist in dem Vorhabenplan wieder-
gegeben.

5.6.3  Ful- und Radverkehr
Die Ful3- und Radverkehrswege sind am Berliner Platz gut ausgebaut, an
der Schillstral3e entsprechen sie nicht heutigen Standards.
Um das Planvorhaben in das stadtebauliche Umfeld des Hauptbahnhofes
einzugliedern, wurde der ,Rahmenplan Braunschweiger Hauptbahnhof und
Umfeld® im Jahr 2011 erstellt.
Die Planung sieht flr FulRganger und Radfahrer die Entwicklung einer quar
tiersubergreifenden Netzerganzung zwischen der Innenstadt und den sudli-
chen Stadstteilen vor.
Von hoher Bedeutung ist die Herstellung einer fur Fahrradfahrer nutzbaren
Verbindung zwischen dem nérdlichen Bahnhofsplatz und der Ackerstral3e.
Hierzu ist eine Querung des Gleisfeldes der Deutschen Bahn AG erforder-
lich.
Nordostlich des Hauptbahnhofes besteht der sogenannte Pakettunnel, der
eine Anlieferung der Postsendungen und Pakete getrennt von den Reisen-
den Uber ein Rampensystem auf die Bahnsteige ermaoglichte.
Der Tunnel ist in seiner Nutzung aufgegeben. Hier besteht die Uberlegung,
im Rahmen des Vernetzungskonzeptes des Ringgleisweges den Tunnel fur
FuRganger und Radfahrer zu 6ffnen. Die Durchgangigkeit des Tunnels unter
dem suddstlichen Gleis ist noch herzustellen.

Von dem Ausgang des Tunnels im Bahnhofsbereich sind die Radfahrer ziel-
gerichtet zu fuhren. Hierzu zahlt die Verteilung und Anbindung an das beste-
hende Netz, die ErschlieBung des Vorhabenbereiches und die Neuschaffung
von Trassen. Zu letztgenannter zahlt der ,Postgleisweg®, der eine Anbindung
von dem Pakettunnel Uber die Gleisanlagen bis zum Brodweg schaffen soll.

Die Fuhrung des Weges zwischen den Gleisanlagen und dem Vorhabenbe-

reich wurde aufgrund der erforderlichen-Sicherung-einerseits zu-denim-Be-
trieb-befindlichen-Gleisanlagen-derDeutschen-Bahn-AGfehlenden Flachen-

verfugbarkeit und dem damit nicht mehr realisierbaren direkten Anschluss
des Postgleisweges an den Pakettunnel aufgegeben, andererseits-dererfor-
derlichen-Sicherung-der Boschung zum-Fachmarktzentrum-zugunsten eines
Anschlusses aber-dieentlang-derdurch die vorhandenen Wohngebiete-auf-
gegeben. Der Bebauungsplan ermdglicht textlich die Anbindung von der
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Rietschel- bzw. Mentestrale Uber den nordostlichen Vorhabenbereich an
den zukunftigen Ringgleisweg in Richtung Prinz-Albrecht-Park.

Der Pakettunnel sowie dessen unmittelbare Ausgangsbereich und der nord-
liche Parkplatz des Hauptbahnhofes sind im Besitz der Deutschen Bahn AG
resp. einer ihrer Tochtergesellschaften der DB Services Immobilien GmbH.

Ein direkter Zugriff auf die Flachen ist derzeit nicht moglich. Zurzeit laufen
Gesprache Uber den Pakettunnel und den Parkplatzbereich, um diese in das
Gesamtkonzept einzufugen. Themen sind u.a. die Herstellung einer Wege-
verbindung vom Hauptbahnhof (Nordausgang) zum Vorhabengebiet unter
Berucksichtigung der stadtischen Planungsabsichten.

Um die Verbindung in das 0Ostliche Ringgebiet sicherzustellen, besteht die
Planung die Kapellenstralde als Fahrradstralde herzurichten.

Hinzuzuflgende Wegebeziehungen fur Radverkehr:
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FUr die Anbindung des Vorhabengebietes fur FuRganger und Radfahrer und
fur das Vorhabengebiet selber ergeben sich im Einzelnen folgende Ergan-
zungen der Wegebeziehungen:

e Im unmittelbaren Bereich der Rietschelstralle wird eine Querungshilfe in
Form einer Mittelinsel Uber die Schillstrae flir Fuliganger und Radfahrer
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errichtet, um diese Uber die Kapellenstral3e in das dstliche Ringgebiet si-
cher zu leiten. Die Mittelinsel erhalt eine Breite von mindestens 2,5 m.

e Der Radweg auf der Nordseite der Schillstra’e wird zwischen
Querungshilfe und Kapellenstralde im Zweirichtungsradverkehr gefuhrt.

e Auch von der Mentestrale besteht der Anschluss an die Schillstrale und
damit in das Fahrradwegenetz.

e Der sudliche Fuf3- und Radweg im Zu- und Abfahrtsbereich zum Fach-
marktzentrum in der Schillstral3e erhalt zwischen den beiden Spuren des
abfahrenden Verkehrs einen unterstitzenden Schutzbereich, da-mit dem
aufgrund der Uberbreiten Ein-/Ausfahrt-zeitweise-mit-Behinderungen-fir
eine sichere Querung der Ful3ganger und Radfahrer_ -gewahrleistet
wirdgerechnet-werden-muss.

e Herstellung einer eigenen Ful’- und Radwegefuhrung im und durch den
Vorhabenbereich vom nordlichen Bahnhofsplatz mit Ausgang Pakettun-
nel zur Schillstralle.

e Schaffung von ausreichend Fahrradstellplatzen.

e Grundsatzlich gepruft wurde eine direkte Verbindung des BraWoPark-
Gelandes an die Rietschelstrale. Diese Variante steht im Zusammen-
hang mit dem nicht realisierbaren direkten Anschluss des Postgleiswe-
ges an den Pakettunnel und hat einen Versatz der
LarmselLarmschutzwand als Durchlass zur Folge. Die entwickelte Alter-
native schafft im weiteren Verlauf den Anschluss an den geplanten 6stli-
chen Ringgleiswegq.

Die Wegebeziehungen sind in der schematischen Darstellung zusammenge-
stellt. Weitere Bereiche fur Fulganger und Radfahrer sowie Abstellbereiche
sind dem Vorhabenplan zu entnehmen. Die Anbindung des \Weges von der
Rietschelstrale an den Ringgleisweg Uber das Vorhabengebiet ist textlich

gesichert.

Die Errichtung einer Querungsmaglichkeit Uber den Berliner Platz im Bereich
der ehem. Hauptpost wurde aus verkehrsgutachterlicher Sicht gepruft und
unter Entfall des Autobriefkastens fur machbar gehalten. Eine Errichtung im
Zusammenhang mit der vorliegenden Planung erfolgt nicht aufgrund des feh-
Ienden Erfordernlsses aus dem Planvorhaben heraus —DeiLVeerthﬂHss

Auf den Freiflachen werden nach jetziger Planung rd. 310 Fahrradstellplatze
im Nahbereich der jeweiligen Eingangsbereiche oder der Nutzungen errich-
tet. Aufgrund des z. T. hohen Sicherungsbedurfnisses einzelner Fahrrader
werden zusatzlich rd. 60 Fahrradstellplatze fur die Baronutzer in dem Park-
deck oberhalb des Fachmarktzentrums geschaffen. Die Zuwegung erfolgt
Uber die geplanten Aufzugsanlagen. Insgesamt entstehen somlt etwa 400
Fahrradstellplatze. A

aaaeaehend—eraehtet— eine abschhef&ende bauordnunqsrechtllche Prufunq

steht noch aus.
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Die durch das Vorhaben ausgelésten Umbaumal3nahmen sind im Erschlie-
Rungsplan zum Vorhabenplan zeichnerisch niedergelegt. Der Vorhabentra-
ger verpflichtet sich im Durchfuhrungsvertrag, die Malinahmen auf eigene
Kosten durchzufuhren.

Anlieferverkehre

Die Anlieferung fur das Fachmarktzentrum erfolgt Uber die Schillstral3e ge-
maf Vorhabenplan. Die Anlieferzone liegt im rickwartigen Gebaudeteil, an
der nordostlichen Gebaudefassade sowie in dem zu den Gleiskorpern der
Bahn ausgerichteten Bereich.

In der Ausfuhrung wird durch verkehrsleitende Mal3nahmen eine Umfahrung
des Fachmarktzentrums unterbunden, um Anlieferverkehre Gber den nordli-
chen Bahnhofsplatz zu vermeiden. Gleichzeitig wird im Plangebiet die Anlie-
ferung fur den rickwartigen Bereich des zukunftigen InterCity-Hotels mit er-
fasst. Fur diese erfolgt die Zu- und Abfahrt wie fur die Business Center 1 und
3 Uber den_nordlichen Bahnhofsvorplatz. Vor der sudlichen Zufahrtsrampe
der Parkdecks im Fachmarktzentrum biegt die Anlieferzufahrt ab, um das
Hotel von hinten ebenerdig anzudienen. Die Anlieferzone des Hotels ist von
der ruckwartigen Anlieferzone des Fachmarktzentrums und der Gastronomie
baulich getrennt.

Nur im Katastrophenfall wird eine komplette Umfahrung fur Rettungsfahr-
zeuge ermoglicht. Die Anlieferung der Buronutzungen und Gastronomie im
Gewerbegebiet erfolgt Uber die Zufahrten vom Berliner Platz. Die Hauptanlie-
ferzonen sind im Vorhabenplan dargestellt.

Grunordnung, MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Es wurde eine Freiflachenplanung mit integrierter abgestimmter Grinpla-
nung erarbeitet. Die durch den Bebauungsplan ermdglichten Eingriffe in Na-
tur und Landschaft wurden ermittelt. Auf der Grundlage der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung wurden MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Anpflanzungsfestsetzun-
gen entwickelt, die entsprechend im vorhabenbezogenen Bebauungsplan
festgesetzt sind.

Als MalRnahme werden im Nordosten des Plangebietes auf einer Flache von
rund 1.000 m? ein SandmagerrasenSandtrockenrasen und im Ubergangsbe-
reich zu den Anpflanzungsfestsetzungen an den Bdschungskanten eine
Ruderalflur auf rund 500 m? angelegt. Innerhalb dieser Flache sind die drei
Bruthabitate des Steinschmatzers, die gleichzeitig als Winterquartier fur die
Zauneidechse dienen sollen, als Ausgleich anzulegen.

Am Sidrand des Plangebietes wird zudem eine Flache zur Anpflanzung von
Gras- und Staudenflur mit anteiligen halbhohen Strauchgehdlzen festgesetzt,
die eine raumliche Fassung des Plangebietes zu den angrenzenden Bahn-
anlagen bewirkt. Die am Nordrand der Malinahmenflache festgesetzte He-
ckenpflanzung dient der Verbesserung des Landschaftsbildes im Hinblick auf
die vorhandene Wohnbebauung in der Mentestrale.
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Die grunordnerischen Festsetzungen zielen auf die Entwicklung privater Be-
grunungsmaflnahmen, die gliedernd im Plangebiet wirken. Diese Begrunun-
gen stellen im Zusammenhang mit den Anpflanzungsfestsetzungen einen
wichtigen Beitrag zur angemessenen Durchgrunung und ortsbildgerechten
Einbindung des Baugebietes dar. Da die Einzelflachen eher kleinteilig sind,
wird im Rahmen des Freiflachenplanes darauf geachtet, dass, insbesondere
im Bereich von Stellplatzen innerhalb des mit hohen Gebaudekomplexen
bebauten Plangebietes, Uberwiegend gro3kronige Baume anzupflanzen
sind. Vorhandene Platzsituationen werden im Hinblick auf ihre Aufenthalts-
qualitaten grinordnerisch gegliedert und gestaltet.

Eine Gliederung der vorhabenbezogenen Verkehrsflachen durch Baumpflan-
zungen ist zur gestalterischen Einbindung der versiegelten Flachen notwen-
dig und tragt zur Verkehrsberuhigung auf dem Gelande bei. Dabei wird im
Rahmen der Freiflachenplanung besonderer Wert auf die Betonung von Ein-
fahrtbereichen durch Baumtore und die Einfassung der Verkehrsflachen mit
Grol3baumen gelegt.

Auf den Béschungen zu den ehemaligen und bestehenden Bahnanlagen
wurden Anpflanzungsfestsetzungen zur Einbindung in das gesamte gestalte-
rische Griin getroffen. Um die Larmschutzanlage im Ubergangsbereich zu
der Wohnbebauung einzugliedern, erfolgt eine Begriinung der Anlage.

Alle vorgenannten Bepflanzungsmalinahmen mindern die Beeintrachtigung
des Mikroklimas und des Boden- und Wasserhaushaltes durch Flachenver-
siegelung und bieten in begrenztem Umfang Lebensraum fur angepasste
Tier- und Pflanzenarten.

Zur Gewahrleistung einer mdglichst zeithahen gestalterischen Wirkung und
der Erfullung 6kologischer Funktionen zur Stabilisierung des Naturhaushalts
sind bei Neupflanzungen Mindestqualitaten des zu verwendenden Pflan-
zenmaterials sowie ein moglichst baldiger Ausfuhrungszeitpunkt sicherzu-
stellen. Hierzu enthalt der Plan entsprechende textliche Festsetzungen.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes

Grundlagen
Fur das geplante Vorhaben wurde ein Schallschutzgutachten erstellt. Dabei

berucksichtigt das Gutachten fur die Ermittlung des Straldenverkehrslarms
die Ergebnisse der Verkehrsgutachten unter Bertcksichtigung der jeweiligen
Verkehrszahlen fur das Prognosejahr 2020. Bei seiner Beurteilung unter-
scheidet das Schallschutzgutachten die unterschiedlichen Verkehrsbelas-
tungen. So werden der Prognose-Nullfall mit BraWoPark (P1* Fall) und der
Prognose-Nullfall mit stadtischer Verkehrsverlagerung und BraWoPark (P1
Fall) dem Prognose-Nullfall gegenubergestellt. Fir den Schienenverkehrs-
larm wurden die prognostizierten Verkehrsmengen 2025 in Ansatz gebracht.

Nach der sechsten allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (TA Larm) sind die anlagenbedingten Gerausche
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des Vorhabens aueh-ginschlieBlich des An- und Abfahrtverkehrs auf 6ffentli-
chen Verkehrsflachen zu prifen.

Im Falle eines Neubaus oder einer wesentlichen Anderung (erheblicher bau-
licher Eingriff) eines offentlichen Verkehrsweges ist fur den Baulasttrager die
Regelung gem. 16. BImSchV malRgebend, um uUberprifen zu kdnnen, inwie-
fern LarmschutzmalRnahmen an der bestehenden Bebauung erforderlich
werden.

Die DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ enthalt Orientierungswerte flr
verschiedene Nutzungsarten. Fir Sondergebiete enthalten die Orientie-
rungswerte einen Spielraum je nach Schutzbedurfnis. Da es sich bei dem
geplanten Sondergebiet Einzelhandel nicht um ein schutzbedurftiges Son-
dergebiet handelt, kdnnen die Obergrenzen der Orientierungswerte fur Ge-
werbegebiete (65 dB(A) tags, 55 dB(A) nachts) tags angesetzt werden. Ein
Schutzanspruch nachts besteht aufgrund der Nutzungsstruktur fir das SO
und das GE nicht.

Der Schutzanspruch der umliegenden Nutzungen reicht von den allgemeinen
Wohngebieten (WA) in der Rietschelstralde/Mentestralle und im Bereich der
Ackerstral3e (sudlich der Bahnanlagen) bis zum Mischgebiet (MI) auf der
nordlichen Seite der Schillstrale. Das Marienstift an der Helmstedter Stralde
ist durch einen rechtskraftigen Bebauungsplan als Sondergebiet (SO) mit der
naheren Zweckbestimmung ,Krankenhaus® gesichert.

Schutzwirdige Aulienwohnbereiche (Terrassen, Freisitze) der Bebauung
entlang der Schillstral3e und der Seitenstral3en sind bei dem bestehenden
Geschosswohnungsbau bis auf Balkone nicht vorhanden.

Immissionsgrenz-, Richt- und Orientierungswerte

Gebiet gem. BauNVO 18005 DIN TA-Larm 16. Sanierungs-
Orientie- BImSchV grenzwerte
rung Immissions- | Verkehr
s-Werte grenzwerte
Gewerbe
u.a.

dB(A) dB(A) dB(A) dB(A)
Tag/Nacht | Tag/Nacht” | Tag/Nacht” | Tag/Nacht”

§4

Allgemeines Wohn- 55/40 (45)3 55/40 59/49 70/60

gebiet (WA)

§6

Mischgebiet (MI) 60/45 (50)3 60/45 64/54 72/62

§8

Gewerbegebiet (GE) 65/50 (55)° 65/50 69/59 75/65

§11

Sonstige Sondergebiete 65/-- 65/-- n.n. n.n.

Einzelhandel

Krankenhauser 45/35 2 (40) 45/35 2 57/47 70/60

" Tag: 06.00 — 22.00, Nacht: 22.00 — 06.00 Uhr
2 Sonstige schutzbediirftige Sondergebiete sind je nach Nutzungsart festzulegen.
%) Der in Klammern stehende Wert steht fiir Verkehrslarm nachts.
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1) Verkehrslarm

a) Auswirkungen auf das Plangebiet:

Das Plangebiet ist vor allem durch den Stral3enverkehrslarm des Berliner
Platzes als-auchund den Schienenverkehrslarm des Gleisfeldes der Deut-
schen Bahn AG vorbelastet. Bie-Der maRgebliche Orientierungswerte der
DIN 18005 (,,Schallschutz im Stadtebau) fur Gewerbegeblete m|t 65 dB(A)
tags, w A
SendngeHetwwd am West- Nord und Sudrand des Planqebletes
mﬂube#sehnttean—Ube#sel#eﬂungen—be#agen— 3 bis 4 dB(A)_uberschritten.
Diese Uberschreitungen betreffen somit die GE-Gebiete als auch das SO-
Gebiet (Einzelhandel).

Im vorliegenden Fall wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufge-
stellt. In Kenntnis des konkreten Vorhabens kann die schalltechnische Be-
trachtung insofern die jeweilige Lage der Baukorper in die Abwagungsuber-
legung mit einstellen. Unter Berlcksichtigung dieses Sachverhaltes kommt
es tags an den dem Berliner Platz zugewandten Fassadenseiten des Busi-
ness Centers 1 und 2 zu Uberschreitungen von 3 dB(A), wobei das Business
Center 1 bereits errichtet ist.

Grundsatzlich ist die abschirmende Wirkung der Gebaude zu bertcksichti-
gen.

In der Hierarchie der Abwagung ist zuerst eine Vermeidung_ — oder sofern
nicht vermeidbar — eine Verminderung von Larmimmissionen, dann die Mog-
lichkeit von aktiven SchallschutzmaRnahmen und zum Schluss die Moglich-
keit von passiven SchallschutzmalRnahmen zu prifen.

In dieser Folge wurden folgende Griinde erwogen:

o Der Verkehrslarm von Stralde und Schiene ist vorhanden. Aufgrund der
Lage des Planbereiches in unmittelbarer Nahe zum Hauptbahnhof und
zum Wilhelminischen Ring ist die Verkehrsbelastung gegeben. Durch
die innerstadtische Lage kommt ein Verzicht auf die Ausweisung von
Bauland nicht in Frage. Durch die Art der baulichen Nutzung und die
getroffenen Festsetzungen wird eine adaquate Nachnutzung ermdg-
licht.

J Die Errichtung von Larmschutzanlagen ist entlang innerstadtischer Ver-
kehrswege aus stadtebaulichen Grinden nicht vertretbar. Zusatzlich ist
aufgrund der Hohe der vorhandenen und geplanten Bebauung eine Ab-
schirmwirkung Uber samtliche Geschosse nicht zu erzielen.

Aus diesen Griinden werden fir die Flachen mit einer Uberschreitung der
Orientierungswerte passive SchallschutzmalRnahmen vorgesehen.

Zur Ermittlung des notwendigen passiven Schallschutzes gem. DIN 4109
»ochallschutz im Hochbau“ werden im Bebauungsplan die entsprechenden
Larmpegelbereiche angegeben.
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Neben einem vereinfachten Nachweis des erforderlichen, resultierenden
Schallddammmalies des Gesamtaulienbauteils lasst der Bebauungsplan
auch einen Einzelnachweis z. B. auf Grundlage der DIN 4109 oder der VDI-
2719 ,Schallddammung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen® zu, da
im Falle von Eigenabschirmungen oder anderer Mal3nahmen, wie bspw. ei-
ner geeigneten Grundrissgestaltung, geringere Anforderungen an den bauli-
chen Schallschutz resultieren kdnnen.

Die Beluftung von Blro- und vergleichbaren Aufenthaltsraumen, die nicht
zum Schlafen genutzt werden, kann durch zeitweiliges Offnen der Fenster
sichergestellt werden. Da jedoch unter Bericksichtigung der abschirmenden
Wirkung der Baukorper und durch passive LarmschutzmafRnahmen die Nut-
zung durch betriebsbedingtes Wohnen ermdglicht werden kann, Iasst der
Bebauungsplan dieses ausnahmsweise zu. Im Rahmen der Baugenehmi-
gung ist eine Einhaltung der relevanten Pegel nachzuweisen.

Da somit dann auch eine nachtliche schutzbedurftige Nutzung im Plangebiet
vorliegen wurde, ist zur Ermittlung der relevanten Larmpegelbereiche der
maRgebliche AuRenldrmpegel (gem. DIN 4109) fiur den Beurteilungszeitraum
nachts zu ermitteln.

b) ErschlieBungsverkehre:

Die HaupterschlieRung der Buronutzung erfolgt tber Zufahrten vom Berliner
Platz. Fur das Sondergebiet wurde im Vorfeld ebenfalls eine ErschlieRung
aus dem Bereich des Berliner Platzes geprift, um die_Belastung der schutz-
bedurftigen Nutzungen in der Schillstral’e und im angrenzenden Bereich zu
minimieren. Die sudliche Zufahrt vom Berliner Platz ist nicht geeignet, die
gesamten Verkehre abzuwickeln. Zusatzlich lassen der Trennungsgrundsatz
der Verkehre sowie die Stellung der vorhandenen und geplanten baulichen
Anlagen eine Erschliefung des Fachmarktzentrums von Suden nicht zu.

Die Anbindung des Fachmarktzentrums sudlich der Schill-Gedenkstatte ist
durch den Bereich des Denkmals selbst, das bestehende Business Center 1
und das geplante Business Center 2 in der Lage eingeschrankt. Eine Aus-
fahrt fir das Fachmarktzentrum in Richtung Berliner Platz ist aufgrund der
Nahe zum Knotenpunkt Berliner Platz - Leonhardplatz nicht moglich. Die
Maoglichkeit einer Zufahrt flir das Fachmarktzentrum an dieser Stelle zu er-
richten ist dagegen aufgegriffen und im Vorhabenplan umgesetzt. Eine An-
bindung an die Rietschelstralle wurde aufgrund der angrenzenden Bebau-
ung ausgeschlossen. Insofern wird die Hauptzu- und -abfahrt an der
Schillstralle angesiedelt.

ba) Mehrbelastung auf dffentlichen Stral3en (Planfall P1* - nur BraWoPark)
Die Errichtung des geplanten Linksabbiegers in der Schillstral’e zur Anbin-
dung des Planbereiches ist nach den VLarmSchR 97 als ,erheblicher bauli-
cher Eingriff* zu bewerten. Insofern ist gemal} der sechzehnten Verordnung
zum Bundesimmissionsschutz (16. BImSchV) fur die betroffene Nachbarbe-
bauung zu prufen, ob die BaumalRhahme einen Anspruch auf Larmschutz-
maflnahmen ausldst. Das Gutachten kommt zu der Aussage, dass Larmpe-
gelerhohungen von max. 1,4 dB(A) im unmittelbaren Einwirkungsbereich auf-
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treten.
auch nachts durchgehend eingehalten.

Im weiteren Umfeld des Planvorhabens betragen die Erhéhungen der Ver-
kehrslarmpegel zwischen 0,1 und 0,3 dB(A) am Tage und in der Nachtzeit.
Bei den ermittelten Pegeln handelt es sich um marginale Anderungen von

< 1 dB(A)._Dartber hinaus werden die relevanten Bezugspegel von 70 dB(A)
tags und 60 dB(A) nachts durchgehend unterschritten. MalRnahmen organi-
satorischer Art zur Verkehrslarmminderung sowie LarmschutzmalRnahmen
sind somit nicht erforderlich.

bb) Mehrbelastung auf offentlichen Stral3en (Planfall P1 — stadtische Ver-
kehrsverlagerung und BraWoPark)

Von stadtischer Seite besteht die Planungsabsicht, entsprechend der Aus-
sagen des Verkehrsentwicklungsplans die Verkehre im Bereich der
Helmstedter Strale, Schillstral®e und Leonhardstral’e neu zu ordnen._Hierzu
laufen zur Zeit noch rechtliche Prufungen, die noch nicht abgeschlossen
sind. Um keinen Abwagungsausfall zu produzieren, wurden Zusatzlich-zu-
satzlich wurden-die Auswirkungen des Vorhabens unter den geanderten
Rahmenbedingungen betrachtet. BerDa dieser Planfall (P1) nicht Bestand-
teil des Bebauungsplans ist, wurde er in einem separaten im-Schallgutachten
untersucht.

In Unkenntnis der abschlielienden Ausbauplanung geht das Schallgutachten
von den bestehenden Strallenrandern und einer Lichtsignalsteuerung des
Knotenpunktes Schillstral’e / Helmstedter Stralle sowie einem ,erheblichen
baulichen Eingriff" auf der gesamten Lange der Schillstral’e aus.

In der Gesamtbetrachtung ergibt sich fur die Verkehre in den am starksten
betroffenen Immissionsorten (Helmstedter Stralde 129 und 36 A sowie
Schillstra’e 10 und 11) eine Erhéhung der Pegel um bis zu 8,4 dB(A).

Unter den oben genannten Rahmenbedingungen ermittelt das Schallgutach-
ten die Fassaden, fur die dem Grunde nach ein Anspruch auf passiven
Larmschutz festgestellt wurde. In der Gesamtbetrachtung ergibt sich folgen-
de Ubersicht:

. Helmstedter Strale 36A, 129
) Schillstrale 1-8, 10-12, 14A, 15, 16, 18, 19
. Mentestralle 2,3
. Rietschelstralle 1,2,5
o Leonhardplatz 12

Da aufgrund der Siedlungsstrukturen wirksame Pegelminderungen durch ak-
tive SchallschutzmalRnahmen nicht realisierbar sind, werden voraussichtlich
passive Schallschutzmalinahmen an den Gebauden erforderlich. Der An-
spruch auf passive Schallschutzmalinahmen besteht unmittelbar und ist vom
Strallenbaulasttrager sicherzustellen. Sollte es zu einer Entlastung der
Helmstedter Stralle kommen, sind-ist die Strallenplanung sowie das darauf
basierende Schallgutachten zu prazisieren. Dieses Verfahren findet aul3er-
halb dieses Bauleitplanverfahrens statt.

2) Gewerbelarm:
Das Vorliegen von gewerblicher Vorbelastung wurde gepruft. Im Ergebnis
kommt das Schallgutachten zu der Aussage, dass eine Vorbelastung des
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Bereiches Rietschelstralle/ Mentestralle durch den pragenden Gewerbebe-
trieb sudlich der Ackerstralde nicht vorliegt.

A Nohnaeb at Rin ha o/ Mente

Unter Berucksichtigung des Vorhabens kommt das Schallschutzgutachten zu
der Aussage, dass bei freier Schallausbreitung die Orientierungswerte der
DIN 18005 an der nachstgelegenen Bebauung der Rietschel- und der
Mentestralle sowohl tags wie auch nachts Uberschritten werden. Zur Einhal-
tung der Orientierungswerte setzt der Bebauungsplan entlang der Zufahrts-
stral3e an der Flurstlicksgrenze zur Rietschelstralle eine Larmschutzwand
fest. Zusatzlich werden weitere Mal3nahmen an der der Rietschelstralle zu-
gewandten Seite des Fachmarktzentrums erforderlich. Hierzu zahlen neben
der geschlossenen Fassade im Norden und des 1. OG des Parkdecks im
Nordwesten auch die eingehausten Ladezonen incl. der Auflage, diese wah-
rend des Ladevorgangs geschlossen zu halten.

Daruber hinaus werden larmmindernde Malinahmen innerhalb der Park-
ebene 1. OG notwendig. Fiur das Parkdeck im 2. OG geht das Gutachten
davon aus, dass Fahrverkehre nachts nicht stattfinden. Zusatzlich wird im
Bereich der Rampe zu dem Parkdeck des Fachmarktzentrums eine Larm-
schutzwand erforderlich.

Unter Berucksichtigung der MalRnahmen ergibt sich die Einhaltung der
Orientierungswerte an den relevanten Aufpunkten.

Die notwendigen Festsetzungen und Regelungen werden im Bebauungsplan
und im Durchfuhrungsvertrag festgehalten bzw. sind im Rahmen der Bauge-
nehmigung nachzuweisen.

Fir das Gebaude der Telekom im Ubergangsbereich zur Rietschelstrale
besteht aufgrund der derzeitigen Nutzungsfunktion als reines Technikgebau-
de kein Schutzanspruch. Um jedoch bei Anderung der Nutzung oder bei Ab-
riss des Gebaudes den Schutzanspruch eines allgemeinen Wohngebietes an
der Rietschelstral3e auch weiterhin gewahrleisten zu kdnnen, setzt der Be-
bauungsplan die Errichtung einer Larmschutzwand bei Entfall oder Nut-
zungsanderung des Gebaudes fest. Daruber hinaus steigt die sudlich an-
grenzende Larmschutzwand dann auf einer Lange von mind. 48 m stufen-
weise auf eine Schirmhohe von gesamt 4,00 m an.

Ortliche Bauvorschrift

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan regelt mit seinem Vorhabenplan die
gestalterische Zielstellung fur Fassaden und Freiflachen. Um auch in Hin-
blick auf Werbeanlagen ein hochwertiges Stadtbild zu gewahrleisten, wurde
zusatzlich ein detailliertes, separates Werbekonzept erstellt, welches Uber
den Durchfuhrungsvertrag gesichert wird.
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Die ortliche Bauvorschrift trifft in diesem Fall-mit- zusatzlich grundlegende
Regelungen zu Dachneigungen, Einfriedungen und Werbeanlagen unter
stadtgestalterischen Aspekten.

Die ortliche Bauvorschrift gilt fur den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
AW 107 ,Berliner Platz — Nordost".

Dacher

Die stadtebaulichen Raumkanten ergeben sich aus der mal3stabsgebenden
Bebauung der Umgebung. Dazu zahlen die Stadthalle, das Business Cen-
ter 1 und die umgebende Bebauung des denkmalgeschutzten Hauptbahn-
hofbereiches, in die sich der BraWoPark eingliedert. Unter Berucksichtigung
der Einfugung des Vorhabens in den Bestand und der Funktion der bauli-
chen Anlagen sind fir die Hauptgebaude Flachdacher festgesetzt.

Werbung ist fur eine gute Kundenbeziehung notwendig und dient der besse-
ren Auffindbarkeit eines Betriebes. Daher wird Werbung an der Statte der
Leistung grundsatzlich zugelassen. Die Errichtung von Anlagen fir Fremd-
werbung, also Werbung unabhangig von der Statte der Leistung wird hinge-
gen an fur das Stadtgebiet empfindlichen Stellen eingeschrankt.

Bereits heute sind in dem Areal des Bahnhofvorplatzes viele unterschiedli-
che Arten von Werbeanlagen vorhanden, sodass vermeintlich nur noch
durch besondere Grolle, Hohe oder Gestaltung tatsachlich Aufmerksamkeit
erregt werden kann. Um eine Beeintrachtigung des Ortsbildes bzw. der
Fernwirkung zu vermeiden, sind in dem Bebauungsplan AW 107 Ubergeord-
nete Regelungen getroffen worden. Weiterfuhrende Regelungen wurden im
parallel erarbeiteten Werbekonzept getroffen.

Der Ausschluss von Werbeanlagen mit sich turnusmagig verandernder Wer-
bedarstellung durch die entsprechenden Gestaltungsfestsetzungen, wie z.B.
Prismenwendeanlagen, Rollbander, Filmwande oder CityLight-Boards, soll
zu grofde Unruhe in der optischen Wirkung vermeiden. Die aufgezahlten An-
lagentypen sollen nur als Beispiel dienen. Die Festsetzung schliel3t zukinftig
entwickelte Werbeanlagen mit ahnlicher Wirkung bzw. Funktionsweise mit
ein. Gerade in diesem sehr unterschiedlich bebauten Gebiet, zudem im zum
Bahnhof und zur Gedenkstatte Schillstral3e, aber auch zur angrenzenden
Wohnbebauung wirde diese Art von Werbung durch ihre standige, gleich-
mafige Bewegung aufdringlich und belastigend wirken. Hierdurch wurde ne-
ben der Wohnruhe auch die Verkehrssicherheit gefahrdet.

Aus den gleichen Grinden sind akustische Werbeanlagen ausgeschlossen.
Beleuchtete bzw. selbstleuchtende Werbungen mussen so gestaltet sein,
dass keine Beeintrachtigung des flieRenden Verkehrs und des Bahnbetrie-
bes durch Blendung bzw. durch den Einsatz blinkender Anlagen oder Lauf-
lichter erfolgt. Da Licht fir Werbeanlagen eine erhebliche Rolle spielt, sollen
beleuchtete oder leuchtende Anlagen nicht generell ausgeschlossen werden.
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Sie sollen jedoch so gestaltet sein, dass negative Einflisse auf die Umge-
bung ausgeschlossen sind.

Die unter kunstlerischen Aspekten zu verstehende Installation auf dem Busi-
ness Center 1 und die geplante Installation mit historischen Bezlgen fallen
nicht unter den Begriff der Werbeanlagen.

Um die Werbeanlagen an Gebauden im Sinne einer Integration in das Fas-
sadenbild eindeutiger zu regeln, werden stdérende Uber die Traufe des Bau-
teiles hinausgehende Werbeanlagen ausgeschlossen.

Um die neugewonnene Durchlassigkeit des Gebietes zu unterstreichen, sind
Einfriedungen zum o6ffentlichen Raum unzulassig. Zur Sicherung notwendi-
ger Ma3nahmen, wie z.B. eine Zaunanlage zum Bahndamm, sind damit zu-
lassige Einfriedungen. Sicht- sowie Windschutzanlagen im Bereich von Au-
Renflachen der Restaurationsbetriebe konnen aufgrund der Vielgestaltigkeit
und Vielfarbigkeit optisch die einheitliche Gestaltgebung des BraWoParks
negativ beeinflussen. Daher soll auf diese Abgrenzung zum o6ffentlichen
Raum bewusst verzichtet werden.

Auf den Tatbestand der Ordnungswidrigkeit bei Zuwiderhandlungen wird
ausdrucklich hingewiesen, um deutlich zu machen, dass besonderer Wert
auf die Einhaltung dieser Ortlichen Bauvorschriften nicht nur bei Neubauten,
sondern auch bei spateren baulichen Veranderungen und Unterhaltungs-
maflnahmen gelegt wird, damit die stadtebaulich-gestalterische Ordnung auf
Dauer gesichert werden kann.

Weitere technische Infrastruktur

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Losch-
wasser, Warmeenergie, Elektrizitat, Abfallentsorgung, Kommunikationstech-
nik) kann durch die jeweiligen Trager auf der Grundlage der geltenden
Rechtsvorschriften und Regelwerke erfolgen. Die BraWoPark GmbH plant
auf dem Gelande die Strom- und Warmeversorgung uber die Errichtung eine
Block-Heiz-Kraft-Werk-Anlage sicherzustellen.

Der Ver- und Entsorgungsanschluss an die 6ffentlichen Netze fur die Ge-
baude

1)  Business Center 1 und Business Center 3
2) Business Center 2 (Hochhaus)
3) Fachmarktzentrum

wird Uber das jeweilige eigene Grundstuck verlaufen.
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Trinkwasseranschluss

Die Trinkwasserversorgung des Business Centers 1 und Business Center 3
erfolgt aus dem bestehenden Trinkwasseranschluss fur das Business Cen-
ter 1, der auch fur die Erweiterung um den Gebaudeteil Business Center 3
ausreichend dimensioniert ist. Das Business Center 2 wird aus dem Trink-
wassernetz vom Berliner Platz her eingespeist. Das Fachmarktzentrum wird
aus dem Trinkwassernetz Schillstrale direkt eingespeist. Die notwendigen
Kapazitaten stehen in den Netzen zur Verfigung und sind mit dem Versor-
gungstrager im Vorfeld abgestimmt.

Loschwasser

Die Léschwasserversorgung wird tiber neue Uberflurhydranten auf dem Ge-
lande sichergestellt. Die Uberflurhydranten werden an den Bewegungsfla-
chen vorgesehen (Abstand ca. alle 80 m — 120 m). Mit dem Wasserversorger
(BS Energy) ist der Anschluss einer neuen (privaten) Ringleitung auf dem
Gelande abgestimmt (Trinkwasserhygiene, Abnahmemenge entspricht erfor-
derlicher Loschwasserversorgung —Grundschutz- von 1.600 I/min flr

2 Stunden)._Fur den Objektschutz werden zusatzlich 1.600 I/min = 192 m?®
bei 2 Stunden notwendiqg, die Uber Vorhaltung / Bereitstellung durch den Be-
treiber/ Eigentimer Uber Tanklager sicherzustellen sind.

Damit sind die erforderlichen 3.200 I/min Uber 2 h gemal DVGW-Arbeits-
blatt-405 Anlage-1 sichergestellt.

Dieses ist im Rahmen der Baugenehmigung nachzuweisen.

Die Anbindung an das 6ffentliche Netz erfolgt in einem Mittelspannungsring,
der das Fachmarktzentrum direkt einspeist sowie Uber eine direkte Anbin-
dung des Business Center 2 aus dem Netzbereich des Berliner Platzes.

Der Gebaudeteil Business Center 1 nebst Business Center 3 ist bereits er-
schlossen und kapazitatsmafig auf die Erweiterung ausgelegt.

Fernwarme

Die Warmeversorgung aller Gebaudeteile erfolgt mittels Fernwarme. Daruber
hinaus ist im Gebaudeteil Business Center 1 eine Block-Heiz-Kraft-
Werk-Anlage zur Abdeckung der Grundlast installiert. Es ist geplant, auch in
anderen Gebaudeteilen ein vergleichbares Versorgungskonzept zu kombi-
nieren.

Die Schmutz- und Regenentwasserung des Fachmarktzentrums wird an die
»hicht-6ffentliche“ ErschlieRung des Areals Ubergeben und von dort zum
grofRten Teil in die Kanale in der Schillstralle eingeleitet. Ein geringer Anteil
des Schmutzwassers wird in das auf dem Gelande vorhandene System
Richtung Bahnhofsvorplatz geleitet. Die Gebaudeteile Business Center 1,
Business Center 2 und Business Center 3 werden Uber vorhandene An-
schlisse in Richtung Berliner Platz entwassert.
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Die vorhandenen Kapazitaten der Entwasserungsanlagen sind ausreichend
bemessen, um die anfallenden Schmutz- und Regenwasser aufzunehmen.

6 Gesamtabwagung

Durch die Planung wird eine innerstadtische hochverdichtete Flache des
ehemaligen Postareals einer Nachnutzung zugeflhrt. Die Flachen insbeson-
dere zum Berliner Platz hin waren hochversiegelt, nur im ruckwartigen Be-
reich waren geringe Grunstrukturen vorhanden. Die ungenutzten Gleisberei-
che der postaffinen Nutzung waren der naturlichen Sukzession Uberlassen.
Da eine Begehung erst nach der Beraumung des tUberplanten Gleisbereichs
durchgefuhrt werden konnte, ist anhand der verbliebenen Restflachen der
Gleiskorper eine Potentialabschatzung aufgrund der hier vorgefundenen Ve-
getationsstrukturen vorgenommen worden. Die hier vorgefundenen Sand-
magerrasenSandtrockenrasen wurden der Beurteilung zugrunde gelegt und
in dem Bereich der Uberbauten Gleiskdrper als entfernt angenommen. Hier-
fur erfolgt Uberwiegend ein Ausgleich auf externen Flachen.

Im Plangebiet wird das bestehende Ensemble des Business Center 1, das
als raumbildende Platzkante fur den Bahnhofsvorplatz hohe stadtebauliche
Wirkung entfaltet, durch einen zweiten Hochhausturm als Pendant erganzt.
Die Baukorper der neu entstehenden Business Center 2 und 3 ordnen sich in
die vorgegebene Struktur des Business Center 1 ein und Ubernehmen die
dort vorhandenen Hohen.

Im rackwartigen Bereich entsteht ein grof3flachiges Fachmarktzentrum mit
12.700 m? Verkaufsflache und Gastronomie. Im ersten und zweiten Oberge-
schoss befinden sich zwei Parkdecks, die die Stellplatze fur das Fachmarkt-
zentrum und das Gewerbegebiet beinhalten, die nicht auf den Freiflachen
umgesetzt werden kdnnen. Vor dem Fachmarktzentrum befinden sich des-
sen ebenerdige Stellplatze. Diese Flachen werden gemal einem parallel
entwickelten Grunplan durchgrunt und bilden einen Raumabschluss zu den
angrenzenden Flachen der Schill-Gedenkstatte sowie zum nérdlich angren-
zenden Strallenraum.

Schalltechnisch wurden sowohl die auf das Plangebiet einwirkenden Immis-
sionen von den angrenzenden Bahnflachen und den umgebenden Strallen-
verkehrsflachen als auch die Emissionen, die von der neu geplanten Nut-
zung auf die angrenzende schutzbedurftige Wohnbebauung ausgehen, be-
gutachtet.

Bei der Untersuchung wurden auch verschiedene Ausbauvarianten bezug-
lich der von stadtischer Seite geplanten Verlegung der Verkehre von der
Helmstedter Stralde auf die Schillstral3e berlcksichtigt.

Im Plangebiet werden Schallschutzmalinahmen zur Minderung der Immissi-
onen im angrenzenden Wohngebiet in Form von Larmschutzwanden, ge-
schlossenen Fassaden sowie Larmpegelbereichen festgesetzt.
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Die festgesetzten Mallnahmen ermdglichen die Nachnutzung eines hervor-
ragend integrierten Standortes, der in das stadtische und uberregionale Ver-
kehrsnetz ausgezeichnet eingebunden ist. Gleichzeitig wird der Nachfrage
nach innerstadtischen, gut erschlossenen Buroflachen nachgekommen, so-
wie die Nahversorgung des sudlichen Bereichs des 6stlichen Ringgebietes
verbessert. Zusatzlich erfolgt eine Offnung der Flachen fir den FuBganger
und Radfahrer mit einer einhergehenden Verbesserung der Wegebeziehung
zwischen Hauptbahnhof und 6stlichem Ringgebiet.

7 Zusammenstellung wesentlicher Daten
Flachenart ha %
Flache des Plangebietes 7,52 100,00
1.  Sondergebiet ,Einzelhandel” 5,10 67,83
2. Gewerbegebiet 1,97 26,18
3. Stralienverkehrsflachen 0,30 4,00
4.  Flachen fur MaRnahmen zum Schutz,

zur Pflege und zur Entwicklung 0,15 1,99

8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

8.1 MaBRnahmen
Zur Realisierung der Planung sind ErschlieBungsmaflinahmen (Stral3en- und
Wegebau sowie Ver- und Entsorgung, Anlage der Grunflachen) durchzufih-
ren.

8.2 Kosten und Finanzierung
Der BraWoPark wird durch einen Investor entwickelt. Mit-dem-lrvestorwird
ein In dem Durchfuhrungsvertrag gemai} § 12 BauGB_verpflichtet sich der
Investor-abgeschlossen,-mit-dem-diesersich-verpflichtet, samtliche Mal}-
nahmen, die im Kausalzusammenhang mit der Realisierung des von ihm er-
worbenen Baugebietes stehen (Erschliel3ung, Ausgleichs- und Folgemal3-
nahmen), auf seine Kosten durchzufihren und die fertig gestellten 6ffentli-
chen Anlagen der Stadt unentgeltlich zu Ubereignen.

8.2.1 Entwasserung

Die Entwasserung der Gebaude im Gewerbegebiet erfolgt Uber die vorhan-
denen Anschlisse Richtung Berliner Platz. Die des Fachmarktzentrums im
Sondergebiet erfolgt in das Leitungssystem im Plangebiet und gelangt von
dort in die Kanale in der Schillstralie.

Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost“ mit 6rtlicher Bauvorschrift Begriindung, Stand: 12. September 2013





-59 -

9 Bodenordnende und sonstige MalRnahmen, fur die der Bebauungsplan
die Grundlage bilden soll

Der Investor hat die Flachen des ehemaligen Postareals erworben und wird
dlese prlvat vermarkten Bedene#dnenée—Ma%nahnwn—fupdA&eﬁeFM%hen

10 Aul3er Kraft tretende Bebauungsplane, Beseitigung des Rechts-
scheines unwirksamer Plane, Ricknahme von Teilen des Aufstellungs-
beschlusses

Mit Erlangen der Rechtskraft des vorliegenden Bebauungsplanes AW 107
.Berliner Platz - Nordost® tritt der Bebauungsplan AW 2 in dem entsprechen-
den Teilbereich (Berliner Platz) und der Bebauungsplan AW 7 in dem ent-
sprechenden Teilbereich (an der Bricke Helmstedter Strale) aul3er Kraft.
Der Aufstellungsbeschluss fur die Aufhebungen wurde mit dem Auslegungs-
beschluss zum Bebauungsplan AW 107 ,Berliner Platz - Nordost* gefasst.

11 Verfahrensablauf

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind gemal} § 4
Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 28.11.2012 tber den Bebauungsplan
AW 107 ,Berliner Platz — Nordost" unterrichtet und mit Terminsetzung zum
19.12.2012 zur AuBerung aufgefordert worden.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemal § 3 Abs. 1 BauGB hat
am 12.12.2012 stattgefunden.

Die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange ge-
manR § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte vom 12.06.2013 bis 16.07.2013und.

Im Parallelverfahren mit einem zeitlichen Versatz wurde die Beteiligung der
Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB erfelgtim
Parallelverfahrenvom19.07.2013 bis 22.08.2013 durchgefihrt.

Die Anpassung des Zentrenkonzeptes ist parallel mit dem Auslegungs-
beschluss des Bebauungsplans am 24 06.2013 durch den Rat der Stadt

Der Beschluss uber den Durchfuhrungsvertrag und die Vertragsunterzeich-

nungen ist-hat grundsatzlich vor dem Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1
BauGB-zu-fassen zu erfolgen.
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Erlauterung des Vorhabens BraWoPark

Das ehemalige Postareal zwischen Hauptbahnhof und Stadthalle in Braunschweig wird im
Rahmen der Gesamtentwicklung BraWoPark neu strukturiert und umgenutzt. Die BraWoPark
GmbH, ein Tochterunternehmen der Volksbank Braunschweig — Wolfsburg, hat das Grund-
stick erworben und wird es gemeinsam mit zwei weiteren Tochterunternehmen der Volks-
bank Braunschweig-Wolfsburg, der BrawoPark Shopping Center GmbH und der BrawoPark
Business Center 2 GmbH, einer neuen Nutzung zufiihren. Geplant ist der Abriss der Be-
standsgebaude der Postbauten bis auf das Hochhaus und seine Sockelbauten, welches fir
eine neuerliche Blronutzung bereits saniert wurde (Business-Center 1).

Gebaude und AuRenanlagen
Fachmarktzentrum:

Das geplante Fachmarktzentrum liegt von den Straf3en Berliner Platz und SchillstraRe zu-
rickversetzt und ist entlang der siiddstlichen Grundstiicksgrenze angeordnet mit vorgelager-
tem Kundenparkplatz. Der langs gerichtete Baukorper besteht aus einem Fachmarktzentrum
mit Dienstleistungen und Gastronomie im Erdgeschoss sowie zwei Parkdecks in den Ober-
geschossen und verlauft parallel zum Bahndamm. Die Rampen zu den Parkdecks sind in die
Gebaudekubatur integriert.

Der Baukorper wird durch einen Ricksprung in der Eingangsfassade gegliedert, welcher die
Eingangsfront von der Anlieferzone abgrenzt. Wahrend der mit Fassadenplatten verkleidete
Kubus vom Bahndamm aus gesehen eher geschlossen wirkt und nur durch lange Fenster-
schlitze im Raster der Platten belebt wird, 6ffnet sich die Eingangsfront durch groRe Gla-
selemente in der Fassade. Eingerahmt werden diese Offnungen, die in ihrer Hohe versprin-
gen, durch ein geschlossenes Vordach, welches auch den besonders pragnanten Turm ein-
rahmt. Unter diesem Vordach befinden sich zwei Eingange zur Mall, von der aus die Fach-
markte, Dienstleistungen und Gastronomie erschlossen werden.

Die AulRenanlage wird durch unterschiedliche Materialien und Begriinung hochwertig gestal-
tet. Hierbei wird eine ansprechende Au3engastronomieflache in die Gesamtanlage integriert,
welche die Freiflachengestaltung zusétzlich belebt.

Das Fachmarktzentrum beinhaltet ein SB-Warenhaus mit einer Verkaufsflache von 9.500 m2
sowie mehrere Fachmarkte mit einer Verkaufsflache von 3.200 m2, die ein weitreichendes
Einzelhandels- und Dienstleistungsangebot umfassen. Des Weiteren befinden sich mehrere
gastronomische Nutzungen im Erdgeschoss. Das Fachmarktzentrum umfasst insgesamt
eine Netto-Grundflache von ca. 18.500 m2.
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Business-Center 2 Blrohaus:

Als stadtebauliches Gegengewicht zur ,Toblerone“ wird mit dem Business Center 2 der Le-
onhardplatz gegeniber der Stadthalle rAumlich neu definiert. Der markante, scheibenartige
aus einem 4-geschossigen Sockel emporwachsende Turm mit seinen gerundeten Gebaude-
enden und der jeweils zwei Geschossebenen zusammenfassenden Gliederung der Fassade
zielt auf zeitlos elegante Architektursprache. Die Aluminium-Elementfassade wird durch mit
Lochblechen verkleideten Offnungsfliigeln rhythmisch® gegliedert. Die Gestaltung der eloxier-
ten Fassadenprofile reagiert auf den Farbton des Bestandsgebaudes , Toblerone®.

Das Nutzungskonzept sieht im Erdgeschoss eine Mieterlobby vor, die vom Parkplatz mit ca.
125 Stellplatzen aus Uber einen Vorplatz erreicht und Uber eine Vorfahrt von Taxen angefah-
ren werden kann. Ein weiterer Zugang befindet sich auf der Stidseite des Sockelbaus. Das 1.
Obergeschoss ist Uber die zweigeschossige Halle mit dem Eingangsbereich raumlich ver-
bunden. Im 2. und 3. Obergeschoss sind grof3flachige Buromietflachen auf einer Ebene mog-
lich.

Auf dem 4-geschossigen Sockel erhebt sich der Hochhausturm mit 13 vermietbaren Ebenen
a 520 m? (jeweils teilbar in 2 Einheiten).

Im 17. Obergeschoss wird eine Sondernutzung angesiedelt werden (Gastronomie oder Kon-
ferenzflachen). Auf der darliber liegenden Ebene befindet sich eine Technikzentrale und ein
Dachgarten fur den temporaren Aufenthalt der Mieter (z.B. Pausenzone fir Raucher).
Im Untergeschoss befinden sich Technikflachen und Mieterkeller sowie weitere Servicerau-
me. Insgesamt sind ca. 12.500 m2 Netto-Grundflache vorgesehen.

Business-Center 3

Mit dem Business Center 3 wird das Gebaudeensemble rund um die ,Toblerone“ vervoll-
standigt. Der Baukorper besteht aus einem Riegel, den Abschluss bildet ein Kopfbau.

Der Riegel schlief3t abknickend direkt an den Nordfligel des Business Center 1 an. Die so
entstehende Gebaudeflanke bildet nach Norden hin einen Abschluss fir das Ensemble. Auf
diese Weise entsteht zwischen den Gebaudeteilen ein Innenhof.

Der Kopfbau bildet im Hofinneren ein Gegeniiber zu dem Kubus der Postbank. Durch seine
exponierte Lage an den Ful3- und Radwegen auf dem BraWoPark-Gelande erhélt dieser
Gebaudeteil eine offentliche Bedeutung.

Die Breite des Riegels entspricht den Au3enmafien des Nordfligels mit 14,0 m. Die Abmes-
sungen des Kopfbaus beziehen sich mit seinem quadratischen Grundriss auf die Kontur des
Kubus der Postbank. Die Gesamtlange des Gebaudes befindet sich in einer Flucht mit dem
Baukdrper des Business Center 2 auf der nérdlichen Seite und dem Durchgang im Stdfligel
auf der stidlichen Seite. Die geplante Gebaudehdhe entspricht der Hohe des Nordfligels.
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Der Baukorper wird mit Hilfe zweier Zwischenbaukorper, den zu beiden Seiten verglasten
Treppenhausern, gegliedert. Sie wirken als transparente Fugen zwischen den Gebaudetei-
len:

e zwischen altem Nordfliige und neuem Business Center 3

e zwischen Riegel und Kopfbau.
Die Treppenhauser sind mit einem niedrigen Dachabschluss geplant, um auch in der Héhe
die Gliederung der Gebaudeteile sichtbar zu machen. Insgesamt sind ca. 5.500 m2 Netto-
Grundflache vorgesehen.

ErschlieBung

Fur Kunden und Besucher, die den BrawoPark mit dem Pkw anfahren, erfolgt die Erschlie-
Bung uber zwei neu zu errichtende Anschlusspunkte im Bereich der Schillstral’e und des
Berliner Platzes fur das Fachmarktzentrum sowie einen weiteren Anschlusspunkt tber den
nordlichen Bahnhofsvorplatz vom Berliner Platz fir die Verwaltungs-/Bironutzung.

Auf dem ersten Parkdeck befinden sich Parkplatze fir das Fachmarktzentrum und abge-
trennt hiervon auch Parkplatze fur die auf dem Grundstiick vorhandene/neu geplante Hotel-
und Buronutzung. Das zweite Parkdeck ist ausschlie3lich fur die Buronutzung vorgesehen.
Die beiden Parkdecks sind durch zwei getrennt voneinander angeordnete Rampen erreich-
bar.

Die ErschlieBung fur die Buronutzung ist tber den Bahnhofsparkplatz vorgesehen und voll-
standig vom Kundenverkehr des Fachmarktzentrums getrennt.

Uber das Grundstiick ist ein FuB- und Radfahrweg in Nord-Stid-Richtung von der Schillstra-
e zum Hauptbahnhof geplant. Somit ist das Fachmarktzentrum auch fiir nicht motorisierte
Kunden gut erreichbar und hat eine sehr gute Anbindung an den Hauptbahnhof sowie den
Bus- und StraRenbahnhof.

Die Anlieferung soll tiber die Ein- und Ausfahrt an der Schillstral3e erfolgen. Von hier fahren
die LKW neben der Kundenrampe um das Gebaude und beliefern die Fachmarkte an mehre-
ren Stellen auf der riickwartigen Gebaudeseite.

Werbeanlagen

Um den neu belebten Standort in unmittelbarer Nahe zum Hauptbahnhof sowohl fiir Reisen-
de der Bahn als auch fur Pkw-Fahrer sowie Ful3gdnger und Radfahrer leicht erkennbar zu
machen, wurde mit der Vorhabenplanung auch ein Werbekonzept erarbeitet. Es hat zugleich
die Aufgabe, das Erscheinungsbild, das gerade bei Einzelhandelsansiedlungen haufig durch
unverhaltnismaRige Werbeansiedlungen, die im stadtebaulichen Kontext stérend in Erschei-
nung treten, in einem vertraglichen Maf3 zu halten.
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Anlage 6.1

I . \ Papendieck, Rade + Partner

PR _I_F? Blatt 4
Zeichen JP/Kli

Tag 04.09.13

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan trifft dabei nur allgemeine Festsetzungen, die zwin-
gend bei der Entwicklung des Standortes zu beachten sind. Das Werbekonzept des BraWo-
Parks gliedert sich im Allgemeinen in drei Bereiche.

1. Die Uibergeordneten Namensziige — BrawoPark und BrawoPark Shopping Center —
werden als Einzel-Leucht-Buchstaben jeweils am oberen Kranz der Gebaude am Ge-
lande installiert, so dass der Standort mit einem schlagwortartigen Begriff auch in gro-
Rerem Abstand wahrgenommen wird.

2. Drei Dreiecks-Pylone mit einer jeweiligen Héhe von 12,6 m als Nachbildung des vor-
handenen Turms des Business Center 1 weisen auf die Zufahrtsmoglichkeiten zum
Vorhabengebiet hin.

3. Mietbereiche mit Eingéngen im EG erhalten eine gegliederte Leuchtwerbung, die sich
in das Gesamtbild integriert. Alle anderen Mieter haben die Moglichkeit der AufRendar-
stellung teilweise Uber die Pylone, teilweise durch die freistehenden Schildanlagen
(Doppelfunktion mit Leitsystem).

Papendieck, Rade + Partner . Architektur
Im Steinkampe 10 ® 38110 Braunschweig ® Tel. (0 53 07) 20 09-99 . Innenarchitektur
Fax (0 53 07) 20 09-50 ® P.R.Partner@t-online.de * www. P-R-Partner.de - Corporate Design MITGLIED DER AKN
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Stadt % Braunschweig Anlage 6.2.1

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost AW 107
Vorhabenplan
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Stadt % Braunschweig

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost

Anlage 6.3.1

AW 107

Vorhabenplan
Schnitte und Ansichten Blatt 1
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Stadt % Braunschweig Anlage 6.3.2
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost AW 107
Vorhabenplan
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Anlage 6.4.1

Stadt % Braunschweig

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost

Vorhabenplan

AW 107
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost AW 107
Vorhabenplan

Aulenerschlielung Legende

== Entw&sserungsrinnen - Betonstein
Radweg - Pflaster

Schutzstreifen - Pflaster

Gehweg - Pflaster






BraWoPark
Werbekonzept
3/2013

Anlage 6.5
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1.80

0.ra

17.80

Nur zur Information!

Pos. 1 / Stele

Stele vierseitig, hinterleuchtet

Aufbau aus einzelnen Aluminiumkassetten, folienbeschriftet
Spitze: Acryl hinterleuchtet, folienbeschriftet
Speisekarten-Display, hinterleuchtet

Pos. 2 / Leuchtwerbung

Leuchtwerbung in Einzelbuchstaben, Profil 5

Autf Unterkonstruktion aus Aluminium, lackiert in der Fassadenfarbe
Bautiefe 120 mm

Ausleuchtung mit LEDs

Pos. 40 / Leuchtwerbung

Leuchtwerbung in Einzelbuchstaben, Profil 5

Autf Unterkonstruktion aus Aluminium, lackiert in der Fassadenfarbe
Bautiefe 120 mm

Ausleuchtung mit LEDs

Pos. 1 + 2+ 40

Seite 3





5000 mm

leter A

1000 mm -

Pos. 3 / Leuchtwerbeanlagen

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p

Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet

Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert

Ausleuchtung: LED

Befestigung auf vorgehéngter Fassade

insgesamt 171 Stiick Uber den Zugéngen der einzelnen Mieter am
salten” Baubestand

Pos. 3

Seite 4





5.000 mm

BW@W@P@Fk P@SS@@J@ Sh@g@g@mg Center E

Pos. 4 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 4

Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

2 Stiick (Vorder- und Riickseite des Durchgangs)

Pos. 4

Seite 5
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Pos. 5 / Leuchtwerbeanlage

3-seitige Anlage auf Unterkonstruktion
um den bestehenden Antennenmasten
auf der Dachspitze

bestehend aus je 1 Leuchttransparent
mit Spanntuchrahmen

und Lochblechverkleidung

Pos. 5

Seite 6
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Pos. 6 + 7 + 30 / Leuchtwerbeanlage

10850 mm
1SEEI0TS 1182685 ¥1BE«1033 154522 18T TiE8eiiD0  15Sx042 TEERGIDXY 1162685 TEITRDST
Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 4
Seitenansicht ! . ! . . . . | . . ! ! . ! . | ! Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Profil 4 Material Spiegel: Plexiglas weif3
140mm Bautiofe ! . ! | ! . ! | . | 1 | | ! . ! | ! Material Zarge: Alublech lackiert

S IEIVAVAC

Material Rickwand: Alublech lackiert

Rickwand, Zarge .
und Deckwinkel Ausleuchtung: LED

in RAL 9006 matt lackiert

/

30mm Deckwinkel

| 1692 mm |

| 1545 mm

3 Stick (auf allen 3 Gebdudeseiten)

Pos. 6 + 7 + 30

Seite 7





Willy-Brandt-
Platz 9

520 mm

Pos. 8 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 5

Tiefe der Buchstaben: 100 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge/Rickwand: Plexiglas

Ausleuchtung: LED

Pos. 8a / Stele

Werbe-/Orientierungsstele plan
Material: Aluminium eloxiert
Segmentierter Aufbau

Kopf: Anschrift

Segmente: einzelne Mieter
Beschriftung mittels Hochleistungsfolie
Inkl. Fundament

Pos. 8 + 8a

4.500 mm

Wilky-Erondt-
Platz 9

HMister

Mister C

Migter D

2000.00

Willy-Brandt-Platz 9
529.90

Seite 8





L= T 4 B00 mm

Willy-Brandi-Blatz 10
529.90

550 mm

Wilky-Erondt-
Platz 9

HMister

Migter B

Mieter C

Migler D

2000.00

Pos. 9 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 5

Tiefe der Buchstaben: 100 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge/Rickwand: Plexiglas
Ausleuchtung: LED

POs. 10 / Stele

Wily- Branmgy

Platz 19 Werbe-/Orientierungsstele plan
Material: Aluminium eloxiert

Segmentierter Aufbau

Kopf: Anschrift

Segmente: einzelne Mieter
Beschriftung mittels Hochleistungsfolie
Inkl. Fundament

Pos. 9 + 10 Seite 9






1300 mm

G900 mm
10000mm

Pos. 10a / Leuchtwerbeanlage

zusdtzlicher 3 mm Acrylboden mit
LED Bestickung und Abstandshalter
kabelkanal aus QR 30x 2 mm mit Kabelbohrungen

zum Einarbeiten ins Mauerwerk

Pos. 10a

Seite 10





BraVye Park

Shepping-
Center

12600.00

2053.28

Pos. 11 + 12 / Pylon grof3

Werbepylon 3-seitig

Unterkonstruktion als Gittermast in Stahl verzinkt
Werbeflachen segmentiert in Acryl folienbeschriftet
Sockel und Kopf mit gekanteten Blechkassetten
Acrylflachen hinterleuchtet

Pos. 11 befindet sich auf einem 6ffentlichen Bereich
(Bild ganz links).

Pos. 11 + 12

Seite 11





12600.00

2053.28

Pos. 13 / Pylon grof3

Werbepylon 3-seitig

Unterkonstruktion als Gittermast in Stahl verzinkt
Werbeflachen segmentiert in Acryl folienbeschriftet
Sockel und Kopf mit gekanteten Blechkassetten
Acrylflachen hinterleuchtet

Pos. 14 / Fohnenmasten

3 Stick Fahnenmasten

Mit drehbarem Ausleger, hissbar

Material: Aluminium, zylindrisch, Durchmesser 90mm, Oberfléche
silbereloxiert

Lange 8,50m gesamt

Leinenfihrung innen, mit kugelgelagertem, drehbarem Mastkopf,
Fahnenfihrungsringen und Fahnendoppelgewicht sowie authol-
barem Teleskopausleger, Leinenbefestigung

Fahnen im Format (BxH) 1.200 x 4.000 mm

Pos. 13 + 14

Seite 12





Pos. 15 / Fohnenmasten

3 Stick Fahnenmasten

Mit drehbarem Ausleger, hissbar

Material: Aluminium, zylindrisch, Durchmesser 90mm, Oberfléche
silbereloxiert

Lange 8,50m gesamt

Leinenfihrung innen, mit kugelgelagertem, drehbarem Mastkopf,
Fahnenfihrungsringen und Fahnendoppelgewicht sowie authol-
barem Teleskopausleger, Leinenbefestigung

Fahnen im Format (BxH) 1.200 x 4.000 mm

Bereits als Bestand vorhanden!

Befindet sich zur Zeit auf einem &ffentlichen Bereich und werden
dementsprechend versetzt.

Pos. 15

Seite 13
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Shopping Cenier
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Pos. 16 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 4

Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

Pos. 16

Seite 14





5.000 mm

¥

Durcngang

Relginlipih

5000 mm

Mieter ABC

Pos. 17 + 19 / Leuchtwerbeanlagen

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p

Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet

Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert

Ausleuchtung: LED

Befestigung auf vorgehéngter Fassade

insgesamt 171 Stiick Gber den Zugéngen der einzelnen Mieter am
salten” Baubestand

Pos. 17 + 19

1000 mm -

Seite 15
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11.000 mm

BraWWoPark

1.500 mm

Pos. 18 + 18a / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 4

Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

2 Stick (linke und rechte Seite des Gebdudes)

Pos. 18 + 18a

Seite 16





&

S

6.000 mm

—

P

Parkhaus

3.000 mm

—_—

—_—

1.500 mm

1.500 mm

| Parkinaus

Pos. 20 / Leuchtwerbeanlagen

in 2 Breiten (Mieter grofi/Mieter klein)
Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p
Austihrung in Profil 4

Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet
Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

Befestigung auf durchgéngiger Unterkonstruktion
insgesamt 21 Stiick als durchgéngiges Band an der Westseite
des Shopping-Centers

Pos. 20a / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p
Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet
Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

Befestigung auf vorgehéngter Fassade

Ausfihrung Einzelbuchstaben ,Parkhaus” in Profil 4
Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

Pos. 20 + 20a

Seite 17





BraWoPark
Shopping Center
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8.800 mm Pos. 21 + 22 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben

D Austihrung in Profil 4
D I:F@ @ @ I? Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3

Material Zarge: Alublech lackiert
Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

Shopping Center

2.600 mm

1.100 mm

1.500 mm Pos. 22a / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p
Tiefe: 200 mm

A Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet
Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

e Befestigung auf vorgehéngter Fassade

1.500 mm

Ausfihrung Einzelbuchstaben ,Parkhaus” in Profil 4
Tiefe der Buchstaben: 140 mm

Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
. Ausleuchtung: LED

20 - Pos. 21 + 22 + 22a Seite 18

800 mm





700 mm

1.600 mm

g . HBenwvenuto
‘:L(‘ = BraWoPark
"™ Shopping Center ey S ————— T ——

700 mm

Tervetuloa

_________ Welcome |

| Tervetuloa Benvenuto

Benvenuto

Welcome | Bienvenido S Willkommen |

5.000 mm

“Willkommen

5.500 mm

SraWWo Park

- Shopping Center

Pos. 23 / Fassadenbeschriftung in Frésbuchstaben
und Leuchtbuchstaben

Frasbuchstaben in 3 mm Aluverbundmaterial
Farbe: Schwarz
aufgesetzt auf Leuchtbander

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
Austihrung in Profil 4

Tiefe der Buchstaben: 140 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge: Alublech lackiert
Material Rickwand: Alublech lackiert
Ausleuchtung: LED

insges. 50 Stick

Pos. 23

Seite 19
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Pos. 24 + 25 / Pylon mittel

Pos. 24 + 25

Material Beschriftungsfléchen: Aluminium lackiert

Beschriftung im Digitaldruck

Material Unterkonstruktion: Stahl verzinkt
Segmentierter Aufbau

Orientierungsstele dreieckig

Betonfundament

00 000¢t

Mieter A
Migter B
Mieter C
Mieter D

794.85






— . —

Willy-
Brandt-

Platz 4

Mieter A

Mieter B

Mieter C

Mieter D

3000.00

D..

= 3,00 m, b= 1,00 m

Ter T Owamrenns 73 K

652.69

4000.00

O
STELE h=3,00m, b=1,00 m

T | e e —

Pos. 26 + 27 / Pylon mittel

Orientierungsstele dreieckig

Material Unterkonstruktion: Stahl verzinkt
Material Beschriftungsfléchen: Aluminium lackiert
Beschriftung im Digitaldruck

Segmentierter Aufbau

Betonfundament

Pos. 31 / Pylon grof3

Orientierungsstele dreieckig

Material Unterkonstruktion: Stahl verzinkt
Material Beschriftungsfléchen: Aluminium lackiert
Beschriftung im Digitaldruck

Segmentierter Aufbau

Betonfundament

Pos. 26 + 27 + 31

Seite 21
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Mieter A

2.500 mm

410 mm

794.85

Orientierungsstele dreieckig

Material Unterkonstruktion: Stahl verzinkt
Material Beschriftungsfléchen: Aluminium lackiert
Beschriftung im Digitaldruck

Segmentierter Aufbau
Betonfundament
Willy-
Brandt-
Platz 4 O 34 / Leuchtwerbeanlage
Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
o auf Unterkonstruktion
Mieter A Austihrung in Profil 5
[ Tiefe der Buchstaben: 100 mm
o Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge/Rickwand: Plexiglas
Mieter B O Ausleuchtung: LED
Mieter C o
Mieter D ‘ I ,

Pos. 28 + 29 + 34 Seite 22
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2.500 mm

410 mm

794.85

Orientierungsstele dreieckig

Material Unterkonstruktion: Stahl verzinkt
Material Beschriftungsfléchen: Aluminium lackiert
Beschriftung im Digitaldruck

Segmentierter Aufbau
Betonfundament
Willy-
Brandt- 36 / Leuchtwerbeanlage
Platz 4 O
Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
o aut Unterkonstruktion
Mieter A Austihrung in Profil 5
- Tiefe der Buchstaben: 100 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
o Material Zarge/Rickwand: Plexiglas
Mieter B O Ausleuchtung: LED
Mieter C o
Mieter D ‘ I ,

Pos. 32 + 33 + 36 Seite 23






Mieter A Mieter A
WM RN T
] 2.500 mm
o ] ] N
—

Pos. 35 / Leuchtwerbeanlage

Leuchttransparent in Einzelbuchstaben
auf Unterkonstruktion

Austihrung in Profil 5

Tiefe der Buchstaben: 100 mm
Material Spiegel: Plexiglas weif3
Material Zarge/Rickwand: Plexiglas

Ausleuchtung: LED

Pos. 35

Seite 24





5000 mm

B, C Mieter

1000 mm |

Leuchtwerbeanlagen

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p

Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet

Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert

Ausleuchtung: LED

Befestigung auf vorgehéngter Fassade

insgesamt 171 Stiick Gber den Zugéngen der einzelnen Mieter am
salten” Baubestand

Pos. 37 + 38 Seite 25






5000 mm

Mieter ABC

1000 mm -

Pos. 39 / Leuchtwerbeanlagen

Leuchttransparent als Kasten in Profil 9p

Tiefe: 200 mm

Material Spiegel: Plexiglas folienbeschriftet

Material Zarge: Alublech lackiert

Material Rickwand: Alublech lackiert

Ausleuchtung: LED

Befestigung auf vorgehéngter Fassade

insgesamt 11 Stiick Gber den Zugéngen der einzelnen Mieter am

,alten” Baubestand

Pos. 39

Seite 26





Beispiel

Hinweis- und Orientierungsschilder

Austihrung: Alu 2 mm

Beschriftung mittels Hochleistungsfolie

Pfosten: D=60 mm, L=1.800 mm Uber Boden, Befestigung mittels Rohrschellen
Standorte, Inhalte und Anzahl werden erst in der néchsten Planungsphase ermittelt

Sonderposition

Seite 27
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103. Anderung des Flachennutzungsplans

Bebauungsplan (mit drtlicher Bauvorschrift)

Berliner Platz - Nordost AW 107
Niederschrift tiber die Informationsveranstaltung zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlich-
keit nach § 3 Abs.1 BauGB

Ort: BraWoPark, Berliner Platz 12, Kantine

Zeit: 12. Dezember 2012, 18.35 Uhr bis 19.30 Uhr

Teilnehmer: 11 Burgerinnen und Birger
Herr Mollerus Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz
Herr Gattermann Gattermann Immobilien Projekt GmbH
Herr Schwerdt Biro fur Stadtplanung Dr.-Ing. W. Schwerdt

Zur Information sind folgende Plane ausgehangt:

Flachennutzungsplan der Stadt Braunschweig

Gebietsabgrenzung Flachennutzungsplan, 103. Anderung, Stadt Braunschweig
Gebietsabgrenzung des Bebauungsplanes ,Berliner Platz — Nordost®, AW 107
Vorentwurf des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes als Bestandteil des vorgenannten
Bebauungsplanes

. Vorentwurf des griinordnerischen Gestaltungsplanes.

Herr Mollerus eréffnet die Veranstaltung um 18.35 Uhr. Er begrii3t die anwesenden Blirge-
rinnen und Burger, stellt das Podium vor und stellt den bisherigen Verfahrensverlauf fir das
Planverfahren dar. Er verweist auf den Ratsbeschluss im Jahr 2010 und legt dar, dass die
Nutzungsuberlegungen in der Folge durch den Investor weiterentwickelt wurden. Durch
zwischenzeitliche Renovierungsarbeiten durch den Investor konnten weite Teile der Be-
standsgeb&aude wieder mit einer Nutzung belegt werden.

AnschlieRend erlautert Herr Schwerdt anhand einer Prasentation (siehe Anlage) die Pla-
nungsabsichten der Stadt Braunschweig beziiglich der parallel erfolgenden Verfahren fir
die Anderung des Flachennutzungsplanes und fiir die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes AW 107. Er erlautert dazu das Nutzungskonzept, die Freiraumgestal-
tung, die verkehrliche Anbindung des Gelandes fur Pkw und Lkw, die geplante Parkplatzsi-
tuation, die ful3laufige Anbindung sowie den Umgang mit dem Schilldenkmal. Das zukunfti-
ge stadtebauliche Erscheinungsbild in Richtung Nordosten wird erlautert.

Daran anschliel3end werden die anwesenden Blrgerinnen und Blrger gebeten, Fragen und
Anregungen zur Planung zu &uf3ern.

Fragen und Anregungen der Burger zur Planung:
1. In der jetzigen Planung vermisse ich den Ringgleisweg. Dieser war im Rahmen-

plan ,,Hauptgiiterbahnhof und Umfeld“ vorhanden. Warum wird diese Wegefih-
rung entlang des ehem. Postgleises im Entwurf des BraWoParks nicht beriick-

sichtigt?
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Die Planung dieser Trasse war im Ringgleis-Konzept 2010 noch nicht vorgesehen.
Diese ist erst mit der Rahmenplanung fur das Umfeld des Hauptbahnhofes aufge-
nommen worden. Sie sieht vor, eine Verbindung des sldlichen Ringgleisweges Uber
den Hauptgiterbahnhof und die AckerstraRe durch den Pakettunnel des Hauptbahn-
hofes in Richtung Innenstadt und entlang der suddstlichen Grundstiicksgrenze des
BraWoPark-Gelandes in Richtung Norden zu schaffen. Hierfir misste der Tunnel in
Richtung Ackerstral3e getffnet werden. Diese Wegefiihrung Richtung Norden verlauft
auf dem ehemaligen Postareal, das mit dessen Verkauf in den Besitz des neuen In-
vestors Ubergegangen ist.

Die Moglichkeit, diesen Weg herzustellen ist in der bisherigen Abstimmung zwischen
der Stadt und dem Projektinvestor intensiv diskutiert worden. Schwierigkeiten, wie sie
fur den weiteren Verlauf des stidlichen Ringgleises erkennbar sind, sind auch auf die-
sem Teilstlick nicht ausgeschlossen. Der Wunsch nach einer Beriicksichtigung des
Ringgleisweges entlang des Bahndammes wird im weiteren Verfahren geprdift.

Aus meiner Sicht hatte die Stadt beim Verkauf des Grundstiickes einen Streifen
parallel zum Gleiskdrper erwerben missen, um den Ringgleisweg an dieser
Stelle zu erméglichen. Warum ist das nicht geschehen?

Das Grundstiick befand sich nicht im Eigentum der Stadt Braunschweig. Zur Zeit des
Grundstiicksverkaufes stand der Stadt Braunschweig weder ein Vorkaufsrecht zu,
noch war diese Trasse konzeptionell vorgesehen. Erst im Planungsverlauf kam diese
Wegefiihrung in die Diskussion.

2. Im jetzigen Entwurf fehlen aus meiner Sicht grof3ziigige und verkehrssichere
Flachen fur FuRBgénger und Radfahrer. Fur diese Verkehrsteilnehmer ist eine
vernlnftige ErschlieBung erforderlich. Abstellméglichkeiten fur Fahrrader sind
ebenfalls notwendig. Ist dieses bertcksichtigt?

Es wird eine Durchquerungsmaoglichkeit fir FulRganger und Radfahrer durch das Are-
al geben. Das Konzept sieht grundsatzlich vor, dass durch die unmittelbare Nahe
zum Bahnhof Ful3génger und Radfahrer in das Areal gezogen werden. Insofern ist es
im eigenen Interesse des Investors, hier fur verniinftige ErschlieBungen und Abstell-
moglichkeiten fur Fahrrader zu sorgen. Soweit die Belange von Radfahrern auf offent-
lichen Flachen betroffen sind, werden die Dienststellen der Stadt Braunschweig fir
eine angemessene Beriicksichtigung im Planverfahren sorgen.

3. Das Gedenken an die KZ-AuRRenstelle sollte weiter aufrecht erhalten werden. Ist
hier eine Erhaltung der Leuchtbuchstaben oder eine Erinnerung in anderer
Form angedacht?

Grundsatzlich besteht seitens der Denkmalpflege die Forderung, das Gedenken an
dieser Stelle aufrecht zu erhalten und die Umgebung so zu gestalten und instand zu
halten, dass dies stérungsfrei moglich bleibt. Hierzu laufen bereits Abstimmungen
zwischen dem Investor und den Vertretern der Belange der Gedenkstatte, die jedoch
derzeit noch keine abschlieRende Aussage zulassen.

4.  Auf der gegenuberliegenden Seite des Berliner Platzes befindet sich der Park
Viewegs Garten, davor sind grofRzugige Ful3- und Radwege vorhanden. Kénnte
man hier einen Zwei-Richtungs-Radweg herstellen, um Radfahrer ohne stéren-
de Zufahrten zu Grundsticken, die zum BraWoPark-Gelande gehdren, zu fih-
ren?

Diese Anregung wird im weiteren Verfahren gepruft.
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Herr Mollerus skizziert die nachsten Verfahrensschritte bei der Aufstellung des Bebauungs-
plans und der Anderung des FNP. Er weist darauf hin, dass nach Auswertung aller Unterla-
gen und Fortentwicklung der Planung die zweite Stufe der Beteiligung durchgefihrt werden
wird. Hier kbnnen diejenigen, die Anregungen zur Planung abgeben, dann sehen, wie mit
ihren Anregungen umgegangen worden ist. Sie haben dann nochmals die Moglichkeit, eine
erneute Stellungnahme zur Planung abzugeben.

Gegen 19.30 Uhr beendet Herr Mollerus die Veranstaltung.

Braunschweig, 14.12.2012

gez. Dipl.-Ing. H. Schwerdt

103. Anderung des Flachennutzungsplans Niederschrift der Beteiligung der Offentlichkeit
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost AW 107
Beteiligung gemal § 4 (2) BauGB

vom 12.06.2013 bis zum 16.07.2013

Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
(extern), die keine Anregungen und Bedenken Ubermittelt haben:

Lfd. | Stellungnahmen von Behérden und Keine Anregungen, |Keine Antwort
Nr. | sonstigen Tragern Offentlicher Belange Bedenken, Hinweise
5. | Deutsche Post Real Estate Germany GmbH, X
Property Management Tenant
9. | Landesamt fiir Bergbau, Energie und Geologie X
10. | Landesamt fur Geoinformation und X

Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
Regionaldirektion Braunschweig, Katasteramt
Braunschweig

11.| Landesamt fur Geoinformation und X
Landentwicklung Niedersachsen (LGLN)
Regionaldirektion Hannover

- Kampfmittelbeseitigungsdienst -

12.| Niedersachsische Landesbehdrde fir Straenbau X
und Verkehr, Dezernat 31, Techn. Aufsichts-
behdrde

13.| NLSTBV - Nds. Landesbehoérde fir Stral3enbau X
und Verkehr, Geschéftsbereich Wolfenbiittel

14.| Niedersachsisches Finanzministerium X

Landesliegenschaftsfonds (LFN),
- LEN Braunschweig

15.| NLWKN, Betriebsstelle Sud, X
Standort Braunschweig
16. | Polizeiinspektion Braunschweig X
17.| Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig X
18.| Stadtentwasserung Braunschweig GmbH X
19.| Wehrbereichsverwaltung Il, Hannover X
20. | Zweckverband Gro3raum Braunschweig X
21.| ALBA GmbH X
25.| TenneT TSO GmbH X
26.| Gemeinde Cremlingen X
28.| Samtgemeinde Sickte X
29.| Stadt Salzgitter X
30. | Stadt Wolfenbdttel X
31.| Finanzamt Braunschweig-Wilhelmstralle X
32.| Handwerkskammer X
Braunschweig-Liuneburg-Stade
33.| STRABAG Property und Facility Services GmbH, X

Hannover
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Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Tréager offentlicher Belange
(extern), die Anregungen und Bedenken Ubermittelt haben:

Stellungnahme Nr. 1 Stellungnahme der Verwaltung

Schreiben von der Braunschweiger
Verkehrs-AG
16.07.2013

Die Braunschweiger Verkehrs-AG ist im
Rahmen der Beteiligung Trager 6ffentli-
cher Belange zur Stellungnahme zu o. g.
B-Plan aufgefordert worden, wir bitten um
Berucksichtigung folgender Anmerkun-
gen:

e Die Erschliel3ung des geplanten Bau-
gebiets durch den OPNV ist tiber die
bestehenden Bus- und Stadtbahnver-
bindungen gegeben.

e Die Bushaltestelle Hauptpost liegt Die Bushaltestelle Hauptpost liegt sudlich
unmittelbar sudlich der neuen Zufahrt der Zufahrt zum Vorhabengebiet zwi-
zum BraWo-Gelande. Konflikte zwi- schen dem Bestandsgebaude Business

schen ausfadelnden Bussen und ab- Center | (BC I) und dem Business Cen-

biegenden Fahrzeugen zum BraWo- ter Il (BC II) und ist in der Verkehrspla-

Park missen vermieden werden. nung bericksichtigt. Wesentliche Konflik-
te bestehen fur ausfadelnde Busse nicht.
Gleiches gilt fur den Knotenpunkt Berli-
ner Platz — Hauptpost. Rickstauungen
sind an dieser Stelle nicht zu erwarten,
da der Grof3teil der Verkehre Uber die
Schillstral3e auf das Gelande fahrt.

e Bei Anderung der Signalsteuerung an
den Lichtsignalanlagen, an denen
auch der Stadtbahnverkehr betroffen
ist, muss auch kinftig die Bevorrech-
tigung der Stadtbahn sicher gestellt
sein.

e Im bestehenden Knotenpunkt der Zu-
fahrt vom Berliner Platz zum BraWo-
Gelande muss sichergestellt sein,
dass sich Linksabbieger/ Wender im
Bereich der Mittelinsel nicht bis auf
die Gleisanlagen zurtickstauen.

e Nordlich des bestehenden Knoten- Die zusatzliche Querung fur Ful3ganger
punktes der Zufahrt zur Hauptpost ist und Radfahrer im Bereich der Toblerone
eine neue Querungsstelle tGber die uber den Berliner Platz entfallt. Mittels

Stadtbahngleise fur Fu3ganger und Anpassung des vorhandenen Signalpro-
Radfahrer vorgesehen. Fir diese grammes lasst sich eine Behinderung der
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Neuanlage ist ein Planfeststellungs-
verfahren durchzufiihren und die Zu-
stimmung der Technischen Aufsichts-
behorde einzuholen. Wir weisen da-
rauf hin, dass in 2014 in diesem Ab-
schnitt Gleissanierungsarbeiten statt-
finden. Eine rechtzeitige Koordinie-
rung sollte angestrebt werden.

e Bei allen Belangen, die die Anlagen
und Verkehre des OPNV tangieren,
bitten wir um intensive Abstimmung
mit der Verkehrs-AG.

Stadtbahn vermeiden.

Die Verkehrs-AG wird auch in den weite-
ren Abstimmungsprozess mit einbezo-
gen.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Bevorrechtigung der Stadt-
bahn wurde in den Verkehrsgutachten
berlicksichtigt. Eine Anderung der Pla-
nung ergibt sich hieraus nicht.

Stellungnahme Nr. 2

Schreiben von der BS Energy
09.07.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Mit diesem Brief Ubersenden wir IThnen
unsere Stellungnahme zum "Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Berliner Platz
Nordost - AW 107" zu Ihrer Kenntnis mit
der Bitte um Bericksichtigung bei den
weiteren Planungen.

Das gesamte ehemalige Areal der Ober-
postdirektion (OPD) Braunschweig wurde
am 18.10.1989 an das Fernwarme Heiz-
wassernetz der Stadtwerke Braun-
schweig GmbH angeschlossen. Die kom-
plette Warmeversorgung dieses Areals
erfolgte bis zum teilweisen Umbau des
Business Center | in 2012/2013 damit
vollstandig leitungsgebunden mit Fern-
warme Uber eine zentrale KWK - Erzeu-
gung von BS|ENERGY ohne ortliche
Emissionen. Seit Anfang 2013 hat der
Bauherr im Business Center | eine de-
zentrale KWK - Erzeugung (Erdgas-
BHKW) fur die Abdeckung der Strom-
und Warmegrundlast installiert. Die Spit-
zenlast der Warmeversorgung des Busi-
ness Center | erfolgt weiterhin Uber die
zentrale Versorgung aus dem Fernwarme
Heizwassernetz.
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Seitens BS|ENERGY besteht grol3es In-
teresse, das noch zu erschlieRende Areal
"Berliner Platz Nordost - AW 107" aus-
schlie3lich mit leitungsgebundener zent-
raler KWK-Fernwarme zu versorgen. Da-
bei wirde insbesondere der Punkt 4.6.4
"Einhaltung der bestmdoglichen Luftquali-
tat" voll berticksichtigt werden und die
zusatzlichen Emissionen vor Ort durch
eine dezentrale KWK-Erzeugung nicht
erforderlich machen. Eine Verdrangung
der zentralen KWK-Erzeugung mit de-
zentraler KWK-Erzeugung fur dieses Ge-
biet erscheint uns hier deshalb als nicht
sinnvoll.

Zur Warmeversorgung des Areals sind
verschiedene ErschlieBungsmadglichkei-
ten mit bereits vorhandenen Fernwéarme -
Kapazitaten in der Schillstral3e /
Rietschelstrale und am Berliner Platz
realisierbar. Hierzu tbersenden wir lhnen
in der Anlage einen DIN A3 - Ubersichts-
plan mit moglichen Fernwéarme -
Trassenplanungen, die wir gern in Ab-
stimmung mit der Stadt Braunschweig,
dem Bauherrn und den Planungsbiros
konkretisieren und anpassen werden.

Fur Fragen stehen wir Ihnen jederzeit
gern zur Verfiigung.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden fur die Realisierung
zur Kenntnis genommen. Die Festset-
zungen werden beibehalten.

Die Art der Warmeversorgung ist nicht
Gegenstand der Bauleitplanung.

Die Stellungnahme wurde zwecks Koor-
dination der Leitungsprufung an die zu-
standige Stelle weitergeleitet.

Stellungnahme Nr. 3

Schreiben von der BS/NETZ GmbH
11.07.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Zu der o. g. Baumalinahme nehmen wir
wie folgt Stellung:

Stromversorgung:

Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes verlaufen im westlichen sowie im
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nordlichen Bereich Stromversorgungska-
bel. Diese sind ein wichtiger Bestandteil
der offentlichen Energieversorgung und
mussen in ihrem Bestand geschuitzt wer-
den.

Sollten Veranderungen an diesen Tras-
sen vorgenommen werden, so obliegen
die Umlegungskosten dem Veranlasser.
Dies gilt auch fur eventuell notwendige
Umlegungsarbeiten flr die Errichtung der
Larmschutzwande. Von Uberbauungen
jeglicher Art ist abzusehen.

Der Umfang einer méglichen Erschlie-
Bung des Berliner Platz Nordost kann
zurzeit noch nicht abgeschéatzt werden.
Im Hinblick auf eine zukinftige Erschlie-
Bung kénnen sich Verdnderungen aus
Sicht der derzeitigen Stromversorgung
ergeben.

Gas- und Wasserversorgung:

Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes bestehen hinsichtlich der Gas- und
Wasserversorgung keine Anforderungen.

Betriebstelefon:

In dem Geltungsbereich des Bebauungs-
planes befinden sich Kabel und Schutz-
rohre des Betriebstelefons, deren Ge-
samtumfang und Verlauf aus den beige-
fugten Planen ersichtlich wird. Die vor-
handenen Schutzrohre und Schachte
mussen nach der Bebauung weiterhin
nutzbar sein.

Sofern der Ausbaubereich in der
SchillstralRe nicht den Gehwegbereich
betrifft sind keine Anlagen des Betriebste-
lefons betroffen. Vor der Hausnummer 13
befindet sich eine Schachtanlage, durch
die zwei 96-faserige und ein 24-faseriges
LWL-Kabel verlaufen. Diese darf nicht
Uberbaut werden. Sollten Veranderungen
an diesen Trassen vorgenommen wer-
den, so obliegen die Umlegungskosten
dem Veranlasser. Dies gilt auch fur even-
tuell notwendige Umlegungsarbeiten.
Von Uberbauungen jeglicher Art ist abzu-
sehen. Wenn in diesem Bereich Bauar-
beiten vorgesehen sein sollten, sind die-
se anzuzeigen.
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Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden fur die Realisierung
zur Kenntnis genommen. Die Festset-
zungen werden beibehalten.

Die Stellungnahme wurde zwecks Koor-
dination der Leitungsprufung an die zu-
standige Stelle weitergeleitet.

Stellungnahme Nr. 4

Schreiben von der Deutschen Bahn
Services Immobilien GmbH
16.07.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Zum Bebauungsplan ,Berliner Platz
Nordost* gilt auch unsere u.a. Stellung-
nahme wie vorab zum Flachennutzungs-
plan.

Wir bitten uns das Ergebnis der Abwa-
gung mitzuteilen und bitten um Beteili-
gung in den weiterfihrenden Planungs-
phasen.

In der Stellungnahme vom 17.12.2012
hatte die Deutsche Bahn Services Immo-
bilien GmbH Folgendes ausgefihrt:

Die DB Services Immobilien GmbH, als
von der Deutschen Bahn AG bevollmach-
tigtes Unternehmen, Ubersendet Ihnen
hiermit unsere abschlieBende Gesamt-
stellungnahme zu den obengenannten
Planverfahren.

Aus eisenbahntechnischer Sicht beste-
hen gegen den o0.g. Flachennutzungs-

bzw. Bebauungsplan keine Einwande,

wenn folgende Auflagen beachtet wer-
den:

Der Bebauungsplan ,Berliner Platz -
Nordost* darf unsere planfestgestellten
Bahnanlagen bzw. dem Bahnbetrieb ge-
widmeten Flachen nicht Gberplanen.
Grenzabstande nach der Niederséachsi-
schen Bauordnung sind bei einer spate-
ren Bebauung einzuhalten, sollte das
nicht der Fall sein, ist ein kostenpflichtiger
Gestattungsvertrag mit uns der DB Ser-
vices Immobilien GmbH und dem Bau-
herren zu schliel3en.

In diesem Vertrag kénnen wir im Auftrag
und mit Zustimmung der betroffenen Un-





ternehmensbereiche (DB Stationen &
Service, DB Netz AG u.a.) auch die pri-
vatrechtliche Mitbenutzung von DB - ei-
genen Flachen bzw. Grundstiicken ge-
statten, dabei finden die eisenbahnbe-
trieblichen Belange vorrangig Beriicksich-
tigung, ggf. ist je nach Art der Nutzung,
der baulichen Veranderungen oder der
Einschrankungen unserer Anlagen eine
Genehmigung des Eisenbahnbundesam-
tes erforderlich.

Ein Gestattungsvertrag setzt ein einver-
nehmliches, nachbarliches Entgegen-
kommen voraus. In diesem Zusammen-
hang durfen seitens der Stadt Braun-
schweig entlang der Grundstiicksgrenze,
die teilweise durch die historische Ent-
wicklung verspringend verlauft, die hier
vorhandenen Bahnanlagen nicht Uber-
baut werden.

Sollten bei der Ausfuhrungsplanung far
die BaumalRinahme Gefahren fir den Ei-
senbahnbetrieb erkennbar werden, ist der
Abschluss eine Baudurchfihrungsverein-
barung erforderlich, um eventuelle Haf-
tungsschaden zu regein.

Grundsatzlich gilt: bei der Schaffung
neuer Nutzungs- und Baurechte ist nach
dem Prioritatsgrundsatz auf bestehende
Rechte Rucksicht zu nehmen.

Evtl. erforderliche Schall- und Schutz-
mafl3nahmen sind dem Planungstrager
der neu hinzugekommenen Nutzung und
nicht der Deutschen Bahn AG aufzuerle-
gen.

Immissionen aus dem Bahnbetrieb unter-
liegen dem Bestandsschutz.

Wir bitten uns das Ergebnis der Abwa-

gung mitzuteilen und bitten um Beteili-

gung in den weiterfihrenden Planungs-
phasen.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Festsetzungen werden
beibehalten.

Fur die ehemaligen Gleisanlagen, die
durch den Bebauungsplan tGberplant
werden, wurde mit Schreiben vom
01.07.2011 die Freistellung der Bahnan-
lagen von Bahnbetriebszwecken vollzo-
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gen. Damit werden die Flachen nicht
mehr eisenbahnrechtlich genutzt und
unterliegen der Planungshoheit der Stadt
Braunschweig.

Die Hinweise fur die Ausfihrung werden
zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme Nr. 6

Schreiben von der Deutschen Telekom
Netzproduktion GmbH
19.06.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Die Telekom Deutschland GmbH (nhach-
folgend Telekom genannt) — als Netzei-
gentumerin und Nutzungsberechtigte i. S.
v. 8 68 Abs. 1 TKG — hat die Deutsche
Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevoliméchtigt, alle Rechte und Pflichten
der Wegesicherung wahrzunehmen so-
wie alle Planverfahren Dritter entgegen-
zunehmen und dementsprechend die
erforderlichen Stellungnahmen abzuge-
ben. Zu der 0. g. Planung nehmen wir wie
folgt Stellung:

Zu genanntem Bebauungsplan mdéchten
wir wie folgt Stellung nehmen:

Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes AW 107 verlaufen unsererseits in
den Nebenanlagen (Gehwegen) mehrzi-
gige Trassen, die nicht beschadigt wer-
den durfen und in der Bauphase zu si-
chern sind. Dies ist auch im Hinblick der
geplanten neuen Zufahrten besonders zu
beachten. Bitte beachten Sie hierbei den
Bereich der Fuihrung und zur Versorgung
des ehemaligen
Telekomverwaltungsgebaudes
(,Toblerone) unsere aktive Technik
(Outdoortechnik im Gehause) im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes an
einer geplanten Einfahrt (s. Anl.).

Die Anlagen kdénnen wegen ihrer GroRe
nicht verlegt werden.

Ist ein Tieferlegen im Bereich der Einfahr-
ten notwendig, ist dies vom Investor zu
tragen.

Angrenzend an den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes befindet sich unsere
Vermittlungsstelle, deren Betrieb in der
Umsetzungsphase nicht beeintrachtigt





werden darf.

Weitere Hinweise im Zuge der Stellung-
nahme zu den hochbaulichen Aspekten
unserer Betriebsstelle erhalten Sie von
der STRABAG Property und Facility Ser-
vice GmbH, Herrn Mario Hinze.

Wir gehen davon aus, dass unsere Anla-
gen weiterhin im 6ffentlichen Raum lie-
gen und damit keine vertragliche Siche-
rung unserer Leitungsrechte notwendig
werden wird.

Baume durfen bei der Grél3e der Anlage
frihestens in einer Entfernung von

2,50 m zur Stammachse gepflanzt wer-
den, bei geringeren Entfernungen sind
Schutzmalinahmen durch den Investor
erforderlich.

Die Kabelschutzanweisung der Telekom
Deutschland GmbH ist zu beachten.

Bezuglich der geplanten Zufahrten zu
den neuen Geschaftsbereichen sowie
einer notwendigen Sicherung und Anpas-
sung aller unserer Anlagen, wie Kabel-
schachte, aktive Technik, gehen wir von
einer Kostenubernahme im Anpassungs-
fall, wie unter Punkt 8.2 des Bebauungs-
planes AW 107 beschrieben aus. Wir
bitten Sie, uns diese Kosteniubernahme
durch den Investor ausdrucklich bestati-
gen zu lassen, da aufgrund der Grél3e
der betroffenen Anlagen und der Nahe zu
unserer Vermittlungsstelle nicht unerheb-
liche Kosten entstehen werden.

Die Kostenlbernahme des Investors stellt
fur uns eine wichtige Voraussetzung zur
weiteren Wahrnehmung unserer Interes-
sen und der Zustimmung zum vorliegen-
den Bebauungsplan dar.

Die STRABAG Property und Facility Ser-
vice GmbH ist im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens beteiligt worden.
Eine Stellungnahme wurde nicht abge-
geben.

Die unter Pkt. 8.2 der Begrindung ange-
sprochene Kostentbernahme beschréankt
sich auf den 6ffentlich-rechtlichen As-
pekt. Die nicht verlegbare Anlagentech-
nik in den bestehenden Gehwegberei-
chen bertcksichtigt der Vorhabenplan.
Eine Inanspruchnahme dieser Anlagen
erfolgt nicht. Sollten Kabelverlegungen
z.B. im Bereich der Einfahrten erforder-
lich werden, wird dies im Rahmen des
Planvollzuges geklart. Privatrechtliche
Regelungen kdnnen im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens nicht getroffen
werden.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Festsetzungen werden beibehalten.
Die Regelungen fir Leitungen im o6ffentli-
chen Raum zwischen der Stadt und dem
TOB bestehen unbenommen.

Die Stellungnahme wurde zwecks Koor-
dination der Leitungsprufung an die zu-
standige Stelle weitergeleitet.
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Stellungnahme Nr. 7

Schreiben vom Eisenbahn-Bundesamt
04.07.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Zu dem o. g. Vorhaben der Stadt Braun-
schweig nehme ich wie folgt Stellung:

Grundsatzlich bestehen keine Bedenken.
Larmschutzanspriiche gegeniber den
Eisenbahnen des Bundes entstehen
durch Ihre Planung nicht. Die Stadt
Braunschweig misste selbst fir den ent-
sprechenden Larmschutz sorgen. Dem-
entsprechend sind in ihrem Entwurf ja
auch passive SchallschutzmalRnahmen
vorgesehen. Sollten durch die Planung
der Stadt Braunschweig in Bahnnahe
Situationen geschaffen werden, in denen
das Betreten der Bahnanlagen durch das
Publikum zu befurchten ist, sind zur Si-
cherung Zaunanlagen vorzusehen. Auch
dies wird in Ihrer Planung erwahnt.

Im Ubrigen bitte ich die Hinweise, die ich
mit meinem Schreiben vom 28.05.2013
zur 103. Anderung des Flache-
nnutzungsplanes gegeben habe, zu be-
ricksichtigen. Dieses Schreiben habe ich
in der Anlage nochmals in Kopie beige-
fugt.

In der Stellungnahme vom 28.05.2013
zur 103. Anderung des Flachennutzungs-
planes der Stadt Braunschweig hatte das
Eisenbahn-Bundesamt Folgendes ausge-
fuhrt:

Zu der o. g. Anderung des Flachen-
nutzungsplans der Stadt Braunschweig
nehme ich wie folgt Stellung:

Grundsatzlich bestehen gegen die Pla-
nungen der Stadt Braunschweig keine
Bedenken. Mdglicherweise sind jedoch
noch Freistellungen gemal § 23 AEG fur
die ,aufgegebenen Gleisanlagen* erfor-
derlich. Dies kdnnte auch die ehemaligen
Postgleise betreffen, die wahrscheinlich
auch von der ehemaligen Deutschen
Bundesbahn betrieben wurden. In jedem
Fall muss durch einen ordnungsgemal3en
Gleisabschluss sichergestellt werden,

Durch den Bebauungsplan wird die Her-
stellung einer Ful3-/ Radewegebeziehung
aus dem Gelande in Richtung Nord-
Osten planungsrechtlich erméglicht. Eine
unmittelbare Realisierung ist nicht vorge-
sehen. Soweit zu einem spateren Zeit-
punkt eine Anbindung an das Ringgleis
erfolgen soll, werden dabei auch ggf. er-
forderliche Sicherungsmal3nahmen zu
den Bahnanlagen geklart.

Das Schreiben vom 28.05.20913 wurde
im Rahmen des Verfahrens gem. § 4 (1)
BauGB bereits berticksichtigt.

Die Freistellung der Bahnanlagen von
Bahnbetriebszwecken wurde mit Schrei-
ben der zustandigen Stelle vom
01.07.2011 vollzogen.
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dass in die von der 103. Anderung betrof-
fenen Flache nicht mehr mit Schienen-
fahrzeugen hineingefahren werden kann.
Die aufgeworfenen Fragen kdnnen von
der DB Services Immobilien GmbH, Kurt-
Schumacher-Str. 7, 30159 Hannover be-
antwortet werden. Aus dem Verteiler ent-
nehme ich, dass Sie diese beteiligt ha-
ben. Leider flhrt das Eisenbahn-
Bundesamt kein Kataster oder Verzeich-
nis aller Bahnanlagen.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise und Anregungen werden
zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme Nr. 8

Schreiben von der Industrie- und Han-
delskammer Braunschweig
21.06.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Mit der 0.g. Bebauungsplanung wird die
Realisierung des BraWoParks auf dem
ehemaligen Postareal am Braunschwei-
ger Hauptbahnhof planerisch vorbereitet.
Diesem Vorhaben hat die Vollversamm-
lung der IHK Braunschweig am 29.11.10
unter begrenzenden Voraussetzungen
zugestimmt. Am gleichen Tage hat der
Rat der Stadt Braunschweig — unter voll-
standiger inhaltlicher Ubernahme des
IHK-Vollversammlungsbeschlusses — die
in der Vorlage 13934/10 einschlief3lich
ihrer 1. und 2. Ergdnzung aufgefihrten
Beschliisse gefasst.

Durch die inzwischen erfolgte Konkreti-
sierung des Projektes sind die einzelhan-
delsbezogenen Inhalte der Planung
Uberarbeitet worden. So haben sich vor
dem Hintergrund einer deutlich vermin-
derten Gesamtverkaufsflache Anderun-
gen hinsichtlich der Sortiments- und der
Betriebstypenzusammensetzung erge-
ben. Nachdem sich die Vollversammlung
der IHK Braunschweig in ihrer Sitzung am
26.11.12 auch hiermit befasst hat, wurde
die Stadt Braunschweig Uber die erfolgte
Modifikation des Vollversammlungsbe-
schlusses vom 29.11.10 mit anliegendem
Schreiben vom 06.12.12 informiert. Die
Inhalte dieses Schreibens bitten wir als
Teil dieser Stellungnahme zu betrachten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.
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Abschliel3end mochten wir darauf hinwei-
sen, dass der BraWo-Park entsprechend
dem Beschluss des Rates der Stadt
Braunschweig vom 29.11.10 im
Zentrenkonzept Einzelhandel als zusatz-
licher Standort fur den grof3flachigen Ein-
zelhandel auszuweisen ist. Um die Be-
standskraft des Zentrenkonzeptes Ein-
zelhandel nicht zu gefahrden, empfehlen
wir dringend, diese im Verfahren befindli-
che Ausweisung zeitnah abzuschliel3en.

Schreiben der Industrie- und Handels-
kammer vom 06.12.2012:

Die letzte Vollversammlung der IHK vom
26.11.2012 hat eine Modifikation des
oben genannten Vollversammlungsbe-
schlusses vom 29.11.2010 dergestalt
vorgenommen, dass jetzt auch die Integ-
ration eines Spielwaren-Fachmarktes in
der GroRRenordnung von ca. 2.000 Qua-
dratmetern Verkaufsflache von der IHK
mitgetragen wird.

Wie bekannt, sahen die Planungen der
Volksbank eG Braunschweig Wolfsburg
im November 2010 vor, auf dem genann-
ten Areal Einzelhandel auf einer Flache
von 28.500 Quadratmetern anzusiedeln.
Unsere Vollversammlung hatte mit Blick
auf die besondere Situation am Braun-
schweiger Hauptbahnhof dem Vorhaben
seinerzeit unter der Mal3gabe zuge-
stimmt, alternative Flachennutzungen
zum Beispiel mit Blick auf ein Hotel oder
auch auf Buroflachen zu prufen. Mit dem
jetzt aktualisiert vorliegenden Flachen-
nutzungskonzept hat die Volksbank die-
sen Prifauftrag erfolgreich umgesetzt:
Durch diversifizierte Nutzung ist es ge-
lungen, die Einzelhandelsflache von den
genannten 28.500 Quadratmetern auf
jetzt rund 12.500 Quadratmeter zu redu-
zieren. Unter anderem wurden ein ur-
sprunglich vorgesehener Baumarkt sowie
auch ein Babyfachmarkt aus dem Kon-
zept zugunsten der Ansiedlung eines Ho-
tels und der Errichtung weiterer Burofla-
chen herausgenommen. Diese Reduzie-

Die Anderung des Zentrenkonzeptes ist
parallel zum Auslegungsbeschluss des
Bebauungsplans im Rat der Stadt Braun-
schweig am 24.06.2013 beschlossen
worden. Insofern ist die Anderung des
Zentrenkonzeptes vor dem Feststel-
lungsbeschluss der 103. Anderung des
Flachennutzungsplanes und dem Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplanes
erfolgt.

Das Schreiben vom 06.12.2012 ist im
Rahmen des Verfahrens gem. § 4 (1)
BauGB eingegangen und bericksichtigt
worden.

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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rung der Einzelhandelsflachen am
Braunschweiger Hauptbahnhof wurde
von unseren Vollversammlungsmitglie-
dern nachdrticklich begrafit, da hiermit
ein Beitrag geleistet wurde, Interessen-
konflikte mit der Braunschweiger Innen-
stadt zu minimieren.

Aus Sicht der Volksbank eG Braun-
schweig Wolfsburg stellte Herr Brink-
mann in unserer letzten Vollversammlung
noch einmal nachdrtcklich heraus, es sei
ein Anliegen der Volksbank gewesen, die
bestehenden Einzelhandelsstrukturen in
der Braunschweiger Innenstadt nicht ne-
gativ zu beeintrachtigen. Unter diesem
Aspekt habe sich die Volksbank sehr be-
wusst um die dargestellte Flachenredu-
zierung bemuiht, allerdings nicht, um die
am Braunschweiger Hauptbahnhof ,ein-
gesparten Verkaufsflachen* nun anderen
Investoren an neuen Standorten aul3er-
halb der Innenstadt zur Verfigung zu
stellen. Diese Position hat auch unser
Vollversammlungsmitglied Herr Olaf
Jaeschke in seiner Eigenschaft als Vor-
sitzender des hiesigen Unternehmerver-
bandes Einzelhandel unterstrichen.

Wir rufen hierzu noch einmal in Erinne-
rung, dass gerade die besondere
verkehrliche Situation am Braunschwei-
ger Hauptbahnhof mit der grol3en Zahl an
Pendlern, Geschéftsreisenden und Tou-
risten ursachlich dafur war, der zuséatzli-
chen Ausweisung eines Entwicklungs-
schwerpunktes fur den grol3flachigen
Einzelhandel an diesem Standort zuzu-
stimmen.

Unsere Vollversammlung hat daher mit
42 Fur-Stimmen ohne Gegenstimme bei
5 Enthaltungen einen im Folgenden wort-
lich wiedergegebenen Antrag angenom-
men:

~Junter Wirdigung der endgiiltigen Pla-
nungen fur das Projekt ,BrawWo-Park" und
unter Beriicksichtigung der reduzierten
Gesamtverkaufsflache fir den Einzelhan-
del auf 12.510 Quadratmeter modifiziert
die Vollversammlung ihren Beschluss
vom 29. November 2010 dahingehend,
dass folgende Aspekte seitens der IHK
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mitgetragen werden:

1. die Integration eines Spielwaren-
Fachmarktes in der GroRenordnung
von circa 2.000 Quadratmeter Ver-
kaufsflache

2. sonstige innenstadtrelevante Sortimen-
te in der GroRenordnung des Be-
schlusses vom 29. November 2010 in
Form eines SB-Warenhauses oder von
Fachmarkten.

Angesichts neuerer Planungsabsichten
zur Ausweisung von Verkaufsflachen in
Braunschweigs stationdrem Einzelhandel
aulRerhalb der Innenstadt bekraftigt die
Vollversammlung ihr Votum vom
29.11.2010 in folgenden Punkten:

1. Die IHK empfiehlt, das Zentrenkonzept
der Stadt Braunschweig als Vertrauens-
grundlage fur Grundeigentimer, Investo-
ren, Kreditgeber und Einzelhandler bei-
zubehalten.

2. Der Rat der Stadt Braunschweig stellt
ein langfristig mehr als ausreichendes
Flachenangebot fur grol3flachigen Einzel-
handel au3erhalb der Innenstadt fest. Zur
Sicherung und Férderung von Handelsin-
vestitionen in der Innenstadt wird der Rat
in Kenntnis der negativen Bevolkerungs-
entwicklungen im Umland auf absehbare
Zeit keine uber eine ausschlie3liche Nah-
versorgung hinausgehende Einzelhan-
delsprojekte aul3erhalb der Innenstadt
sowie aulRerhalb der bestehenden Ent-
wicklungsschwerpunkte fur grof3flachigen
zentrenvertraglichen Einzelhandel zulas-
sen.”

Bis auf die jetzt modifizierten Punkte 1
und 2 wurde dieser Vollversammlungsbe-
schluss vom 29.11.2010 am gleichen Ta-
ge vom Rat der Stadt Braunschweig
tbernommen und bindet damit auch die
Verwaltung der Stadt Braunschweig mit
Blick auf Anfragen zu weiteren neuen
Einzelhandelsschwerpunkten in anderen
Teilen der Stadt Braunschweig aulR3erhalb
der Innenstadt.
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Sehr geehrter Herr Dr. Hoffmann, wir bit-
ten die Verwaltung der Stadt Braun-
schweig um Berucksichtigung der darge-
legten Position. In der Korrespondenz mit
dem Rechtsunterzeichner zum Fortbe-
stand des Zentrenkonzeptes Einzelhan-
del vom 08.10.2012 haben Sie in Ihrer
Antwort vom 24.10.2012 dargelegt, dass
das Zentrenkonzept Einzelhandel immer
wieder einmal der Uberarbeitung und
Fortschreibung bedirfe und hier insbe-
sondere die Fraktionen im Rat der Stadt
Braunschweig in der Pflicht gesehen.
Soweit diese Einschatzung geteilt werden
kann, muss jedoch fur die Verwaltung
gelten, dass der Ratsbeschluss vom
29.10.2010 und das derzeit gultige
Zentrenkonzept Einzelhandel zumindest
so lange stringente Beachtung finden,
wie Beschliisse des Rates uber eine
Fortschreibung des Zentrenkonzeptes
Einzelhandel nicht vorliegen.

Basis fur den Ratsbeschluss vom
29.11.2010 zur Entwicklung des Areals
im Bereich der ehem. Hauptpost war die
Zustimmung der Vollversammlung der
IHK zu der geplanten Ansiedlung. Die
abgestimmten Verkaufsflachen sind in
dem vorliegenden Bebauungsplan ein-
gehalten. Mit dem Beschluss Uber die
Anderung des Zentrenkonzepts ist der
Rat bereits auf die besondere Situation
des Plangelandes eingegangen.

Das Zentrenkonzept Einzelhandel ist in
einen dynamischen Planungs- und Ent-
wicklungsprozess eingebunden. Insofern
kann das Erfordernis einer Uberarbeitung
oder Fortschreibung immer gegeben
sein. Diese Anderungen werden jedoch
nicht willkarlich geschehen, sondern wer-
den mit der notwendigen Sorgfalt durch-
zufuhren sein.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. An den Festsetzungen wird
festgehalten.

Stellungnahme Nr. 18

Schreiben von der Stadtentwasserung
Braunschweig GmbH
17.06.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Die SE/BS plant keine Malinahmen in
dem von lhnen angegebenen Stadtgebiet
.Berliner Platz Nordost“. Somit kann ich
keine Auswirkungen auf den Bebauungs-
plan erkennen.

Die noch zu ermittelnden Einleitungs-
mengen in das Kanalsystem sind, im
Rahmen des Genehmigungsverfahrens,
zu gegebener Zeit mit unserer Grund-
sticksentwasserung abzustimmen.

Fur Rickfragen stehen wir Ihnen gern
unter der o.a. Rufnummer zur Verfligung.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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Stellungnahme Nr. 22 Stellungnahme der Verwaltung

Schreiben vom Einzelhandelsverband
Harz-Heide e.V.
16.07.2013

In der vorbezeichneten Angelegenheit
nehmen wir Bezug auf Ihr Schreiben vom
12.06.2013 und verweisen inhaltlich auf
unsere bisherigen Stellungnahmen ge-
genuber der Stadt Braunschweig im Zu-
sammenhang mit der Anderung des
Zentrenkonzepts Einzelhandel im Zuge
der Uberplanung des eingangs bezeich-
neten Gebietes sowie unsere Stellung-
nahmen im Zusammenhang mit der zu-
grundeliegenden Flachennutzungsplan-
anderung — dort insbesondere unser
Schreiben vom 19.12.2012.

Fur Rickfragen stehen wir Ihnen nattr-
lich jederzeit gerne zur Verfigung.

Schreiben vom Einzelhandelsverband Das Schreiben vom 19.12.2012 ist im

Harz-Heide e.V. vom 19.12.2012 Rahmen des Verfahrens gem. § 4 (1)
BauGB eingegangen und bericksichtigt
worden.

In der vorbezeichneten Angelegenheit
kommen wir zuriick auf Ihr Schreiben
vom 28.11.2012, mit dem Sie uns Kennt-
nis von der Absicht der Stadt Braun-
schweig gegeben haben, fir das o. a.
Stadtgebiet den Flachennutzungsplan zu
andern und einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan aufzustellen. Dazu hatten
Sie uns als Anlagen neben einer Vertei-
ler-Ubersicht vom 23.11.2012 das
Schreiben der Stadt Braunschweig vom
27.11.2012 bezuglich Ihrer Ermachti-
gung, insoweit tatig zu werden, eine Karte
Uber den Geltungsbereich (Bezeichnet
mit Anlage 2), eine kartografische Auf-
zeichnung des o. g. vorhabenbezogenen
Bebauungsplans nebst Planzeichenerkla-
rung, eine kartografische Darstellung des
Vorhaben- und ErschlieBungsplans sowie
das als Anlage 5 mit ,Erste Einschatzung*®
bezeichnete Dokument tibersandt.

Soweit Sie uns darum gebeten hatten,
mitzuteilen, welchen Umfang und Detail-
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lierungsgrad die Umweltprifung aus der
von uns fachlich zu vertretenden Sicht
haben sollte, dirfen wir mitteilen, dass
aus hiesiger Sicht lediglich die Mindest-
voraussetzungen beachtet werden soll-
ten. Besondere Planungsabsicht fir das
0. g. Stadtgebiet vermdgen wir gegenwar-
tig von hier aus nicht zu benennen.

Wir gehen davon aus, dass wir im Laufe
des weiteren Verfahrensgangs erneut um
Stellungnahme ersucht werden, schlie-
Ben uns jedoch einstweilen dem lhnen
bekannten Votum der Vollversammlung
der hiesigen Industrie- und Handelskam-
mer an, welches wie folgt lautet:

~unter Wirdigung der endgdltigen Pla-
nungen fur das Projekt ,Brawo-Park*

und unter Berucksichtigung der reduzier-
ten Gesamtverkaufsflache fir den Ein-
zelhandel auf 12.510 Quadratmeter modi-
fiziert die Vollversammlung ihren Be-
schluss vom 29. November 2010 dahin-
gehend, dass folgende Aspekte seitens
der IHK mitgetragen werden:

1. die Integration eines Spielwaren-
Fachmarktes in der Gré3enordnung
von circa 2.000 Quadratmeter Ver-
kaufsflache

2. sonstige innenstadtrelevante Sorti-
mente in der Gréf3enordnung des
Beschlusses vom 29. November
2010 in Form eines SB-Waren-
hauses oder von Fachmarkten.

Angesichts neuerer Planungsabsichten
zur Ausweisung von Verkaufsflachen in
Braunschweigs stationarem Einzelhandel
aulRerhalb der Innenstadt bekraftigt die
Vollversammlung ihr Votum vom
29.11.2010 in folgenden Punkten:

1. Die IHK empfiehlt, das
Zentrenkonzept der Stadt Braun-
schweig als Vertrauensgrundlage fur
Grundeigentimer, Investoren, Kredit-
geber und Einzelhandler beizubehal-
ten.

2. Der Rat der Stadt Braunschweig stellt Basis fiir den Ratsbeschluss vom
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ein langfristig mehr als ausreichen-
des Flachenangebot fur grol3flachi-
gen Einzelhandel auRerhalb der In-
nenstadt fest. Zur Sicherung und
Forderung von Handelsinvestitionen
in der Innenstadt wird der Rat in
Kenntnis der negativen Bevoélke-
rungsentwicklungen im Umland auf
absehbare Zeit keine Uber eine aus-
schliel3liche Nahversorgung hinaus-
gehende Einzelhandelsprojekte au-
Rerhalb der Innenstadt sowie aul3er-
halb der bestehenden Entwicklungs-
schwerpunkte fur grol3flachigen
zentrenvertraglichen Einzelhandel zu-
lassen.”

Fur Rickfragen stehen wir Ihnen nattr-
lich jederzeit gerne zur Verfigung.

29.11.2010 zur Entwicklung des Areals
im Bereich der ehem. Hauptpost war die
Zustimmung der Vollversammlung der
IHK zu der geplanten Ansiedlung. Die
abgestimmten Verkaufsflachen sind in
dem vorliegenden Bebauungsplan ein-
gehalten. Mit dem Beschluss Uber die
Anderung des Zentrenkonzepts ist der
Rat bereits auf die besondere Situation
des Plangelandes eingegangen.

Das Zentrenkonzept Einzelhandel ist in
einen dynamischen Planungs- und Ent-
wicklungsprozess eingebunden. Insofern
kann das Erfordernis einer Uberarbeitung
oder Fortschreibung immer gegeben
sein. Diese Anderungen werden jedoch
nicht willkarlich geschehen, sondern wer-
den mit der notwendigen Sorgfalt durch-
zufuhren sein.

Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. An den Festsetzungen wird
festgehalten.

Stellungnahme Nr. 23

Schreiben von der Kabel Deutschland
Vertrieb und Service GmbH
12.07.2013

Wir bedanken uns fur Ihr Schreiben vom
12.06.2013.

Im Planbereich befinden sich Telekom-
munikationsanlagen unseres Unterneh-
mens, deren Lage auf den beiliegenden
Bestandsplanen (M 1:500) dargestellt ist.
In welchem Mal3e diese aufgenom-
men/gesichert/wiederverlegt werden
mussen, kann von uns zur Zeit nicht be-
urteilt werden. Sollte eine Umverlegung
unserer Telekommunikationsanlagen er-
forderlich werden, findet sicherlich zu ge-
gebener Zeit ein Koordinierungsgesprach
mit den betroffenen Versorgern statt, zu
dem wir um maglichst frihzeitige Einla-
dung bitten. Wir weisen darauf hin, dass
unsere Anlagen bei der Bauausfiihrung
zu schitzen bzw. zu sichern sind, nicht
uberbaut und vorhandene Uberdeckun-
gen nicht verringert werden dirfen.
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Vorschlag der Verwaltung:

Die Hinweise werden fur die Realisierung
zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wurde zwecks Koor-
dination der Leitungsprufung an die daftr
zustandige Stelle weitergeleitet.

Stellungnahme Nr. 24

Schreiben vom Heimatpfleger fir den
Stadtteil Viewegs Garten - Bebelhof,
Herr Loffelsend

17.06.2013

Als zustandiger Stadtteilheimatpfleger
gebe ich folgende Stellungnahme ab:

e Die vorgelegten Planungen werden
begrufdt. Wie schon in meiner Stel-
lungnahme vom 5.12.2012 ausge-
driickt, bin ich Uberzeugt, dass sich
das stadtebauliche Bild am Berliner
Platz durch diese Baumaflinahme po-
sitiv verandern wird.

e Der inzwischen vervollstandigte Be-
bauungsplan sieht weiterhin lediglich
eine Gesamtverkaufsflache von
12.700 m2 vor. Das ist positiv zu be-
werten, auch das wohl REWE und
TOYs-R-US vom Ringcenter nach dort
wechseln, auch wenn die Frage der
Nachnutzung im Ringcenter offen-
bleibt. Fur den Einzelhandel, aber
auch fr die Beschaftigten in den
kunftigen Buros ist das vorgesehene
Parkplatzangebot ausreichend.

e Die Zufahrten Gber den Berliner Platz
und die SchillstralRe sind sinnvoll ge-
wahlt. Allerdings fuhrt die ausschliel3-
liche Ausfahrt Uber die SchillstralRe
dort zu einer Mehrbelastung. Die
Auswirkungen durch die veranderten
Verkehrsablaufe sind nun untersucht
und gutachterlich bewertet worden.
Als jemand, der selbst in der Nahe
wohnt, erwarte ich aber starkere Aus-
wirkungen durch die veranderten Ver-
kehrsstrome. Der Bereich zwischen
Rietschelstral3e und Helmstedter

Uber die SchillstraRe werden im Wesent-
lichen die Verkehre des Fachmarktzen-
trums abgewickelt, die Verkehre der be-
stehenden und hinzukommenden Blro-
flachen erfolgt Uberwiegend tber den
Knotenpunkt am Berliner Platz bzw. tGber
die am Berliner Platz liegenden Zufahr-
ten.

Es wird nicht verkannt, dass durch das
Fachmarktzentrum zusatzliche Verkehre
auf der Schillstral3e zu erwarten sind.
Diese wurden gutachterlich ermittelt und
in ihren Auswirkungen (Larm) auf die be-
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Stral3e wird weiterhin von der Bahn-
seite larmbelastet und dann zuneh-
mend durch den steigenden Indivi-
dualverkehr. Auch muss abgewartet
werden, wie sich die Umgestaltung
der SchillstralR3e auf den Verkehr und
damit die Larmbelastung fur die An-
wohner auswirkt. Sicher scheint, dass
zwar einerseits die Belange von Rad-
fahrern und Ful3gangern beriicksich-
tigt sind, andererseits aber die
SchillstralRe mehr oder weniger auto-
gerecht ausgebaut werden wird.

In diesem Zusammenhang ist es be-
dauerlich, dass sich die Stadtverwal-
tung noch immer nicht auf eine Um-
gestaltung des Bereichs der Kreuzung
Helmstedter Stral3e/ Leonhardstral3e/
Georg-Westermann-Allee/ Kapellen-
stral3e festgelegt hat. Denn nur ein
ausgewogenes Gesamtkonzept fur
den Gesamtbereich wird von den An-
wohnern schliel3lich akzeptiert wer-
den.

e FUr die KZ-Gedenkstatte Schillstral3e
ist nun ein akzeptables Konzept erar-
beitet worden. Die Leuchtschrift mit
der rabbinischen Weisheit bekommt
Ostlich des Invalidenhauschens einen
neuen Platz. Aul3erdem soll auf dem
Parkplatzgelande mit entsprechenden
Installationen auf das ehemalige KZ
hingewiesen werden.

Dem vorgelegten Bebauungsplan wird
zugestimmt.

stehende Bebauung auch bewertet. Im
Ergebnis sind die Erh6éhungen aus dem
Vorhaben aber nicht so erheblich, dass
weitergehende MalRnahmen erforderlich
werden. Fir die Anbindung des Fach-
marktzentrums werden die Einfahrtsitua-
tion und die Knotenpunkte der
Schillstral3e mit dem Leonhardplatz und
der Helmstedter Stral3e angepasst. Von
einem autogerechten Ausbau kann den-
noch nicht gesprochen werden.

Die planerische Absicht, Verkehre aus
der Helmstedter Stral3e in die
SchillstralR3e zu verlagern und damit eine
Aufwertung/ Umgestaltung im Bereich
Helmstedter Stral3e/ Leonhardstral3e/
Georg-Westermann-Allee/ Kapellenstra-
3e zu erreichen, besteht weiterhin. Aller-
dings ist diese MalRnahme nicht Bestand-
teil dieses Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplans. Da sich diese Planungen
aber bezuglich des Verkehrs und des
Verkehrslarms mit den Planungen fur
den BraWoPark uberlagern, werden die
Gesamtumstande in der Begrindung
zum Bebauungsplan ausfuhrlich gewdr-
digt. Im Ergebnis ist eine Verkehrs- bzw.
Verkehrslarmerhéhung in der
SchillstralR3e zu erwarten. Diese wird aber
nicht so gravierend sein, dass Schutz-
maf3nahmen zwingend erforderlich wer-
den.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen werden beibehalten.
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Stellungnahme Nr. 30

Schreiben von der Stadt Wolfenbttel

09.07.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Die Stadt Braunschweig hat in den letz-

ten Jahren ihre Einzelhandelsverkaufsfla-

chen sehr stark ausgeweitet. Sie besitzt
im aperiodischen Bedarf bereits eine
Zentralitatsziffer von fast 180 und zehrt
ihre Kaufkraft somit fast zur Halfte aus
den Grund- und Mittelzentren des Um-
lands (vgl. ZGB, Regionale Einzelhan-
delsentwicklungskonzept — Abschlussbe-
richt 2010).

Zwar ist zu begruf3en, dass die im Son-
dergebiet vorgesehene Einzelhandelsfla-
che absehbar geringer ausfallt als zu-
nachst beabsichtigt, doch ist dieses un-
gebremste Wachstum nach wie vor kri-
tisch: Im Bebauungsplan festgesetzt sind
Uber 6.000 gm Verkaufsflache fur Waren
des aperiodischen Bedarfes. Die Stadt
Wolfenbuttel geht in ihrer Stellungnahme
davon aus, dass die in der Aufstellung
des Bebauungsplans vorgesehene Aus-
weisung neuer Einzelhandelsflachen im
Bereich des BraWo-Parks der qualitati-
ven Aufwertung des gesamtstadtischen
Angebotes dient und nicht einer weiteren
Ausdehnung. Dazu missen entspre-
chend der neu geschaffenen Einzelhan-
delsflachen auch Kapazitaten an anderer

Stelle aus dem Markt genommen werden.

Hierzu bitten wir um eine Stellungnahme.

Die Stadt kommt mit der Ausweisung der
Flachen ihrer zentralortlichen Funktions-
zuweisung als Oberzentrum nach.
Braunschweig hat damit die Aufgabe

» ... den gegebenen Bestand oberzent-
raler Einrichtungen zu sichern und zu
entwickeln.” [ Zitat RROP ]. Daher wird
die Stadt sich im Rahmen ihrer Pla-
nungshoheit nicht darauf festlegen, in
anderen Bereichen bestehende Einzel-
handelsflachen zuriickzunehmen. Viel-
mehr trifft die Stadt eine Festlegung mit
dem Zentrenkonzept Einzelhandel zur
Positivausweisung und Steuerung von
grof3flachigem Einzelhandel.

Das Projekt ist seit Beginn der Planung
bezuglich der Vertraglichkeit des Vorha-
bens gutachterlich begleitet worden.
Urspringlich sind 21.180 m?2 Verkaufsfla-
che fur den aperiodischen Bedarf in der
ersten Vertraglichkeitsanalyse von No-
vember 2010 in Ansatz gebracht worden.
In der Vertraglichkeitsanalyse 2013 wa-
ren es noch 7.500 m2 Verkaufsflache des
aperiodischen Bedarfs. Damit hat sich
der Anteil gegenuber den ersten Planun-
gen um rund 2/3 reduziert. Die Umsatz-
umverteilung ist fur Wolfenbattel in der
Gesamtbetrachtung von 2,2% im aperio-
dischen Bereich auf max. 0,7% gesun-
ken. Eine strukturelle Gefahrdung der
Wolfenbutteler Einzelhandelsstrukturen
ist auch damals nicht zu erwarten gewe-
sen, obwohl eine grundsatzliche Betrof-
fenheit Wolfenbittels aufgrund der raum-
lichen Nahe zum BraWo Park gegeben
ist.
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Die Stadt aul3ert ansonsten ihre Beden-
ken, dass eine weitere scheibchenweise
Ausdehnung der EZH-Flachen im Ober-
zentrum Braunschweig erfolgt, die die im
RROP von 2008 festgesetzte Funktions-
zuweisung der tbrigen zentralen Orte im
GroR3raum (in diesem Fall fur Wolfenbit-
tel: Versorgung mit Gutern des aperiodi-
schen Bedarfs) unterlauft. Auch durch ein
solches Vorgehen vieler Vorhaben unter-
halb der Schwelle ,wesentlicher Beein-
trachtigungen” wirde die regionalplaneri-
schen Zielsetzung ausgeglichener Ver-
sorgungsstrukturen und funktionsfahiger
Zentren (Ziel 11 2 des RROP) verletzt und
ausgehebelt. Die Stadt Wolfenbttel geht
davon aus, dass eine funktionale Polari-
sierung der Region wegen der damit ver-
bundenen Belastungen (v.a. Verkehr)
auch nicht im Interesse der Stadt Braun-
schweig liegt.

Die Auswirkungen der vorliegenden Pla-
nung sind in einem Einzelhandelsgutach-
ten untersucht worden. Dieses kommt zu
dem Ergebnis, dass durch die Festset-
zungen von uber 6.000 m2 Verkaufs-
flachen fur den aperiodischen Bedarf
sehr geringe bis geringe Auswirkungen
auf die Nachbargemeinden zu erwarten
sind.

In dem Einzelhandelsgutachten wurden
auch die Auswirkungen auf die Nachbar-
gemeinden untersucht. Dabei wurden
zwei Varianten gegenubergestellt. Die
beiden Varianten wurden fur die 500 m?
der saisonalen Wechselverkaufsflachen
des SB-Warenhauses hypothetisch von
einer ganzjahrigen Belegung der Flachen
durch Waren des aperiodischen Bedarfs
in die Berechnung eingestellt, um die
maximalen Auswirkungen aufzuzeigen.
Dabei kommt Variante 1 (mit einer hypo-
thetischen Neuansiedlung des
Spielefachmarktes) zu einer Umsatzum-
verteilung von 0,7 % im aperiodischen
Bereich fur Wolfenbuttel und einer ge-
samten Umsatzumverteilung von periodi-
schem und aperiodischem Bedarf von
1,2%.

Bei Variante 2 (bei der der Bestandsum-
satz des Spielefachmarktes als Verlage-
rung und damit umverteilungsneutral be-
trachtet wird) kommt es beim aperiodi-
schen Bedarf zu einer Umsatzumvertei-
lung von 0,6 % und einer gesamten Um-
satzumverteilung von 1,1 % fur Wolfen-
bittel.

Damit liegen die Umverteilungsquoten
deutlich unter dem Schwellenwert von
10%, der in der Regel eine Erheblichkeit
indiziert. Auch die IHK Braunschweig
stimmt der geplanten Ansiedlung zu. Da-
raber hinaus ist die Raumvertraglichkeit
vom Zweckverband Grof3raum Braun-
schweig gepruft und bestatigt worden.
Dieser hat mit Schreiben vom 18.02.2013
festgestellt, dass das Vorhaben den Zie-
len der Raumordnung entspricht und ein
Raumordnungsverfahren nicht erforder-
lich ist.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Festsetzungen werden beibehalten.
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Stadt %@ Braunschweig

Anlage 9
Stand: 13.09.2013

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift

Berliner Platz - Nordost

AW 107

Beteiligung gemal § 3 (2) BauGB
vom 17.07.2013 bis zum 22.08.2013

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Stellungnahme Nr. D1

22.08.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Als von der Planung direkt betroffener
Anwohner der Schillstral3e 2 bringe ich
folgende Stellungnahmen ein:

1.

Das Ziel, die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen zur Ansiedlung grof3flachigen
Einzelhandels und zur Erganzung der
vorhandenen Bironutzung zu schaffen,
kann nicht anwohner- und umweltvertrag-
lich verwirklicht werden. Durch den Be-
ginn der Abriss- und Bauarbeiten auf dem
Gelande ist der gesundheitsbelastende
Larm der Bahn und des Hauptbahnhofes
durch den entfallenden, nattrlichen Larm-
schutz durch die ehemaligen Postgebau-
de immens gestiegen. Durch die zuklnf-
tig geplante Verkehrsanbindung des Ge-
werbegebiets Uber die SchillstralRe, die
ohne grundlegende Umbaumal3nahmen
im Wesentlichen im alten Zustand ver-
bleiben soll, wird auch nach Realisierung
des ,BraWoParks" die Larmbelastung
immens ansteigen. Die Schadstoffbelas-
tung wird sich erhéhen. Durch einen An-
stieg des Verkehrs um rund 10.000 Autos
taglich sind Gesundheitsschaden der An-
wohner unvermeidlich. Schon jetzt zeigen
sich die Folgen der erhéhten Umweltbe-
lastung bei meinen Kindern: meine Toch-
ter (sechs) leidet unter juckendem Haut-
ausschlag, die auch auf die erhdhte
Schadstoffbelastung zuriickzufiihren sein
konnte. Insofern ist die Ansiedlung des
sogenannten ,BraWoParks" an diesem
Standort unzumutbar. Auf Grund meines
geringen Verdienstes kann ich mit meiner

Die mittlerweile abgerissenen Gebaude
entlang der Bahn wie der Postbahnhof,
Kopfbahnsteighalle, Paketumschlagstelle
und Verwaltungsgebéaude bildeten un-
strittig einen Larmschutz fir die Bebau-
ung in der Rietschelstral3e, Mentestral3e
und die angrenzenden Wohnbebauung
gegenuber Teilabschnitten der Anlagen
der Deutschen Bahn AG. Grundsatzlich
kann Larmschutz nicht auf den Flachen
Dritter gefordert werden. Hierfur ist bei
Uberschreitung der entsprechenden
Grenzwerte entweder der Verursacher
(Bahn) oder die an die Larmquelle heran-
rickende schutzbedurftige Nutzung ver-
antwortlich. Unabhé&ngig von der rechtli-
chen Zustandigkeit werden durch die
Neuerrichtung des Fachmarktzentrums
und des Hotels Gebaude realisiert, die
eine abschirmende Wirkung fur die den
Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG
abgewandten Flachen erzeugen.

Das Verkehrsgutachten ermittelt fir das
Vorhaben Quell- und Zielverkehre an
Wochentagen von insgesamt rd. 7.600
Kfz-Fahrten pro Tag fur den
Prognosehorizont 2025. Auf die
SchillstralRe entfallen hiervon rd. 1.100
Kfz-Fahrten pro Tag zwischen der Zu-
fahrt BrawoPark und der Helmstedter
Stral3e und rd. 3.000 Kfz-Fahrten pro Tag
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Familie nicht umziehen, da der Wohn-
raum in Braunschweig insbesondere im
niedrigen Mietpreissegment immer knap-
per und fur mich unbezahlbar geworden
ist.

2.

Der Zweckverband GrofRraum Braun-
schweig (ZGB) hatte ein gesetzlich vor-
geschriebenes Raumordnungsverfahren
(ROV) durchfiihren miissen. Gemaf § 15
des Raumordnungsgesetzes soll bei der
"Errichtung von Einkaufszentren, grol3fla-

zwischen der Zufahrt BrawoPark und
dem Knoten Berliner Platz/ Leonhard-
platz/ Ottmerstral3e.

Die hier geltenden, als Obergrenze anzu-
setzenden, beurteilungsrelevanten Be-
zugspegel mit 70 dB(A) am Tage und 60
dB(A) in der Nacht werden jedoch an al-
len Aufpunkten unterschritten. Insgesamt
wird somit kein Anspruch auf Larmschutz
an der bestehenden Bebauung ausge-
|6st.

Die angesprochene Verkehrszunahme
um rd. 10.000 Kfz-Fahrten pro Tag in der
Schillstral3e resultiert aus den Verkehren
des Vorhabens und der Verlagerung der
Verkehre der Helmstedter Stral3e in die
SchillstraBe. Uber die Durchfiihrung der
letztgenannten Verkehrsmafinahme ist
noch nicht abschlie3end endschieden.
Sie ist nicht Gegenstand dieses Be-
bauungsplanverfahrens. Um keinen Ab-
wagungsausfall zu provozieren betrachtet
der vorliegende Bebauungsplan auch
diese Variante, obwohl sie nur in einem
mittelbaren Zusammenhang mit der Pla-
nung des BraWoParks zu sehen ist.
Grundsatzlich ist aufgrund des zu erwar-
tenden hoheren Verkehrsaufkommens
insbesondere durch Kunden- und Liefer-
verkehr mit einer weiteren Erhéhung der
verkehrsbedingten Emissionen zu rech-
nen. Dabei schliel3t die Planung im Sinne
einer Minimierung die zuvor bestehende
Zufahrt von der Rietschelstral3e in das
Areal und setzt gleichzeitig Baumpflan-
zungen fest, welche lokal die mikroklima-
tische Situation verbessert. An anderer
Stelle im Stadtgebiet bestehen wesent-
lich héhere Schadstoffbelastungen durch
das Verkehrsaufkommen; aufgrund der
besonderen Bedeutung des Vorhabens
fur die Stadt wird die Zunahme von
Emissionen im Rahmen des rechtlich Zu-
l&ssigen in diesem Bereich zurlckge-
stellt.

Das Vorhaben wurde von der zustandi-
gen Behorde -dem Zweckverband Grol3-
raum Braunschweig (ZGB)- auf Raum-
vertraglichkeit gepruft. Im Ergebnis
kommt der ZGB zu der Aussage, dass
das Vorhaben den Grundsatzen und Zie-
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chigen Einzelhandelsbetrieben und sons-
tigen grof3flachigen Handelsbetrieben”
(Ziffer 19) ein Raumordnungsverfahren
durchgefuhrt werden, wenn die Vorhaben
,Im Einzelfall raumbedeutsam sind und
Uberortliche Bedeutung haben“ (§ 1
Raumordnungsverordnung). Ausnahmen,
d. h. den Verzicht auf ein ROV regelt § 9
Abs. 2 des Niederséchsischen Raumord-
nungsgesetzes. Keine der darin genann-
ten Voraussetzungen trifft zu: Ein ROV
hatte zwingend durchgefiihrt werden
missen. Der ZGB hatte im Ubrigen be-
reits beim Grundsatzbeschluss zur Einlei-
tung des Vorhabens (Ds. 13934/120)
vom 19.11.2010 auf die ,gesetzlich vor-
geschriebene Notwendigkeit, ein Rau-
mordnungsverfahren durchzufihren®,
hingewiesen. Die Verwaltung der Stadt
teilte in gleicher Vorlage mit: ,Parallel
zum Bauleitplanverfahren misste auch
ein Raumordnungsverfahren (ROV) fur
dieses Projekt durchgefiihrt werden*. Oh-
ne Angabe von Grinden, vor allem aber
unter Vorbehaltung einer Abwagungsent-
scheidung, die der ZGB hatte treffen
missen und die der Offentlichkeit und
den politischen Gremien nicht zuganglich
gemacht wurde, wurde im Verlauf der
Planungen ein Verzicht auf das ROV mit
den notwendigen vorgeschriebenen Ab-
wagungen nicht vorgelegt. Das Verfahren
wurde somit nicht korrekt durchgefuhrt.

3.

Der nun vorgelegte vorhabenbezogene
Bebauungsplan AW 107 leidet an einem
gravierenden Abwagungsmangel: Am
28.02.2009 hatte ein Miteigentiimer des
Ring-Centers am Berliner Platz eine Bau-
voranfrage zur Ansiedlung eines Le-
bensmittelmarktes mit ca. 5.600 m2 ge-
stellt. Die Verwaltung hatte mit der Be-
grindung, dies sei mit dem
Zentrenkonzept der Stadt nicht vereinbar,
eine Veranderungssperre fur den Be-
bauungsplan ,Heinrich-BUssing-Ring-
Sudost AW 89 erlassen, die mittlerweile
am 23.04.2013 sogar verlangert wurde.
Diese Veranderungssperre wurde erlas-
sen, obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits
seitens der Verwaltung eine Uberarbei-
tung des Zentrenkonzepts stattfand, um

len der Raumordnung entspricht (Schrei-
ben vom 18.02.2013). Es besteht keine
Veranlassung, die Entscheidung des
ZGB anzuzweifeln.

Zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlus-
ses lagen Uber das konkrete Erfordernis
eines raumordnerischen Verfahrens noch
keine abschlieBenden Erkenntnisse vor.
Erst mit Aussage des ZGB vom
18.02.2013 ist dies abschlieRend ent-
schieden. Ein Verfahrensfehler ist hierin
nicht erkennbar.

Eine raumliche Verlagerung der bereits
heute bestehenden Lebensmittel-
Verkaufsflachen bei gleichbleibender
GrofRRe unter rechtlich bindender Aufgabe
der bestehenden Flachen im Ring Center
ist grundsatzlich denkbar. Dieses wurde
dem Antragsteller mit Schreiben vom
15.07.2013 mitgeteilt. Eine Antwort liegt
noch nicht vor. Die zuséatzliche Ansied-
lung eines Lebensmittel-Vollversorgers
mit einer Verkaufsflache von 5.639 m?
bei einer bestehenden Verkaufsflache im
Ring Center von insgesamt rd. 12.000 m?
wuirde die Nutzungskonkurrenz zur In-
nenstadt verscharfen.

Der Bestandsschutz fur den vorhande-
nen Einzelhandel im Ring Center gilt
dessen unbenommen. Ein Umbau oder
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die Ansiedlung des BraWoParks mit dem
Konzept vereinbar erscheinen zu lassen:
In Antwort auf eine Anfrage der CDU-
Fraktion teilte Stadtbaurat Leuer am
18.04.2013, also funf Tage vor dem Er-
lass der Veranderungssperre mit, dass
gegenwartig die Beschlussfassung tber
die Ergédnzung des Zentrenkonzepts fur
den BraWoPark vorbereitet werde.

Dem Mit-Eigentimer hatten gleiche M&g-
lichkeiten / Chancen zugestanden wer-
den muissen.

Zudem ist im Ring-Center ein Spielwa-
rengeschaft eingemietet, das bei Reali-
sierung des BraWoParks auf die andere
Seite des Berliner Platzes in das neue
Gewerbegebiet ziehen wird. Der Mit-
Eigentimer des Ring-Centers wird damit
noch mehr geschadigt. Dem Ring-Center
wurde durch die Verdnderungssperre ei-
ne wirtschaftlich stabilisierende Weiter-
entwicklung nicht gestattet, wahrend in di-
rekter Nahe im BraWoPark die Ansied-
lung von weit mehr Einzelhandelsflache
genehmigt wurde. Es gibt keine gutach-
terlich belegten Griinde fur diese unter-
schiedliche Behandlung. Insofern ist hier
von einer nicht-gerechtfertigten Ungleich-
behandlung auszugehen.

4.

In den nun vorgelegten Verkehrsgutach-
ten des WVI Wermuth finden sich Unter-
suchungen zur besseren Anbindung fur
FuRganger und Radfahrer Uber den vor-
deren Teil des Gelandes, aber nicht zur
hinteren Anbindung. Insofern ist die
verkehrliche Anbindung eines Gewerbe-
gebietes dieser Gréf3e unzureichend ge-
praft worden.

eine Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen fur die Mieter ist weiterhin mog-
lich. Entscheidungen von Unternehmen
z.B. Uber die Standortwahl unterliegen in-
ternen strategischen Entscheidungen
und zahlreichen externen Einflussfakto-
ren, auf die von stadtischer Seite kein
Einfluss genommen werden kann. Eine
Wettbewerbsverzerrung ist nicht gege-
ben.

Aufgrund der Besonderheit des Standor-
tes BraWoPark hat sich die Stadt Braun-
schweig entschieden, den Bereich in das
Zentrenkonzept Einzelhandel aufzuneh-
men. Ein entsprechender Beschluss des
Rates wurde zwischenzeitlich gefasst.
Damit grenzt sich der BrawoPark ge-
genuber dem Bereich des Ring Centers
ab, welches eben nicht Uber diese unmit-
telbare Anbindung an den Hauptbahnhof
verfugt.

Der Vorhabenplan regelt die Erschlie-
Bung fur alle Verkehrsteilnehmer inner-
halb des Plangeltungsbereiches. Zusatz-
lich betrachtet das Verkehrsgutachten die
aus dem Vorhaben resultierenden An-
passungen an dem aufReren Erschlie-
Bungssystem. Weiterhin wurden Plan-
Uberlegungen zum Anschluss dieses Be-
reiches an den Ringgleisweg einbezo-
gen. Das Konzept fur das Umfeld des
Vorhabengebietes fur FuRganger und
Radfahrer ist unter Einbeziehung des be-
stehenden Systems in der Begriindung
zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan AW 107, "Berliner Platz-Nordost",
enthalten.

Dabei wird die rickseitige Lage zum
Gleiskorper der Deutschen Bahn nicht
verkannt. Allerdings bildet die Gleistrasse
— wie in sehr vielen anderen Bereichen
ebenfalls — eine kaum tUberwindbare Bar-
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5.

Auf Seite 45 der Begriindung zum Be-
bauungsplan findet sich der Hinweis:
»Grundséatzlich geprift wurde eine direkte
Verbindung des BraWoPark-Geléandes an
die Rietschelstral3e. Diese Variante hat
einen Versatz der Larmschutzwand zur
Folge.” Auf Seite 43 heildt es: ,Um das
Planvorhaben in das stadtebauliche Um-
feld des Hauptbahnhofes einzugliedern,
wurde der ,Rahmenplan Braunschweiger
Hauptbahnhof und Umfeld” im Jahr 2011
erstellt. Die Planung sieht fur Ful3ganger
und Radfahrer die Entwicklung einer
guartiersuberreifenden Netzerganzung
zwischen der Innenstadt und den sudli-
chen Stadtteilen vor. [...] Hierzu zahlt die
Verteilung und Anbindung an das beste-
hende Netz, die ErschlieRung des Vorha-
benbereiches und die Neuschaffung von
Trassen. Zu letztgenannter zahlt der
~Postgleisweg”, der eine Anbindung von
dem Pakettunnel tber die Gleisanlagen
bis zum Brodweg schaffen soll.“ Um eine
direkte Verbindung zwischen dem nun
Uber die Parkplatze des B-Plan-Bereichs
zu fuhrenden Radverkehr direkt an den
guartierstubergreifenden Radweg in Rich-
tung Brodweg anzubinden, sollte die ein-
gangs zitierte Versetzung der Larm-
schutzwand und direkte Radwege-
Verbindung an die Rietschelstral3e reali-
siert werden.

6.

Die zukunftige Verkehrsfiihrung der
SchillstraRe wurde nicht hinreichend ge-
pruft: die prognostizierten Stufen der Ver-
kehrsqualitat geman HBS fur die zwei
Falle P1 und P1* sind mit nicht hinrei-
chend belegten Modellen und Zahlen hin-

riere. Um diese aufzulésen, strebt die
Stadt eine Offnung des sog. Pakettun-
nels an, der dann eine erganzende Ver-
bindung darstellen soll. Mit solch einer
Verbindung wird nicht nur das Plangebiet
besser angebunden, sondern waren
auch quartiersubergreifende Ful3- bzw.
Radwegeverbesserungen verbunden.
Diese Offnung des Pakettunnels ist aller-
dings nicht Gegenstand dieses Be-
bauungsplanverfahrens.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
AW 107, "Berliner Platz-Nordost", greift
die Uberlegungen des Rahmenplanes
Braunschweiger Hauptbahnhof und Um-
feld auf und prazisiert die Planungsab-
sicht auf der Ebene der verbindlichen
Bauleitplanung. Der angesprochene Ver-
satz in der Larmschutzwand wurde auf
technische Realisierbarkeit geprift; die
Durchfiuhrbarkeit wurde bestatigt. Infolge
dessen wird der Versatz der LaArm-
schutzwand zur Verbindung des Vorha-
bengebietes mit der Rietschelstral3e im
Durchfiihrungsvertrag gesichert.

Eine Umsetzung dieser Malinahme bietet
sich allerdings erst an, wenn sich die
Planungen zur Realisierung des weiteren
Ringgleisweges Richtung Norden verfes-
tigt haben.

Die Bewertung der Leistungsfahigkeit der
Verkehrsanlagen erfolgt nach dem HBS
(Handbuch fur die Bemessung von Stra-
Renverkehrsanlagen), herausgegeben
von der Forschungsgesellschaft fir Stra-
Ben- und Verkehrswesen (FGSV), sowie
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terlegt. Die Prognose genugt nicht den
vom Gutachter selbst mit aufgestellten
~-Empfehlungen fur Verkehrserhebungen
(EVE)“ der Forschungsgesellschaft fur
Stral3en- und Verkehrswesen. Insofern
kénnen diese Verkehrsgutachten mit
Handlungsempfehlungen zur Realisie-
rung nicht herangezogen werden. Zudem
wurde den politischen Gremien, die Uber
die Auslegung des Flachennutzungsplans
entscheiden sollten, nur das Fazit des
Gutachtens P1 (ohne die Verlagerung der
Verkehrsstrome durch Verkehrsberuhi-
gung auf der Helmstedter Str. auf die
SchillstralRe) vorgelegt — und dies nur mit
der Annahme, dass die B1 auf die
SchillstralRe verlagert werden sollte. Im
nun der Offentlichkeit vorgelegten Gut-
achten P1 wie auch P2* fehlen jegliche
Angaben zur zukunftigen Fuhrung der
B1. Unklar bleibt die zukiinftige Fihrung
der B1: ein urspringlich den Gremien
vorgelegter Beschluss zur Abstufung (Ds.
15959/13) sollte im Bauausschuss am
14.05.2013 entschieden werden — die
Beschlussvorlage wurde aber ohne die
Angabe von Grinden nicht mehr auf die
Tagesordnung genommen. Die politi-
schen Gremien haben somit Uber etwas
anderes abgestimmt, als der Offentlich-
keit nun vorgelegt wurde. Der Beschluss
Uber die Auslegung muss unter den neu-
en Voraussetzungen der neuen Gutach-
ten und mit der Pramisse mehrerer Alter-
nativen erneut erfolgen.

mittels einer mikroskopischen Verkehrs-
flusssimulation (Mikrosimulation). Fir die
Erstellung der Gutachten wurden aner-
kannte Modelle fur die Verkehrsberech-
nung respektive die Verkehrssimulation
verwendet. Es besteht keine Veranlas-
sung, die Verkehrsgutachten anzuzwei-
feln.

Die 103. Anderung des Flachen-
nutzungsplanes hatte zu klaren, inwiefern
der Ansiedlung von Gewerbe- und Son-
dergebietsflachen mit der Zweckbestim-
mung Einzelhandel Belange von Behor-
den, sonstigen Tragern offentlicher Be-
lange sowie der Offentlichkeit entgegen-
stehen. Dabei handelt es sich um die Ab-
klarung der grundsatzlichen Realisierbar-
keit. Auf dieser Planungsebene isti.d.R.
eine tiefergehende Prifung noch nicht er-
forderlich. Im Sinne der Abschichtung der
Planungen erfolgt eine konkrete Einbe-
ziehung unterschiedlicher Fachplanun-
gen und Gutachten erst auf der Ebene
des Bebauungsplanes. Dieses ist im vor-
liegenden Falle erfolgt.

Die Entlastung der Helmstedter Stral3e
steht, wie oben beschrieben, in keinem
direkten Zusammenhang mit dem Vorha-
ben BraWoPark. Der Verkehrsentwick-
lungsplan der Stadt Braunschweig sieht
vor, langfristig den Verkehr im Bereich
Leonhardstral3e — Helmstedter Stral3e —
Schillstral3e neu zu ordnen. Untersucht
wurden folgerichtig auch die Auswirkun-
gen der Verkehre des Vorhabens bei
Umsetzung der stadtischen Verkehrs-
neuordnung. Die Erarbeitung von konkre-
ten Ausfuhrungsplanen fur die Verkehrs-
fuhrung in der gesamten Schillstral3e ist
nicht Aufgabe des vorliegenden Be-
bauungsplanes.

Dass hierdurch die politischen Mandats-
trager Uber abweichende Unterlagen ent-
schieden haben sollten, ist nicht erkenn-
bar.

Der Bebauungsplan kann nur Festset-
zungen innerhalb seines Geltungsberei-
ches treffen. Die Aufnahme des Planfal-
les der Entlastung der Helmstedter Stra-
Re in die Abwagung zu dem Bebauungs-
plan entfaltet noch keine Rechtsverbind-
lichkeit auf Umsetzung. Hierzu bedarf es
der Beschlisse der zustandigen politi-
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7.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlich-
keit ist nicht korrekt durchgefiihrt worden:
die vorgeschriebene Birger-
Informationsveranstaltung fand in zu klei-
nem Kreise, da absichtlich parallel zu ei-
ner im gleichen Stadtbezirk stattfinden-
den Bezirksratssitzung (Umbenennung
des Berliner Platzes in Willy-Brandt-Platz)
angesetzt, statt. Dies hat der Bezirksrat
Viewegsgarten / Bebelhof in seiner Sit-
zung am 08.04.2013 im Protokoll gefertigt
— das korrekte Protokoll, den politischen
Gremien zunachst vorgelegt, wurde dann
aber im Ratsinformationssystem der
Stadt geloscht. Insofern ist der Satz im
Verfahrensablauf (S. 20 der Begrin-
dung), die friihzeitige Beteiligung der Of-
fentlichkeit habe stattgefunden, eine blo-
e Behauptung, die nicht korrekt beleg-
bar ist. Wenn die Stadt schon eine frih-
zeitige Beteiligung der Offentlichkeit
durchfihrt, sollte dies nicht nur zu reinen
Dokumentationszwecken erfolgen, son-
dern auch die Anliegen der Blrger ernst-
haft aufgreifen. Dies ist im vorliegenden
Fall nicht erfolgt.

8.

Zum Vorhaben auf Seite 45 der Begrin-
dung ,Der Radweg auf der Nordseite der
SchillstraRe wird zwischen Querungshilfe
und Kapellenstral3e im Zweirichtungsrad-
verkehr gefuhrt.” Die allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur Stral3enverkehrsord-
nung (VwV-StvO) besagt allerdings: ,Die
Benutzung von in Fahrtrichtung links an-
gelegten Radwegen in Gegenrichtung ist
insbesondere innerhalb geschlossener
Ortschaften mit besonderen Gefahren
verbunden und soll deshalb grundsatzlich
nicht angeordnet werden.” (VwV-StvO)
Der Rat hat beschlossen, dass bei Mal3-
nahmen fir den Radverkehr in Braun-

schen Gremien.

Mit dem Beschluss Uber die Auslegung
lagen die erforderlichen Gutachten vor.
Ein fehlerhaftes Verfahren ist nicht er-
kennbar.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlich-
keit wurde entsprechend der gesetzlich
vorgeschriebenen Aspekte offentlich be-
kannt gemacht. Eine Uberlagerung mit
anderen wichtigen 6ffentlichen Terminen
l&sst sich hierbei nicht immer verhindern.
Eine Verletzung der Beteiligungsvor-
schriften ist nicht erkennbar. Die Termin-
Uberlagerung mit dem Stadtbezirksrat ist
ungliucklich. Der Stadtbezirksrat hatte
aber bereits Giber andere Informationen
einen ausreichenden Kenntnisstand Uber
die Planung.

Von dem Protokoll der friihzeitigen Of-
fentlichkeitsbeteiligung ist im Rahmen
der Beteiligung der Offentlichkeit bei der
erforderlichen Anderung des Flache-
nnutzungsplanes versehentlich ein Zwi-
schenstand ins Ratsinformationssystem
eingestellt worden. Das Missverstandnis
konnte im Rahmen der Sitzung des Pla-
nungs- und Umweltausschusses aufge-
klart werden. Die im Rahmen der frihzei-
tigen Beteiligung vorgetragenen Anre-
gungen und Bedenken wurden in die wei-
tere Ausarbeitung der Planung sowohl
des Flachennutzungsplanes als auch des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
eingestellt.

In dem angesprochenen § 2 Abs. 4

Satz 4 StvO ist geregelt, unter welchen
Voraussetzungen linke Fahrradwege be-
nutzt werden durfen.

Die angesprochene allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur StvO regelt dabei
weitreichender, wie in der Stellungnahme
richtig zitiert. Im weiteren Verlauf der
Verwaltungsvorschrift ist jedoch auch ge-
regelt, wann eine Freigabe baulich ange-
legter linker Radwege "nach sorgféltiger
Prufung” erfolgen kann.

(Zitatbeginn)
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schweig die so genannten ,Empfehlun-
gen fur Radverkehrsanlagen (ERA)" an-
gewendet werden sollten. Auch hier wird
festgehalten, dass die Nutzung der Rad-
wege auf der linken Stral3enseite inner-
orts eine haufige Unfallursache ist

(S. 26), lasst aber einige genau zu pru-
fende Ausnahmen zu. Festzuhalten bleibt
hier, dass eine verbindliche Planungsvor-
gabe wie die ERA fir Braunschweig nicht
Uber dem Gesetz stehen darf: Da die
StvO Zweirichtungsradwege verbietet,
darf die ERA keine Ausnahmen zulassen.
Ein Radweg auf der linken Stral3enseite
in Gegenrichtung (der im Ubrigen nur
wenige Meter lang ware) auf einem Teil-
stuck der Schillstral3e ist somit nicht zu-
lassig.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan
ist aus diesen Grunden unzuléssig, da er
in den genannten Punkten gravierende
Abwagungsmangel enthalt. Als direkt be-
troffener und durch das Vorhaben ge-
schadigter Anwohner behalte ich mir vor,
eine Normenkontrollklage vor dem OVG
Laneburg sowie eine einstweilige Anord-
nung gegen den Bebauungsplan anzu-
strengen.

Die lichte Breite des Radweges ein-
schlie3lich der seitlichen Sicherheitsrau-
me durchgehend in der Regel 2,40 m,
mindestens 2,0 m betragt;

nur wenige Kreuzungen, Einmindungen
und verkehrsreiche Grundstickszufahr-
ten zu Uberqueren sind;

dort auch zwischen dem in Gegenrich-
tung fahrenden Radfahrer und dem Kraft-
fahrzeugverkehr ausreichend Sicht be-
steht.

(Zitatende)

Die Vorgaben sind bei der vorliegenden
Planung erfullt. Ein Zweirichtungsverkehr
ist in diesem Abschnitt zulassig.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Nach Abwéagung aller Belange unter- und
gegeneinander wird festgestellt, dass die
Vorgaben des Baugesetzbuches einge-
halten sind. Den Bedenken und Anre-
gungen wird nicht gefolgt.

Stellungnahme Nr. D2

22.08.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Ausweislich der anliegend im Original
beigefiigten Vollmacht zeige ich an, dass
mich Herr Dietmar Bosse, wohnhaft
Pommernring 10, 38259 Salzgitter, mit
der Wahrnehmung seiner Interessen im
Rahmen des im Betreff bezeichneten
Bebauungsplanverfahrens beauftragt hat.
Dies bezieht sich insbesondere auf die
Abgabe einer Stellungnahme im Rahmen
der bis zum 22.08.2013 bekannt gemach-
ten Auslegung des Planentwurfs.
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Mein Mandant ist Eigentimer erheblicher
Flachenanteile in dem am Bahnhofsum-
feld gelegenen ,Ring Center" sowie der
dem Ring Center benachbarten Park-
platzflache langs des Heinrich-Blssing-
Rings. Insbesondere ist Herr Bosse
Eigentiimer des im Ring Center gelege-
nen Einkaufszentrums und damit Vermie-
ter u. a. der Handelsflachen fir die Fir-
men REWE und TOYS*R“US.

Der vorgelegte Planentwurf ist mit gelten-
dem Recht nicht vereinbar. Dies gilt ins-
besondere im Hinblick auf die nachfol-
genden Erwégungen:

.

Es fehlt an der rechtlich zwingend vorge-
sehenen Durchfiihrung eines Raumord-
nungsverfahrens durch den hierfur zu-
standigen Zweckverband Grof3raum
Braunschweig:

Auf S. 3 des Planentwurfs heil3t es dazu
lediglich, es hatten ,Vorabstimmungen*
Uber die Vertraglichkeit des Vorhabens
mit der Raumordnung ,mit den Unterla-
gen" stattgefunden. Der Zweckverband
GrofRraum Braunschweig (ZGB) habe mit
einem Schreiben vom 28.02.2013 festge-
stellt, dass das Vorhaben den Grundsét-
zen und Zielen der Raumordnung ent-
spreche und deshalb ein Raumordnungs-
verfahren nicht erforderlich sei. Wie im
Einzelnen und insbesondere mit welcher
Begrindung der ZGB - aul3erhalb eines
eingeleiteten Verfahrens - zu der Uber-
zeugung gelangt sein soll, dass das Vor-
haben den Grundséatzen und Zielen der
Raumordnung entspreche, und welche
Unterlagen die Stadt Braunschweig dem
ZGB daflr vorgelegt hat, lasst sich der
Begrundung nicht entnehmen. Auf S. 31
der Begrindung heil3t es denn auch le-
diglich, der ZGB habe ,Einsicht” in Unter
lagen genommen und auf dieser Grund-
lage von der Einleitung eines Raumord-
nungsverfahrens abgesehen. Diese Vor-
gehensweise wird im Entwurf dann als
»2Abstimmung“ bezeichnet.

Die Schaffung eines Bebauungsplans fur
das Vorhaben ohne formliche Durchfih-

Das Vorhaben wurde von der zustandi-
gen Behorde -dem Zweckverband Grol3-
raum Braunschweig (ZGB)- auf Raum-
vertraglichkeit gepruft. Im Ergebnis
kommt der ZGB zu der Aussage, dass
das Vorhaben den Grundséatzen und Zie-
len der Raumordnung entspricht (Schrei-
ben vom 18.02.2013). Es besteht keine
Veranlassung, die Entscheidung des
ZGB anzuzweifeln.
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rung eines Raumordnungsverfahrens ist
jedoch fehlerhaft. Ein solches Verfahren
hat die Stadt Braunschweig in der Ver-
gangenheit selbst fur erforderlich gehal-
ten. Die Durchfiihrung eines Raumord-
nungsverfahrens war Grundlage des Be-
schlusses des Rats der Stadt Braun-
schweig vom 29.11.2010 zur Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans. In der Vorlage der Verwaltung vom
19.11.2010 hierfur heil3t es ausdricklich,
dass der ZGB selbst ,auf die gesetzlich
vorgeschriebene Notwendigkeit, ein
Raumordnungsverfahren durchzufihren”
verwiesen habe. Mit welcher Begrindung
im weiteren Verlauf dann bewusst von
der Einleitung dieses Verfahrens abge-
sehen worden ist, l&sst sich der Begriin-
dung zum Planentwurf nicht entnehmen.

Tatsachlich hatte ein Raumordnungsver-
fahren durchgefihrt werden mussen.

8 15 ROG legt fest, dass in einem be-
sonderen Verfahren - und nicht etwa
durch einfache Einsicht in vorgelegte Un-
terlagen - die Raumvertraglichkeit raum-
bedeutsamer Planungen und Maf3nah-
men im Sinne von § 1 der Raumord-
nungsverordnung zu priufen ist. § 1 Satz
1, Satz 2 Ziffer 19 Raumordnungsverord-
nung legt fest, dass insbesondere fiir die
Planung der Errichtung von Einkaufszen-
tren, grol3flachigen Einzelhandeisbetrie-
ben und sonstigen grol3flachigen Han-
delsbetrieben ein Raumordnungsverfah-
ren durchzufihren ist. Weitere Voraus-
setzung fur diese Regelanwendung ist le-
diglich, dass die Planung im Einzelfall
raumbedeutsam ist und Uberdrtliche Be-
deutung hat.

Beide Voraussetzungen sind erfillt, zu-
mal sich aus der enumerativen Auflistung
in 8 1 Raumordnungsverordnung ergibt,
dass der Verordnungsgeber insbesonde-
re fur die aufgelisteten Planungen und
Malnahmen von einer Raumbedeutsam-
keit und Uberoértlichen Bedeutung aus-
geht. Wie erwéhnt, haben dies ausweis-
lich der Ratsvorlage vom 19.11.2010 so-
wohl die Stadt Braunschweig wie auch
der ZGB und auf dieser Grundlage dann
auch der Rat der Stadt Braunschweig

Die Regelungen in dem Raumordnungs-
gesetz (ROG) sind unstrittig. Gemal § 15
Abs. 1 Satz4 ROG und 8 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 Niedersachsisches Raumord-
nungsgesetz (NROG) kann von der
Durchftihrung eines bundesrechtlich vor-
zusehenden Raumordnungsverfahren
abgesehen werden, wenn die Planung
oder MalRBnahme raumlich und sachlich
hinreichend konkreten Zielen der Raum-
ordnung entspricht. Das ist ausweislich
der raumordnungsrechtlichen Beurteilung
des ZGB der Fall.
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selbst angenommen.

Naher belegt wird die Bedeutung des
Vorhabens sowohl durch die weiteren
Ausfuihrungen in der ausgelegten Plan-
begrindung sowie auch durch den im
Auftrag der Stadt Braunschweig erstellten
stadtebaulichen Rahmenplan.

Aus den Festsetzungen des bisherigen,
fur das Plangebiet geltenden Flachen-
nutzungsplans lasst sich auch nach Dar-
stellung der Stadt Braunschweig der vor-
habenbezogene Bebauungsplan nicht
entwickeln. Deshalb soll der Flachen-
nutzungsplan im Parallelverfahren gean-
dert werden. Dartber hinaus ist das Vor-
haben nach den eigenen Bekundungen
der Stadt mit der bisherigen Fassung des
Zentrenkonzepts nicht vereinbar, so dass
auch das Zentrenkonzept der Stadt
Braunschweig erganzt werden soll. Zu-
sétzlich hat der Rat der Stadt Braun-
schweig die Erstellung eines ,Stadtebau-
lichen Rahmenplans Braunschweiger
Hauptbahnhof und Umfeld" beschlossen,
den in der Folgezeit das Berliner Pla-
nungs- und Architekturblro Herwarth +
Holz entwickelt und erstellt hat. Diese
umfanglichen fur erforderlich gehaltenen
Umplanungen in den verschiedensten
Planbereichen belegen die Bedeutsam-
keit des Vorhabens. Auf S. 7 der Verwal-
tungsvorlage vom 19.11.2010 heildt es
denn auch, dass ,ein Raumordnungsver-
fahren (ROV) fur dieses Projekt durchge-
fuhrt werden* misse. Zur Begriindung
des Planentwurfs wird ausgefihrt, die
Stadt Braunschweig verfolge mit dem zu
schaffenden vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan ein langfristiges Ziel, nam-
lich die Attraktivitatssteigerung des Bahn-
hofsumfeldes. Zur Erreichung dieses
Ziels solle das Einzelhandelsangebot im
Bahnhofsumfeld erweitert und attraktiver
gestaltet werden. Auf S. 30 wird ausge-
fuhrt, die geplante Veranderung sei ,im-
pulsgebend fir eine Aufwertung und
Entwicklung“ auch der angrenzenden Be-
reiche. Insbesondere sei der Buroturm
Jldentitatsstifter (1), zusammen mit dem
Seitenfltigel bilde er ,fur das Stadt-
bild....die stadtebaulich bedeutende

Das Zentrenkonzept der Stadt Braun-
schweig wurde mit Beschluss des Rates
vom 24.06.2013 entsprechend geandert.
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Raumkante® zum Berliner Platz und dem
angrenzenden Platzbereich. Das Plan-
vorhaben fuhre zu einer Beibehaltung
und auch Ergédnzung ,der stadtbildpra-
genden Bebauung®. Der ,weithin sichtba-
re Buroturm*® solle durch einen zweiten
Turm erganzt werden, so dass dadurch
noch die ,raumbildende Wirkung ver-
starkt“ werde. Es werde durch das Vor-
haben sogar ,,das Erscheinungsbild der
Stadt...fUr die in Braunschweig ankom-
menden Reisenden attraktiver®. Damit
greift die Planbegrindung ihrerseits die
Begriundung der Verwaltungsvorlage vom
19.11.2010 und damit auch die Begrin-
dung fur die Fassung des Planaufstel-
lungsbeschlusses durch den Rat der
Stadt Braunschweig auf. Dort heil3t es auf
S. 2, das Plangrundstiick befinde sich
»,Mit seinem auffalligen Blrogebaude-
turm...in stadtebaulich herausgehobener
Situation® und ,liegt damit an einer wichti-
gen nach aufRen besonders wirksamen
Adresse der Stadt“. Die Stadt Braun-
schweig habe mit dem Vorhaben ,nun
erstmalig die Chance, das gesamte Post-
areal zu entwickeln und damit die derzei-
tige stadtebauliche Situation dieses Be-
reichs nachhaltig zu verbessern®. Es solle
ein ,grol3flachiger Entwicklungsschwer-
punkt* geschaffen werden (S. 4), von
dem ,entscheidende Impulse fir die wei-
tere Entwicklung im gesamten Umfeld
des Hauptbahnhofs” zu erwarten seien.

Nicht ohne Grund hat der Rat der Stadt
Braunschweig in Ubernahme der zweiten
Erganzung der Vorlage der Verwaltung
vom 19.11.2010 durch Vorlage vom
29.11.2010 (Drucksache 13.934110) be-
schlossen, den bereits angefuhrten stad-
tebaulichen Rahmenplan zu entwickeln,
,um die weitere Entwicklung im Bahn-
hofsbereich zu steuern®. In dem daraufhin
beauftragten und entwickelten Rahmen-
plan heif3t es im Abschnitt lll. Leitbild und
Ziele" im Abschnitt ,Gesamtstadtisches
Leitbild“, Braunschweig besitze auf ge-
samtstadtischer Ebene bereits eigen-
standige Adressen, eine solche eigen-
standige Adresse existiere jedoch bislang
fur den Hauptbahnhof und sein Umfeld
noch nicht. Das Bahnhofsumfeld sei je-





-13 -

doch ein zentrumsnaher Standort als Tor
zur (Innen-)Stadt. Das von dem Pla-
nungs- und Architekturblro entwickelte
Leitbild ,verdeutlicht den verbindenden
Charakter des Bahnhofs im Stadtgeflige*,
und zwar insbesondere ,auf Uberdrtlicher
Ebene” (!). Es betone die Eigenstandig-
keit sowie den modernen und grof3stadti-
schen Charakter des Hauptbahnhofs und
seines Umfeldes in Abgrenzung zur inne-
ren City mit ihrer historischen Stadtkrone.
Daruber hinaus wirke das ja vor allem
auch fir das vorliegende Plangebiet ent-
wickelte Leitbild ,identitatsstiftend und
vermittelt Dynamik, Modernitat und Urba-
nitat“. Insgesamt ,steht (es) fir eine Neu-
kodierung eines ehemals reinen Transit-
raums...zu einem modernen Dienstleis-
tungs-, Handels- und Wohnstandort* mit
insbesondere ,enormen (baulichen) Ent-
wicklungspotenzialen®. Im Abschnitt
.Masterplan“ des Rahmenplans wird aus-
gefuhrt, die Rahmenplanung solle ,.zur
Grundlage bei der Aufstellung konkreter
Bebauungsplane® werden, und zwar ins-
besondere mit ,Rechtsverbindlichkeit".
Dadurch sollten ,Fehlentwicklungen®
vermieden werden.

Deutlicher lassen sich die Raumbedeut-
samkeit der Planung und ihre auch tber-
oOrtliche Bedeutung kaum beschreiben
und belegen. Von der Durchfihrung ei-
nes Raumordnungsverfahrens héatte des-
halb nicht abgesehen werden durfen.

Il

Planungsrecht muss grundsétzlich wett-
bewerbsneutral sein. Zwar ist richtig,
dass sich ein Eigentimer gewerblicher
Flachen grundsatzlich nicht gegen ein
Hinzutreten weiterer Konkurrenz wehren
kann, die durch die Anderung von Pla-
nungsrecht ermdglicht wird. Allerdings ist
auch in diesem Zusammenhang der Ver-
trauensschutz in den Bestand vorhande-
ner Positionen ein abwagungsrelevanter
Belang (vgl. OVG Luneburg, Urteil vom
24.04.2011, Az. 1 KN 19/05). Daraus
ergibt sich, dass eine Verletzung der ge-
botenen Wettbewerbsneutralitat des Pla-
nungsrechts auch dann vorliegt, wenn ei-

Ein bedeutsames Vorhaben zur Aufwer-
tung des stadtebaulichen Erscheinungs-
bildes im Bahnhofsumfeld der Stadt
Braunschweig mit inrer oberzentralen
Funktion ist nicht gleichzusetzen mit ei-
ner Raumbedeutsamkeit im Sinne der
Raumordnung.

Fur den Bereich des Ring Centers und
Umfeld gilt der Bebauungsplan AW 37,
der entlang des Heinrich-Blssing-Rings
ein Kerngebiet (MK-Gebiet) festsetzt. In
dem Kerngebiet sind Verkaufseinrichtun-
gen aller Einzelhandelsbetriebe ohne
GroRRen- und Sortimentsbegrenzung
madglich. Die geplante Verlagerung des
Lebensmittel-Vollversorgers aus dem
Ring Center in den Bereich des angren-
zenden Parkplatzes wirde einen neuen
Einzelhandelsschwerpunkt schaffen, und
insofern dem Zentrenkonzept zuwider
laufen. Bereits das Urkonzept des
Zentrenkonzeptes Einzelhandel der Stadt
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ne Gemeinde Uber die Bereitstellung
neuer Flachen hinaus Einfluss auf die
Wettbewerbssituation nimmt. In dem der
genannten Entscheidung zugrunde lie-
genden Sachverhalt hatte die dortige
Gemeinde einem vorhandenen Einzel-
handelsbetrieb u. a. durch Erlass einer
Veranderungssperre und Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans jegliche Entwick-
lungsmadglichkeit genommen und in un-
mittelbarer rdumlicher Nahe die Neuan-
siedlung eines leistungsstarken Wettbe-
werbers ermdglicht. Auch wenn dieser
Rechtsstreit damals nicht zu Ende gefuhrt
ist, sondern sich erledigt hatte, ergibt sich
aus der Kostenentscheidung des OVG,
dass eine Abwehrposition des vorhande-
nen Alt-Standortes nicht verneint werden
konnte.

Braunschweig von 1990 sah vor, Be-
bauungsplane mit iberholten MK-
Festsetzungen hinsichtlich ihrer
Zentrenvertraglichkeit zu tberprufen.
Auch der Rahmenplan Braunschweiger
Hauptbahnhof und Umfeld formuliert,
dass eine weitere Verfestigung resp. ein
Ausbau der Einzelhandelsnutzung im Be-
reich des Ringscenters nicht verfolgt
werden sollte. Insofern kann von einer
Wettbewerbsverzerrung im vorliegenden
Fall nicht gesprochen werden.

Der Stadt ist bewusst, dass sie mit dem
Bebauungsplan AW 107 weitere Einzel-
handelsbetriebe zulasst, wahrend die in
der Stellungnahme angesprochene Zu-
rickstellung und Veranderungssperre
westlich des Ringcenters zuséatzliche
Einzelhandelsbetriebe ausschlie3en. Fir
diese Differenzierung gibt es jedoch gute
stadtebauliche Grunde.

Entscheidend fur die Ansiedlung von Bu-
ronutzungen und Einzelhandelsbetrieben
unter Anderung des Zentrenkonzeptes im
Bereich des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes AW 107 war das vorlie-
gende, in sich schlissige Konzept zur
Reaktivierung innerstadtischer Flachen,
in dem neben Einzelhandelsnutzungen
Blronutzungen in erheblichem Umfang
eine wesentliche Rolle spielen. Fur die
Entwicklung dieses Standortes spricht
auch der stadtgestalterische und archi-
tektonische Wert des vorhandenen Bi-
rogebéaudes (,Toblerone*). Zusatzlich
ausschlaggebend war weiterhin die un-
mittelbare Nahe zum Hauptbahnhof und
die Anbindung an den regionalen und
Uberregionalen Personen- Nahverkehr,
sowie die direkte fuBlaufige Anbindung
an den Hauptbahnhof ohne Querung ei-
ner vielbefahrenen mehrspurigen Haupt-
verkehrsstral3e. Dieses Unterscheidungs-
merkmal wird dadurch noch starker, dass
es bei der in der Einwendung angespro-
chenen Zurtckstellung und Verande-
rungssperre um ein neues Vorhaben auf
dem westlich an das Ringcenter an-
schlieBenden Parkplatz ging, der noch
weiter vom Bahnhof entfernt ist als das
bestehende Ringcenter.
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Die im Eigentum meines Mandanten ste-
henden, an das Ring Center angrenzen-
de Parkplatzflache hat die Stadt Braun-
schweig als Reaktion auf eine durch mei-
nen Mandanten gestellte Bauvoranfrage
mit einer Verdnderungssperre tberzogen,
die zwischenzeitlich zweifach verlangert
worden ist. Zur Begrindung hat die Stadt
Braunschweig angefihrt, die von der
Veranderungssperre betroffene Flache
solle von der bisherigen Gebietsfestset-
zung als Kerngebiet in eine Festsetzung
als Gewerbegebiet umgewidmet werden.
Damit wirde meinem Mandanten die bis-
lang im Kerngebiet zuldssige Ansiedlung
grol3erer Einzelhandelsflachen (zusatzlich
oder anstelle von im Ring Center belege-
nen Flachen) genommen. Mit einem
Schreiben vom 15.07.2013 hat die Stadt
Braunschweig (Fachbereich Stadtplanung
& Umweltschutz) bereits mitgeteilt, dass
auf der genannten Parkplatzflache zu-
satzliche zentrenrelevante Flachen, die
Uber das bisherige im Ring Center aus-
genutzte Mal3 hinausgingen, nicht még-
lich seien; dies solle ggf. sogar durch ei-
ne Einbeziehung der bisherigen Be-
standsflachen in einen Bebauungsplan
abgesichert werden. Damit wird meinem
Mandanten, dem ggf. noch nicht einmal
die Mdglichkeit eines erweiternden Be-
standsschutzesi. S. d. § 1 Abs. 10
BauNVO zugebilligt wirde, die Mdglich-
keit genommen, auf ,Abwerbungsversu-
che® angemessen zu reagieren. Das
durch den ausgelegten vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan begunstigte Unter-
nehmen hat bereits tber die Presse ver-
lauten lassen, dass das Spielwarenunter-
nehmen TOYS“R“US das Ring Center
verlassen und in den BrawoPark umzie-
hen wird. Dies hat das Unternehmen
TOYS“R"*US inzwischen auch direkt ge-
genuber meinem Mandanten bestatigt.
Auch der bislang im Ring Center ange-
siedelte REWE-Markt wird weichen.

Diese Konfliktlage zeigt deutlich, dass die
durch den Investor des BrawWoParks ver-
anlassten Beschlussfassungen des Rates
der Stadt Braunschweig und damit auch
der jetzt ausgelegte vorhabenbezogene
Bebauungsplan deutlich tber das hin-

Wie bereits oben beschrieben sieht das
Zentrenkonzept Einzelhandel an dieser
Stelle keinen Einzelhandelsschwerpunkt
vor. Eine rAumliche Verlagerung der be-
reits heute bestehenden Lebensmittel-
Verkaufsflachen bei gleichbleibender
GrolRRe unter rechtlich gesicherter Aufga-
be der bestehenden Flachen im Ring
Center ist grundsatzlich denkbar. Dieses
wurde dem Antragsteller mit Schreiben
vom 15.07.2013 mitgeteilt. Eine Antwort
liegt noch nicht vor. Die zuséatzliche An-
siedlung eines Lebensmittel-
Vollversorgers mit einer Verkaufsflache
von 5.639 m? bei einer bestehenden Ver-
kaufsflache im Ring Center von insge-
samt rd. 12.000 m2 wirde die Nutzungs-
konkurrenz zur Innenstadt verschéarfen.
Der Bestandsschutz fur den vorhande-
nen Einzelhandel im Ring Center gilt
dessen unbenommen. Der vorliegende
Bebauungsplan AW 107 lasst den Be-
stand des Bauplanungsrechtes und der
erteilten Baugenehmigungen im Bereich
des Ringcenters unberihrt. Ein Umbau
oder eine Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen fur die Mieter ist weiterhin
maoglich. Entscheidungen von Unterneh-
men z.B. Uber die Standortwahl unterlie-
gen internen strategischen Entscheidun-
gen und zahlreichen externen Einfluss-
faktoren, auf die von stadtischer Seite
kein Einfluss genommen werden kann.
Eine Wettbewerbsverzerrung ist nicht
gegeben.

Die Errichtung eines Neubaus fir den
Lebensmittel-Vollversorger in den oben
genannten Ausmalfien ist nicht mehr un-
ter dem Oberbegriff Bestandsschutz sub-
sumiert.
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ausgehen, was der Stadt Braunschweig
im Rahmen der Wettbewerbsneutralitat
gestattet ist. Es werden nicht lediglich
Bauflachen fur neue Einzelhandelsnut-
zungen geschaffen, sondern es wird
vielmehr daruber hinaus durch Veréande-
rungssperre und Umplanungsabsichten
im Bereich des Ring Centers und der dor-
tigen Nachbarschaft eine ,Umfeldbereini-
gung"“ zugunsten des Investors des
BraWoParks durchgefuhrt und meinem
Mandanten marktibliche Abwehrreakti-
onsmaglichkeiten genommen.

Das sich daraus ergebende aktive Einmi-
schen der Stadt Braunschweig in die
Marktmechanismen stellt einen VerstolR3
gegen das planungsrechtliche Abwa-
gungsgebot dar.

M.

Die Vorgehensweise der Stadt Braun-
schweig verstol3t dartiber hinaus eklatant
gegen denGrundsatz der Gleichbehand-
lung:

Dass die Stadt Braunschweig verpflichtet
ist, den Grundsatz der Gleichbehandlung
zu achten, hat aktuell das OVG Lineburg
mit einem Urteil vom 18.04.2013 (1 LB
242/11) festgestellt. Wie sich aus einer
Mitteilung der Verwaltung vom
24.07.2013 zu einer Sitzung des Pla-
nungs- und Umweltausschusses am
14.08.2013 ergibt (Drucksache
13.133/13), hat das OVG Lineburg den
durch den Rat der Stadt Braunschweig
beschlossenen Bebauungsplan
,Otto-von-Guericke Stral3e Sudost,

W1 87 fur unwirksam erklart, weil er an
erheblichen Abwagungsmangeln litt. Wie
die Verwaltung selbst darlegt, hat das
OVG ausgefuhrt, es sei nicht nachvoll-
ziehbar, warum dem Sondergebiet des
dortigen Klagers die Nutzungsmoglichkeit
fur eine Verkaufsflache entzogen werde,
wéahrend gleichzeitig dem Sondergebiet
SO1 (SB-Warenhaus) eine
Verkaufsflache von 12.800 m2 mit
zentrenrelevanten Sortimenten zuge-
standen wurde. Fur diese unterschiedli-
che Behandlung gebe es keine gutachter-
lich belegten Griinde, so dass von einer

Das Urteil des OVG Luneburg vom
18.04.2013 zu dem Bebauungsplan
"Otto-von-Guericke Stral3e Sudost,

WI 87" ist auf das vorliegende Planver-
fahren nicht unmittelbar tbertragbar. In
diesem Urteil ging es zum einen um die
Aufhebung eines bestehenden Baurech-
tes fur Einzelhandelssortimente, wahrend
auf einem benachbarten Grundsttick im
gleichen Bebauungsplangebiet ver-
gleichbare Sortimente erweitert wurden.
Der Geltungsbereich des vorliegenden
Bebauungsplanes AW 107 umfasst nicht
den Bereich des Ring Centers und &ndert
folgerichtig auch nicht die Verkaufsfla-
chen in diesem Bereich. In dem Urteil hat
das Nds. OVG die Aufhebung des dorti-
gen Bebauungsplanes zum anderen da-
mit begrundet, dass fur die Umverteilung
der Verkaufsflachen weder eine stadte-
bauliche Begriindung gegeben wurde
noch eine Bewertung der
Zentrenvertraglichkeit der zusatzlich zu-
gelassenen Verkaufsflachen vorgenom-
men wurde. Demgegenuber wurde vor-
liegend ein Einzelhandelsgutachten er-
stellt, welches die Umsatzumverteilungen
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nicht gerechtfertigten Ungleichbehand-
lung auszugehen sei.

Es ist rechtlich nicht haltbar, meinen
Mandanten zu beschranken, gleichzeitig
aber einem finanziell starken und in der
Stadt Braunschweig bedeutsamen Inves-
tor zu gestatten, in unmittelbarer raumli-
cher Nahe viel gré3ere Einzelhandelsfla-
chen zu schaffen. Beide Plangebiete lie-
gen innerhalb des Gebietes, fur den der
Rat der Stadt Braunschweig die Entwick-
lung des stadtebaulichen Rahmenplans
beschlossen hat.

In der Verwaltungsvorlage vom
19.11.2010 fir den Ratsbeschluss vom
29.11.2010 ist auf S. 5 bereits die Be-
furchtung angefuhrt, es kénne zu Un-
gleichbehandlungen von Investoren und
Investments kommen. Diese Befurchtung
hat sich bereits realisiert.

V.

Der Planentwurf verstol3t gegen das
Zentrenkonzept der Stadt Braunschweig,
und zwar auch unter Berucksichtigung
der Tatsache, dass ggf. Erganzungen
und/oder Erweiterungen maglich sind.
Dass dies so ist, hat die Stadt Braun-
schweig in der Verwaltungsvorlage vom
19.11.2010 selbst ausgefuhrt. Mit der be-
absichtigten Anpassung/Fortschreibung
des Zentrenkonzepts wird zum einen ge-
gen Festlegungen des Zentrenkonzepts
verstof3en, wonach bestimmte Waren-
gruppen ausdricklich fur nicht genehmi-
gungsfahig erklart sind, darunter u. a. Le-
bensmittel/Getranke sowie Spielwaren.
Spielwaren waren in der urspringlichen
Planung des Vorhabentragers, die
Grundlage des Ratsbeschlusses vom
29.11.2010 war, nicht vorgesehen. Jetzt
sind sie es.

Daraus ergibt sich, dass die Stadt Braun-
schweig die von ihr selbst aufgestellten

innerhalb Braunschweigs und der umge-
benden Gemeinden und Einzelhandels-
standorte betrachtet hat. Ferner gibt es
gute stadtebauliche Grinde fir die Aus-
weisung zuséatzlicher Verkaufsflachen im
Bebauungsplan AW 107.

Die Grundlage einer gerechten Abwa-
gung ist deshalb gegeben.

Wie bereits oben erwahnt, wurde das
Zentrenkonzept der Stadt Braunschweig
mit Beschluss des Rates vom 24.06.2013
entsprechend geandert.





-18 -

Grundsatze umstoR3t, wenn bestimmte
Planungsabsichten an sie herangetragen
werden, wahrend sie in anderen Fallen
ungleich unter Berufung auf das
Zentrenkonzept daran festhalt. Damit
wird nicht Ungleiches ungleich, sondern
Gleiches ungleich behandelt.

Auch mit dem Zentrenkonzept hat sich
das OVG Luneburg in der vorgenannten
Entscheidung vom 18.04.2013 befasst.
Auch dort hatte die Stadt Braunschweig -
so wie hinsichtlich der langs des Heinrich-
Blssing-Rings gelegenen Parkplatzflache
meines Mandanten — ein 10 Jahre lang
brach liegendes B-Plan-Verfahren reani-
miert und Entwicklungsmaéglichkeiten
ausgeschlossen. Das Gericht hat ausge-
fuhrt, dass das Zentrenkonzept die dorti-
gen Entscheidungen der Stadt Braun-
schweig nicht trage.

Die Durchlécherung des Zentrenkonzepts
ergibt sich aus der Verwaltungspraxis seit
seiner Schaffung. Sie soll auch nach dem
Ratsbeschluss vom 29.11.2010 fortge-
setzt werden, obwohl der Rat mit dieser
Beschlussfassung noch unter Ziffer 9. un-
ter Ubernahme einer entsprechenden
Beschlussfassung der IHK-Vollversamm-
lung im Zusammenhang mit dem vorlie-
genden Planvorhaben festgelegt hatte,
dass die Stadt Braunschweig keine weite-
ren Entwicklungsschwerpunkte fir grof3-
flachigen Einzelhandel mehr zulassen
werde. Dies ergibt sich aus einem Schrei-
ben der Verwaltung an die Fraktionen
des Rates der Stadt Braunschweig vom
18.04.2013 (BraWoPark, Gelande
Braunschweiger Zeitung, Heinrich-der
Lowe-Kaserne). Mit diesen Absichten
werden die sich aus dem Ratsbeschluss
vom 29.11.2010 ergebende Beschran-
kung und das Zentrenkonzept erneut ad
absurdum gefuhrt.

Die restriktive, ungleich behandelnde Hal-
tung der Stadt Braunschweig gegenuber
meinem Mandanten lasst sich mit alle-
dem nicht vereinbaren.

Grundvoraussetzung fur den Ratsbe-
schluss vom 29.11.2010 zur Entwicklung
des Areals im Bereich der ehem. Haupt-
post war die Zustimmung der Vollver-
sammlung der IHK zu der geplanten An-
siedlung. Die Anderungen der Sortimente
und Verringerung der Verkaufsflachen zu
dem damaligen Stand wurden gleichfalls
mit der IHK abgestimmt. Die abgestimm-
ten Verkaufsflachen sind in dem vorlie-
genden Bebauungsplan gehalten.

Das Zentrenkonzept Einzelhandel ist in
einen dynamischen Planungs- und Ent-
wicklungsprozess eingebunden. Insofern
kann das Erfordernis einer Uberarbeitung
oder Fortschreibung immer gegeben
sein. Diese Anderungen werden jedoch
nicht willktrrlich geschehen, sondern wer-
den mit der notwendigen Sorgfalt durch-
zufuihren sein.

Vorschlag der Verwaltung:
Die Planfestsetzungen werden beibehal-
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ten.

Stellungnahme Nr. D3

22.08.2013

Stellungnahme der Verwaltung

Als Burger, sowie als Mitglied des bs-
forum fur burgernahe Stadtplanung e.V.
Ubermittele ich IThnen diverse Anregungen
zum 0.g. Vorhaben.

Prolog:

Es stéarkt nicht das Vertrauen in das Han-
deln der Verwaltung, dass der Aufstel-
lungsbeschluss schon vor der Erstellung
des Rahmenplanes erfolgt ist.

(W. Wiechers / ehem. Leiter der Abtei-
lung Stadterneuerung,

in der Umweltzeitung Juli / Aug. 2013)

Prifung / Abwégung der Ful3- u. Radver-
kehrswege auf der Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung:

Gemessen am BauGB, I. Teil, 8 1/ Abs. 5
»,Nachhaltige stadtebauliche Entwick-
lung“ bringt mit den wirtschaftlichen
und umweltschiitzenden Anforderun-
gen auch: ,,die sozialen Aspekte in
Verantwortung gegeniiber kiinftigen
Generationen in Einklang.“

Die bindende Verknupfung des Aufstel-
lungsbeschlusses mit einer stadtebauli-
chen Rahmenplanung ist nicht erforder-
lich. Gerade vor dem Hintergrund ver-
schiedentlicher Verflechtungen des Plan-
gebietes mit der Umgebung sowie unter-
schiedlicher Anspriche an das Gebiet
und sein Umfeld wurde beschlossen, den
Bebauungsplan durch eine stadtebauli-
che Rahmenplanung zu begleiten.
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1. Der Masterplan ,Weiterfihrung des
Ringgleises®,
-am 28.6.2011 vom Rat verabschie-
det, legt fest :

/ ,Zur Umsetzung seiner Ziele bedarf es
regelmaRig der Ubernahme in die ver-
bindliche Bauleitplanung®;

- Zum Zwecke der ErschlieBung u.
Erlebbarkeit neuer Stadtrdume
Zur positiven stadtdkologischen Wir-
kung

- Zur Naherholung u. Freiraumvernet-
zung

- Zur Schaffung eines pragenden Mar-
kenzeichens

|/ ,Das weitere Bewirken von Aufstellungs-
beschlussen fir Bebauungspléane soll
das stadtische Interesse untermauern®.

Feststellung des bs-forum:

Alle diese Ziele sind durch die Uberbau-
ung des ehem. Postgleises zur privaten
Nutzung der Volksbank, - mit Unterstit-
zung der Bauverwaltung unterbunden
worden, da - wie vorher bekannt - die
.deale Trasse langfristig nicht verwirklicht
werden kann“ (Seite 4, |. Abs. des Rats-
beschlusses vom 28.6.2011).

Wir bitten, im Sinne des o. g. Ratsbe-
schusses, das ehem. Postgleis in einer
Breite von 5 Metern auf dem BraWoPark-
Gelande , - mit allen juristischen Mitteln
der 6ffentlichen Nutzung zuzufihren.

(Wir bitten um Nachsicht, dass aus Zeit-
grinden die weiteren Ausfliihrungen
handschriftlich geschehen.)

2. Der Rahmenplan
ist behordenverbindlich, um bestimmte
stadtische Bereiche unter Schutz zu
stellen;
er soll hilfreich fir Investoren u. die
Offentlichkeitsbeteiligung sein.

Der im Bereich des Bebauungsplans
AW 107 liegende Teil des ,Postgleises”
ist nicht Gegenstand des Ratsbeschlus-
ses vom 28.06.2011.

Der Rahmenplan wurde vom zustandigen
Fachausschuss des Rates zur Kenntnis
genommen. Er entwickelt insofern noch
nicht des Status einer sonstigen stadte-
baulichen Planung im Sinne von 8 1 Abs.
6 Nr. 11 BauGB. Gleichwohl geben seine
Aussagen Hinweise fur weiterfiihrende,
nachfolgende Planungen. Von einer Be-
hordenverbindlichkeit kann im vorliegen-
den Fall nicht ausgegangen werden. Im
Ubrigen ist auch eine stadtebauliche Pla-
nung im Sinne des 8 1 Abs. 6 Nr. 11
BauGB in der Bauleitplanung nicht ver-
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Im Rahmenplan ,BS-Hbf. u. Umfeld"

- als" gemeinsame, verlassliche Hand-

lungsgrundlage” vom Marz 2012, heif3t

es:

/ Punkt 2.4.3 Rad- u. FuRBwegnetz, S. 36

- Ringschluss: direkte Wegeverbindung
zwischen sudl. u. 6stl. Ringgleis

- Umnutzung des Postgleises

| Seite 72 MalRnahmenkonzept:
.ES wird eine quartiersubergreifende
Netzerganzung fur Ful3ganger u. Rad-
fahrer mit der Nutzung des Postgleises
u. einem Durchstich des Pakettunnels
angeregt.

Stellungnahme — bs-forum:

Im 0. g. Bebauungsplan soll der Ful3-
Radweg auf dem ehem. Postgleis durch
die Bauabsicht der Volksbank um 350
Meter unterbrochen werden.

- Die Burgerinnen und Burger des Quar-
tiers sowie der Ubrigen Stadtteile, vor al-
lem Werktéatige des Marienstiftes, des
Westermannverlages und Schuilerinnen
u. Schler der Christophorus Schule
werden gezwungen uber die Rietschel-
str./ Mentestr. nordlich (1)

bindlich, sondern lediglich einer von ver-
schiedenen abwagungserheblichen Be-
langen.

Die Wegefuhrung steht im Zusammen-
hang mit dem nicht realisierten direkten
Anschluss an den Pakettunnel und ist die
entwickelte Alternative zum Anschluss an
den Postgleisweg, der damit im weiteren
Verlauf an den Ringgleisweg anschlief3t.
Die Radwegefuhrung durch das Plange-
biet wird im Durchfihrungsvertrag, der
Bestandteil des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans ist, mit einer Breite von
4,50 m bis 5,00 m im Bereich der inter-
nen ErschlielBungen und der Parkie-
rungsflachen geregelt. In den Bereichen,
in denen zum Schutz der Anwohner
LarmschutzmalRnahmen festgesetzt sind,
erfolgt im Plangebiet eine Sicherung in
3,00 m Breite. Hier ist geplant, im Rah-
men der Ausfihrung eine Erweiterung
des Bereichs auf die angrenzenden
Grundstiicke zu verfolgen, auf die der
Bebauungsplan keinen "Zugriff" hat. In-
sofern wird den Anforderungen der We-
gebreite weitestgehend entsprochen.

Es besteht derzeit weder Ful3- noch
Radweg auf dem ehemaligen Postgleis.
Von einer Unterbrechung kann insofern
nicht die Rede sein.

Zweifellos stellt ein Ringgleisweg in sei-
ner endgiltigen Herstellung eine erhebli-
che Aufwertung und Verbesserung der
quartiersubergreifenden Wegebeziehun-
gen dar. Es ist die Absicht der Stadt, die-
sen Weg perspektivisch herzustellen.
Dabei zeigen sich an verschiedenen Stel-
len Umsetzungshemmnisse, die tber-
wunden werden missen. Um solche
Hemmnisse zu tberwinden, sind auch Al-
ternativen zu bewerten. Im Bereich des
BraWoParks konnte mit einer gesicher-
ten Querungsmoglichkeit Gber das Ge-
lande eine vertretbare Alternative gefun-
den werden, die eine vollstandige Unter-
brechung des zuklnftigen Ringgleises
verhindert. Es wird nicht verkannt, dass
eine solche Lésung gegeniber einer
vollstdndig von anderen Nutzungen ab-
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a) um den BraWoPark herumzufahren, -
Uber die Schillstr. mit taglich 16 Tds.
Fahrzeugen, um die Pakettunnel-
durchfahrt nach Siden zu erreichen,

b) wenn sie sich nicht der Gefahr einer
Querung des Grol3parkplatzes mit
4.300 Kfz-Zu- u. Abfahrten aussetzen
wollen:

Gerade einmal 60 Meter betragt die
Rad-FuRweg-Einsparung, bei der sie
von rangierenden Kfz- und Schwer-
lastverkehr umgeben sind!

c) In der Gegenrichtung ,besteht unbe-
nommen von der vorliegenden Pla-
nung, weiterhin die Planungsabsicht
der Nutzung von Pakettunnel u. Post-
gleisweg, unter Einbeziehung des
Ful3- u. Radwegenetzes entlang der
offentlichen Stral3en*®

(Erlauterung im o. g. B-Plan)

Seite 45 der Begriindung des o. g. B-

Planes:

/ Mit der Folge, dass ,aufgrund der tber-
breiten Ein-Ausfahrt auf der Schillstr.
zum Fachmarkt zeitweise mit Behinde-
rungen der Fuldganger u. Radfahrer ge-
rechnet werden muss."

/ Mit der weiteren Folge: Ein Zweirich-
tungsradweg muss auf der Nordseite
der Schillstr. eingerichtet werden, um
das Quatrtier zu erreichen.

gekoppelten Fuhrung zurticksteht.
Gleichwohl wird der gefundene Kompro-
miss fur vertretbar gehalten. Dabei ist
auch zu berucksichtigen, dass es bislang
keine Wegefuhrung fur Ful3ganger und
Radfahrer Uber das ehemalige Postge-
lande gibt und die im Bebauungsplan ge-
fundene L6sung daher eine Verbesse-
rung darstellt.

Die Begrindung wird Uberarbeitet. Es
wird klargestellt, dass im Zu- und Aus-
fahrtsbereich aufgrund der Breite ein
Schutzbereich eingerichtet wird, der eine
sichere Querung der Ful3ganger und
Radfahrer gewahrleistet.

Der direkte Anschluss an den geplanten
Postgleis-/ Ringgleisweg fur die Werkta-
tigen des Westermannverlages und des
Marienstifts sowie die Schiler der
Christophorusschule bleibt von der Pla-
nung unbenommen.

Die Sicherung der Wegefuhrung nach
Suden ist durch die entwickelte Alternati-
ve im Plangebiet erfolgt. Dartber hinaus
wird Uber das bestehende offentliche
Wegenetz der noch zu 6ffnende Paket-
tunnel erreicht werden, so dass die An-
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Feststellung des bs-forum:

/ Laut VwV zur StVO 11/33.1/2009 sollen
linke Radwege flr die Gegenrichtung
grundsatzlich nicht angeordnet werden,
- wegen besonderer Gefahren.

bindung fir Ful3- und Radfahrer an die
Wohnquartiere im Suden des Stadtgebie-
tes gesichert ist.

Um eine sichere Querung der Zufahrt
zum Fachmarktzentrum zu gewahrleis-
ten, wird eine Insel fur die Fuldganger
und Radfahrer in der Einfahrt angelegt.
Diese wie auch der Zweirichtungsradweg
wurde durch einen Fachplaner empfoh-
len.

Die verkehrssichere Ausgestaltung im
Parkplatzbereich erfolgt im Rahmen der
Ausfuhrung. Unbenommen davon gilt
auch hier die Stral3enverkehrsordnung.

In dem angesprochenen § 2 Abs. 4

Satz 4 StvO ist geregelt, unter welchen
Voraussetzungen linke Fahrradwege be-
nutzt werden durfen.

Die angesprochene allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur StvO regelt dabei
weitreichender, wie in der Stellungnahme
richtig zitiert. Im weiteren Verlauf der
Verwaltungsvorschrift ist jedoch auch ge-
regelt, wann eine Freigabe baulich ange-
legter linker Radwege "nach sorgfaltiger
Prufung” erfolgen kann.

(Zitatbeginn)

Die lichte Breite des Radweges ein-
schlie3lich der seitlichen Sicherheitsrau-
me durchgehend in der Regel 2,40 m,
mindestens 2,0 m betragt;

nur wenige Kreuzungen, Einmindungen
und verkehrsreiche Grundstickszufahr-
ten zu Uberqueren sind;

dort auch zwischen dem in Gegenrich-
tung fahrenden Radfahrer und dem Kraft-
fahrzeugverkehr ausreichend Sicht be-
steht.

(Zitatende)
Die Vorgaben sind bei der vorliegenden

Planung erfullt. Ein Zweirichtungsverkehr
ist in diesem Abschnitt zulassig.
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/ Der Rahmenplan, als gemeinsame, ver-
lassliche Handlungsgrundlage, war seit
Méarz 2012 o6ffentlich zuganglich.

Ein Jahr lang (!) bis zum 10.4.2013 im
Planungs- u. Umw.-Ausschuss haben
sich

- ein einsamer Projektentwickler

- und die begleitende Verwaltung

nicht um die Umsetzung der Inhalte des
Masterplanes und des Rahmenplanes
gekimmert.

- Erst auf Initiative des bs-Forum, mit
Unterstitzung der BIBS-Fraktion, stellte
der Baudezernent

im Planungs- u. Umw.-Ausschuss am
10.4.13

die Uberlegung an, - sinngemaf:

,Man kann Uber das Parkplatzgebiet ei-
nen Radweg legen und an der nordostli-
chen Ecke an das Postgleis anschlie-
Ben.’

Kommentar, bs-forum
Fragen an die Verkehrsspezialisten:

/ Denkt denn niemand an die prognosti-
zierten 4.330 Burger im Pkw, die sich
taglich beim fréhlichen Einkaufs-
Einparken von querenden Ful3- u. Rad-
fahrern Uberraschen lassen mussen
... oder gar ,nervig“ gemacht werden?

/ Denkt denn niemand an die Initiative
des ,Zweckverbandes GrofRraum BS*
den Radtourismus anzukurbeln?

Sollen die Gaste Braunschweigs,

- anstatt vom Postgleis aus, Uber den
Berliner Platz zu den Iduna-Hochhau-
sern u. den Ubrigen grof3stadtischen

Eindriicken - vom Pakettunnel aus in ein

Parkplatzgewihl gezwangt werden?

/ Hat der Zweckverband, als Trager of-
fentlicher Belange eine Aufforderung
bekommen, sich zum F-Plan zu &u-
Rern?

(Bezgl. ,3. Flachen fur tberortlichen
Verkehr?*)

Der Rahmenplan wurde vom zustandigen
Fachausschuss des Rates zur Kenntnis
genommen. Er entwickelt insofern noch
nicht des Status einer sonstigen stadte-
baulichen Planung im Sinne von 8 1 Abs.
6 Nr. 11 BauGB. Gleichwohl geben seine
Aussagen Hinweise fur weiterfiihrende,
nachfolgende Planungen. Diese sind seit
Beginn in den Planungsprozess mit ein-
geflossen und unter Berucksichtigung der
aktuellen Gegebenheiten in der Planung
umgesetzt worden.

Es trifft nicht zu, dass erstmalig am
10.04.2013 uber einen uber das Gelande
gefuhrten Weg nachgedacht wurde.

Der ZGB ist im Rahmen des Flachennut-
zungs- und Bebauungsplanverfahrens zu
beiden Verfahrensschritten beteiligt wor-
den. Im Rahmen der friihzeitigen Trager-
beteiligung gem. 8§ 4 (1) BauGB zum Be-
bauungsplan hat er eine Stellungnahme
abgegeben. Bezuglich ,Flachen fir den
Uberdrtlichen Verkehr” hat er sich nicht
geaulert.
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/ Bedenkt denn niemand, dass hier auf
Wunsch des Investors — der naturlich
selber damit Gberfordert ist -,
eine ,Kreative Stadtentwicklung zum
Wohle der Allgemeinheit” stattfinden
soll,

- mit ,neuen Impulsen fir das Quartier*

- mit einer ,stadtraumlichen Integration
des BraWoParks in die Nachbar-
schaft"

- statt des derzeitigen Versuchs:
Die Nachbarschaft in einen Parkplatz
ZuU zwangen,
nach einer unter Zeitdruck durchge-
peitschten Offentlichkeitsbeteiligung:
~Wir kdnnen nicht dauernd vor- u. zu-
rickspringen”
- der Baudezernent -,
anstatt Sach-Argumente beizutragen,
- zum Zeitpunkt der Fruhzeitigen Bur-
gerbeteiligung.

Bei der Antragstellung der BIBS-Frak-
tion am 10.4.2013 zur Realisierung ei-
ner ,Quartieriibergreifenden Netzergan-
zung fur FuRganger und Radfahrer tber
das ehemalige Postgleis und durch den
Pakettunnel am Hauptbahnhof* werden
die Ratsmitglieder durch Falschaussa-
gen in die Irre geleitet:

Ein Mitglied der planenden Verwaltung,
- ein Fachmann - behauptet, wegen
Stutzmauern wirden hohe Kosten ent-
stehen!

/ Diese Stutzmauern missen auch bei
der derzeitigen Planung erstellt werden.

/ Wegen ,entfallender Parkplatzreihen”
entstehen keine ,sehr hohen Kosten®.

Mit unsachlichen, emotionalisierenden
Argumenten durch die Verwaltung wer-
den die Ratsmitglieder in ihren Entschei-
dungen beeinflusst.

d) Betr. 5.6.3/ S. 43 der Begrindung
des B-Planes
Der ,Postgleisweqg” soll aufgegeben
werden, wegen
1. erforderlicher Sicherung der in Be-

Stadtentwicklung hat mehr Aspekte als
die Ful3- und Radwegefuhrung. Hauptziel
der Planung war es eine innerstadtische
Flache, auf der die bestehende Nutzung
aufgegeben worden ist, einer Nachnut-
zung zuzufihren.
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trieb befindlichen Gleisanlage;
2. wegen erforderlicher Sicherung der
Bdschung zum Fachmarkt.

Kommentar, bs-forum:

Zul.

Das parallel verlaufende Gleis, liegt hinter
einer 2 Meter breiten Masten-Schneise /
siehe Anlage Fotodokumente!

Zu 2.

Die Sicherung der Nutzung an einer ab-
fallenden B6schung kann durch Gebau-
degestaltung sowie eine Bezaunung —wie
beim westlichen Ringgleis an der Garten-
stadt- problemlos durchgefiihrt werden.

Auch diese Begrindungen der Verwal-
tung sind sachlich nicht relevant und so-
mit irrefihrend fir die Ratsmitglieder!

Wir bitten um eine deutliche Korrektur der
B-Plan-Erlauterungen.

,Die Verwaltung hat dem Rat zu dienen®!
Lt. Verwaltungsgericht/ BZ 26.4.13

e) In der Anlage legen wir eine Unter-
schriften-Sammlung bei, die sich
nach zwei 6ffentlichen Veranstaltun-
gen (Brunsviga u. Ringgl.-Tour) auf-
gesammelt haben:

Als Bekundung von Burgern fiir einen
5 Meter breiten Ful3-Radweg an der
Sudgrenze des BraWoParks.

f) Ebenso figen wir als kreative Anre-
gung eine Skizze des um 5 Meter
verschobenen Fachmarktes bei;

- 88 von 1.870 Parkplatzen
- 360 von 12.700 m2 Verkaufsflache
wirde es die Volksbank ,kosten®.

Wir bitten um Einwirkung bei dem Inves-
tor flr eine birgernahe Erschliel3ung des
BraWoParks durch einen Nachbar-

schaftsweq.

Epilog:

Verantwortliche Vertreter der Banken- Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
Branche sind ,Dank eines sensiblen Be- men.

wusstseins‘ aktuell zu folgender Einsicht
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gekommen:

.Mit der Freiheit der Finanzmarkte ist
auch eine Verantwortung bzgl. der Frei-
heit der Politik verbunden; - es gibt eine
~,moralische Dimension*!

Nicht alles, was legal ist, ist auch legitim,
- nicht alles, was gemacht werden darf,
muss auch gemacht werden ...*"

A. Dibelius

Europa Reprasentant

von Goldmann Sachs

Vorschlag der Verwaltung:
Die Planfestsetzungen werden beibehal-
ten.






		22.08.2013

		Stellungnahme Nr. D3

		11.07.2013

		Prolog:

		Es stärkt nicht das Vertrauen in das Handeln der Verwaltung, dass der Aufstellungsbeschluss schon vor der Erstellung des Rahmenplanes erfolgt ist.

		(W. Wiechers / ehem. Leiter der Abteilung Stadterneuerung,

		in der Umweltzeitung Juli / Aug. 2013 )

		1. Der Masterplan „Weiterführung des Ringgleises“, 

		- am 28.6.2011 vom Rat verabschiedet, legt fest :

		/ „Zur Umsetzung seiner Ziele bedarf es regelmäßig der Übernahme in die verbindliche Bauleitplanung“;

		- Zum Zwecke der Erschließung u. Erlebbarkeit neuer Stadträume

		Zur positiven stadtökologischen Wirkung

		- Zur Naherholung u. Freiraumvernet- zung

		- Zur Schaffung eines prägenden Markenzeichens

		/ „Das weitere Bewirken von Aufstellungs-beschlüssen für Bebauungspläne soll das städtische Interesse untermauern“.

		Feststellung des bs-forum: 

		Alle diese Ziele sind durch die Überbauung des ehem. Postgleises zur privaten Nutzung der Volksbank, - mit Unterstützung der Bauverwaltung unterbunden worden, da - wie vorher bekannt - die „ideale Trasse langfristig nicht verwirklicht werden kann“ (Seite 4, l. Abs. des Ratsbeschlusses vom 28.6.2011).
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost AW 107
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Stadt % Braunschweig Anlage 3.1

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost AW 107

Zeichnerische Festsetzungen
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
Berliner Platz - Nordost AW 107

Vorhabenplan
Lageplan Legende
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Baume, GrolRkronig - mit besonderer Funktion
Baume, Grol3kronig - Parkplatzbegriinung
Baume, Klein-, mittelkronig
Strauchgruppe (Unterpflanzung}

Hecke

Pflanzfliche (Stauden, Bische, Bdume)
Ausgleichsflache (Grin)

Gebaude - Bestand

Gebaude - Planung (Markt, Buros)
Fahrbahn - bitum. Oberfldche
Entwésserungsrinnen - Betonstein
Radweg - Pflaster

Schutzstreifen - Pflaster

Anlieferzone, Abstell- und Freihalteflache

Mischverkehr, Taxen, FW-Umfahrt, Radfahrer
Gehweg - Pflaster

Flache fur Aussenbestuhlung Gastronomie - Pflaster

Die Stellplatzlange betragt 5,0 m, gof. 4,5 m + 0,5 m Uberhang
PKW - Stellplatze (BC-Il - 110 St. - Breite 2,5 m)
PKW - Stellplatze (BC-I+11l - 53 St. - Breite 2,5 m}
PKW - Stellplétze (Markt - 442 St. - Breite div.}

PKW - Stellplaize (Lange 5,0m) mit Anfahrbegrenzung

PKW - Stellplatze (Markt - 157 St. - Breite 2,5 m)

PKW - Stellplatze (Markt - 248 St. - Breite 2,75 m)

PKW - Stellplaize (Markt - 8 St. - Breite 3,5 m - Behind.)
PKW - Stellplatze (Markt - 29 St. - Breite 2,5 m - Mitarb )

[ | PKW - Steliplatze (Kompensation - 25 St. - Br. 2,5 m)
.
L]

Entfall durch Umbau der Schillstrale und des Berliner Platzes, Einfahrtbereiche Markt und
Businesscenter

Larmschutzwand, Hohe 2,0 m

Larmschutzwand, Héhe 3,7 m

=—— Absperreinrichtung - Schranke
©

Absperreinrichtung - Poller

111337 Abstellort fur Fahrrader (ca. 310 St)
Stahlbiigel mit lichter Weite 80 cm
Marktbereich 104 St.
Birobereiche 207 St.

ﬁﬁﬁﬁ Fahrraderstander im éffentlichen Bereich

Stahlbugel mit lichter Weite 80 cm
Bereich sudl. Tablerone min. 40 St. maglich

Aufstellflache fir Feuerwehr (7,0 X 12,0 m)






